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Tabelle 23: Übersicht über Instrumente und Adressaten der Familienverbände in 
unterschiedlichen Phasen des ElterngeldPlus-Prozesses; eigene Darstellung
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Unter Punkt 2.3.3 wurden außerdem verschiedene Ansätze zur Unterscheidung von Lob-
byingstrategien vorgestellt. In den folgenden Abschnitten wird – mit Bezug auf Ergeb-
nisse aus den Interviews zu Instrumenten (inkl. Kampagnen) und Strategie – dargestellt, 
inwiefern verschiedene Strategiearten im Handeln der untersuchten Verbände zu erken-
nen sind. 

Hinsichtlich inside und outside lobbying zeigt untenstehende Darstellung (Tabelle 24) zu-
nächst, welche Instrumente welcher Strategieart zuzuordnen sind. 

Instrumente inside lobbying (12) Instrumente outside lobbying (10)
Stellungnahmen Referentenentwurf
Stellungnahmen Gesetzentwurf

Kampagnen

Anhörungen Ministerium
Anhörung Bundestag

Pressemitteilungen 

Parlamentarische Abende/Frühstücke Interviews 
Fachgespräche mit politischer Ebene Social Media 
Fachgespräche mit anderen Verbänden Petition/Sammelbrief
Persönliche Gespräche/
Hintergrundgespräche

Wahlprüfsteine

Telefongespräche Vorträge
Mails Einbindung sonstiger Multiplikatoren
Briefe Einbindung Familien als Multiplikatoren
Gremienarbeit Homepage der Verbände

Schnittstellen-Instrumente (7)
Durchführung und Veröffentlichung von Studien

Präsenz auf Messen und Parteitagen
Positionspapiere

Fachinformationen
Fachveranstaltungen

Newsletter
Mitgliedermagazin/Verbandszeitschrift

Tabelle 24: Zuordnung der Instrumente zu inside und outside lobbying; eigene Darstellung

In Kapitel 2.3.3 wurden verschiedene Definitionsansätze für inside und outside lobbying 
skizziert. Für die hier vorgenommene Zuordnung spielte primär der Ansatz von De Bruycker 
und Beyers eine Rolle. Zudem wurde auf dieser Basis folgende Entscheidungsgrundlage 
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herangezogen: Richtet sich ein Instrument primär an die Öffentlichkeit und nur indirekt an 
die politischen Adressaten, wurde es als taktisches Element von outside lobbying definiert. 
Dabei ist für einige Instrumente keine klare Zuordnung möglich, da sich diese sowohl an die 
Öffentlichkeit als auch an die politischen Adressaten richten können: Dies gilt vor allem für 
Positionspapiere und Fachinformationen, unter Umständen auch für Fachveranstaltungen, 
Verbandszeitschrift, Newsletter und Präsenz auf Parteitagen und Messen. Ebenso werden 
politische Adressaten über relevante Studien zu bestimmten Themen informiert. Allerdings 
dienen solche Studien ebenso der Information der Öffentlichkeit bzw. der Fachkreise und 
stützen ggf. die Argumentation. Anzumerken ist weiterhin, dass die politischen Adressaten 
ebenso von den Inhalten weiterer Instrumente u. U. Kenntnis bekommen. Dies gilt etwa für 
Social Media oder Interviews. Hier wird in erster Linie allerdings auch die Öffentlichkeit 
adressiert. 

Die nächste Darstellung (Tabelle 25) zeigt, wie viele Instrumente aus der jeweiligen Strate-
gieart bei ElterngeldPlus und unabhängig davon genutzt wurden.242

inside lobbying
(19 Instrumente)

outside lobbying
(17 Instrumente)

Insgesamt 29 Instrumente
ElterngeldPlus Allgemein ElterngeldPlus Allgemein

12 (von 19) 18 (von 19) 9 (von 17) 17 (von 17)

Tabelle 25: Zahl der Instrumente, die aus der jeweiligen Strategieart genutzt wurden – 
allgemein und ElterngeldPlus; eigene Darstellung

Diese Zahlen deuten darauf hin, dass die beiden Strategiearten inside und outside lobbying 
insgesamt fast gleichbedeutend sind. Für ElterngeldPlus überwiegen die Elemente von inside 
lobbying etwas. Wie beschrieben war eine Kampagne für diesen Prozess nicht geeignet. Für 
den Einsatz weiterer Instrumente aus diesem Bereich ergab sich keine Möglichkeit oder Not-
wendigkeit. Eine weitere Differenzierung bei den outside lobbyinginstrumenten in solche, die 
viele personelle, finanzielle oder zeitliche Ressourcen binden bzw. für die Kooperationen ein-
gegangen werden müssen (z. B. Kampagnen) und Instrumente, die mit weniger Aufwand ein-
hergehen, ergibt folgendes Bild (Tabelle 26): 

242	 Die 7 Instrumente, die an der Schnittstelle stehen (siehe oben) wurden zu beiden Strategiearten 
gezählt.
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Mobilisierende Instrumente Instrumente mit primär informativem 
Charakter

–	 Kampagnen 
–	 Petitionen/Sammelbriefe
–	 Einbindung Familien als 

Multiplikatoren
–	 Einbindung sonstiger Multiplikatoren

–	 Pressemitteilungen
–	 Social Media
–	 Interviews 
–	 Wahlprüfsteine
–	 Vorträge
–	 Präsenz auf Messen und Parteitagen
–	 Durchführung und Veröffentlichung 

von Studien
–	 Positionspapiere
–	 Fachinformationen
–	 Fachveranstaltungen
–	 Newsletter 
–	 Mitgliedermagazin/Verbandszeitschrift
–	 Homepage
–	 Gremienarbeit

ElterngeldPlus Allgemein ElterngeldPlus Allgemein
1243 4 8 14

Tabelle 26: Gegenüberstellung Zahl der Instrumente des outside lobbying mit mobilisierendem 
bzw. informativem Charakter; eigene Darstellung

Es werden allgemein primär Instrumente genutzt, welche die Verbände eigenständig einset-
zen können, für die sich der Aufwand in Grenzen hält und die weniger mobilisierenden als 
informativen Charakter haben: Pressemitteilungen, Homepage, Newsletter etc. Daher sind 
Instrumente, die im engeren Sinne zum outside lobbying gehören, weil sie stark mobilisierend 
sind, zumindest quantitativ deutlich weniger von Bedeutung.244 Damit sind Ähnlichkeiten zu 
den Ergebnissen von Kollman (siehe dazu genauer: Kapitel 2.3) zu erkennen. Demnach wer-
den mobilisierende Instrumente seltener eingesetzt. Ressourcenintensive, mobilisierende Ins-
trumente wie Kampagnen werden außerdem primär im Rahmen von Bündnissen eingesetzt. 
Die Recherchen haben außerdem ergeben, dass es sich bei den Kampagnen, an denen sich die 

243	 Hier handelt es sich um den Sammelbrief, der nach Aussage eines Verbandes an die familienpoliti-
schen Sprecher verschickt wurde. Wie beschrieben, konnten dafür aber keine Nachweise gefunden 
werden, sodass dieses Ergebnis relativiert werden muss. 

244	 Die Zahlen sagen allerdings nichts darüber aus, wie häufig das jeweilige Instrument von einzelnen 
Verbänden eingesetzt wird, wie hoch also die Einsatzfrequenz des jeweiligen Instruments ist. 
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Verbände über Kooperationen beteiligen, um wenige, langfristige Kampagnen handelt, sodass 
die Ressourcen hier sehr sparsam eingesetzt werden können, da der größte Aufwand mit der 
Organisation bzw. dem Start von Kampagnen einhergeht. Das Ergebnis, dass Instrumente des 
outside lobbying mit primär informativem Charakter überwiegen, wäre vermutlich noch deut-
licher, wenn auch solche Instrumente wie die Mobilisierung von Wählern für oder gegen einen 
Kandidaten oder eine Partei in einem Wahlkampf berücksichtigt würden, die im Rahmen die-
ser Studie keine Rolle spielen. 

Ein Vergleich mit Berrys Ansatz zu Strategien und Taktiken ergibt: Lediglich Sammelbriefe 
und bei einem Verband der Hinweis darauf, dass er Testimonials und bekannte Mitglieder für 
Botschaften einsetzt (influential members) sind nach Berry Taktiken des outside lobbying, die 
zur Strategieart ‚Constituency Influence and Pressure‘ (siehe Berry unter Punkt 2.3.3) passen. 

Ebenfalls wenige Taktiken werden aus dem Bereich ‚Embarrassment and Confrontation‘ an-
gewandt. Umgekehrt ist zu erkennen, dass aus der Strategie-Art ‚Information‘ alle zugehörigen 
Taktiken auch für die Familienverbände von Bedeutung sind.

Abbildung 24 zeigt nochmals Berrys Schema. Die Taktiken, die auch für die Familienver-
bände nachgewiesen wurden, sind dunkel hervorgehoben.

Damit manifestiert sich auch für dieses Modell, dass für die Familienverbände vor allem 
Taktiken des inside lobbying relevant sind. 

Gemeinsam mit den Aussagen der Verbände zu Kampagnen lässt dieser differenzierte Blick 
und Vergleich mit Strategieansätzen aus der Literatur den Rückschluss zu, dass das inside lob-
bying als Strategie für die Familienverbände – vor allem, wenn sie alleine bzw. eigenständig 
durchgeführt wird245 – die geeignetere Strategie ist. Für den ElterngeldPlus-Prozess gilt dies 
in besonderer Weise, was mit den bereits beim Punkt Kampagne beschriebenen Faktoren zu-
sammenhängt. Etwas weniger deutlich zeigt es sich für die generelle Arbeit. Eine mögliche Er-
klärung für dieses Ergebnis sind die eher geringen Ressourcen, die den Familienverbänden zur 
Verfügung stehen. Wie dargestellt, können mobilisierende Instrumente, insbesondere Kampa-
gnen, viele Ressourcen binden. So sind Kampagnen unter Umständen sehr geldintensiv. Au-
ßerdem geht mit der Planung und Umsetzung einer Kampagne ein hoher Zeitaufwand einher, 
was wiederum viel Personal erfordert und bindet, welches bei den Familienverbänden jedoch 
nur begrenzt zur Verfügung steht. Die Betrachtung der allgemeinen personellen Kapazitäten 
der untersuchten Verbände und der Zuständigkeiten für den Bereich Presse/Kommunikation/
Medien, ergibt folgendes Bild246 (Tabelle 27):

245	 Obgleich hier nicht der Erfolg bzw. der Einfluss der Strategien gemessen wurde, steht dieses Ergebnis 
bzgl. der Koalitionen im Einklang mit Thesen aus der Theorie (z. B. Bruycker/Beyers), wonach Ko-
operationen bzw. Koalitionen hilfreich bei der Umsetzung von outside lobbying sein können. 

246	 Es wurden nur die Verbände angeführt, für die sich eindeutige Zahlen recherchieren ließen, daher 
fehlt PFAD.
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Abbildung 24: Taktiken der Familienverbände nach dem Strategiemodell von Berry; 
eigene Darstellung nach Berry 1977, S. 263.
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Verband247 Zahl der hauptamtlichen 
Mitarbeiter (z. B. in der 
Geschäftsstelle) gesamt

Zahl der Mitarbeiter im Bereich 
Presse/Öffentlichkeitsarbeit/
Marketing 

Deutscher 
Familienverband

5 1

Familienbund der 
Katholiken

5 1

Evangelische Arbeitsge-
meinschaft Familie

10 1

Verband bina-
tionaler Familien und 
Partnerschaften

8 2

Verband alleinerziehen-
der Mütter und Väter

5 Keine Angaben möglich

Verband kinderreicher 
Familien Deutschland

Keine Angaben möglich 1

Lesben- und Schwulen-
verband Deutschland 

11 1

Zukunftsforum Familie 5 Keine Angaben möglich

Tabelle 27: Zahl hauptamtlicher Mitarbeiter der Familienverbände gesamt und im Bereich 
Presse/Öffentlichkeitsarbeit/Marketing; eigene Darstellung (Stand: April 2021)

Es sind bei den Verbänden maximal zwei Mitarbeiter mit dem Thema Presse/Kommunika-
tion/Medien betraut. Aus der Zahl der Mitarbeiter lässt sich kein Rückschluss auf die exakte 
Stundenzahl ziehen, die für Verbandstätigkeiten in diesem Bereich zur Verfügung steht. Den-
noch unterstreicht diese Zahl die Vermutung, dass die personellen und zeitlichen Ressourcen 
für outside lobbying bei den Familienverbänden stark begrenzt sind. Noch deutlicher wird 
dies im Vergleich zu Verbänden anderer Branchen, von denen beispielhaft einige ausgewählt 
wurden (Tabelle 28). Sowohl die gesamte Zahl der Mitarbeiter als auch jener, die für Presse/
Öffentlichkeitsarbeit/Marketing zuständig sind, ist hier deutlich größer.

247	 Die Zahlen stammen von den jeweiligen Internetauftritten der Verbände; siehe dazu genauer: 
Punkt 5.4.
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Verband Zahl der hauptamtli-
chen Mitarbeiter (z. B. 
in der Geschäftsstelle) 
gesamt

Zahl der Mitarbeiter 
im Bereich Presse/
Öffentlichkeitsarbeit/
Marketing

Verband der deutschen Automo-
bilindustrie e. V. (VDA)248

Über 104 10

Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände e. V. (BDA)249

114 7

Bundesverband der Pharmazeuti-
schen Industrie e. V. (BPI)250

30 3

Deutscher Gewerkschaftsbund 
(DGB)251

99 4

Deutscher Olympischer Sportbund 
e. V. (DOSB)252

170 9

Bundesverband der Deutschen 
Industrie e. V. (BDI)253

181 6

Lebensmittelverband Deutschland 
e. V. 254

30 4

Tabelle 28: Zahl hauptamtlicher Mitarbeiter von Verbänden anderer Lobbyfelder gesamt und 
im Bereich Presse/Öffentlichkeitsarbeit/Marketing; eigene Darstellung (Stand: April 2021)

Dass bei Verbänden mit weniger Ressourcen stärker das inside lobbying zum Einsatz kommt, 
ist ein Resultat, das auch in anderen Studien gezeigt werden konnte und damit durch die Be-
funde dieser Arbeit unterstrichen wird (siehe De Bruycker/Beyers 2019, S. 59–60; dazu genau-
er: Punkt 2.3.3). 

Hingegen für die Familienverbände nicht klar bewiesen werden konnte ein gegenteiliges 
Ergebnis, das bei den theoretischen Ausführungen vorgestellt wurde. Demzufolge sind die 

248	 Verband der deutschen Automobilindustrie e. V. o. J.
249	 Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. 2021.
250	 Bundesverband der Pharmazeutischen Industrie e. V. o. J.
251	 Deutscher Gewerkschaftsbund o. J.
252	 Deutscher Olympischer Sportbund e. V. o. J.
253	 Bundesverband der Deutschen Industrie e.  V. 2014; Bundesverband der Deutschen Industrie 

e. V. o. J.
254	 Lebensmittelverband Deutschland e. V. o. J. 
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Instrumente oder die Entscheidung für outside lobbying als ultima ratio von eher ressource-
närmeren Verbänden zu betrachten, wenn andere Versuche der Mitwirkung fehlschlugen oder 
nicht erfolgreich waren. 

Binderkrantz zog für ihre Untersuchungen zu Strategien nicht nur die Unterscheidung in-
side/outside lobbying heran, sondern differenzierte noch weiter nach Adressatenkreis. Das in-
side lobbying eignet sich besser für die direkte Ansprache und ist folglich das Mittel der Wahl, 
wenn die Adressaten aus Politik und Administration kommen. 

Umgekehrt spielen für den zweiten Adressatenkreis – Öffentlichkeit, Mitglieder etc. – die 
Instrumente des outside lobbying die größere Rolle (siehe dazu genauer: Punkt 2.3.3). Die-
se Ergebnisse sind nicht nur logisch, sondern manifestieren sich auch für die vorliegende 
Untersuchung. 

Die vorherigen Ausführungen und insbesondere die zu den verschiedenen Lobbying-instru-
menten veranschaulichen, dass die Verbände in der Regel direktes Lobbying praktizieren. Hier 
fällt die Zuordnung der Instrumente sogar noch leichter als bei inside und outside lobbying, 
da es bei indirektem Lobbying noch stärker um die Einbindung Dritter geht. Daher sind bei 
dieser Unterscheidung auch Instrumente wie Positionspapiere, Fachinformationen etc. zu di-
rektem Lobbying zu zählen.255 Indirektes Lobbying – über Kampagnen oder kleinere Aktionen 
wie Petitionen etc. – wird zwar eingesetzt, findet aber nur über Verbändebündnisse statt und 
ist nicht zum Alltagsgeschäft der untersuchten Familienverbände zu zählen. Dies hängt, wie 
beschrieben, damit zusammen, dass häufig die Rahmenbedingungen für direktes Lobbying 
nicht gegeben sind (ungeeignete Sachverhalte, zu kurzer Gestaltungsspielraum etc.) und direk-
tes Lobbying zudem viele Ressourcen bindet. Damit kann für die untersuchten Familienver-
bände festgehalten werden, dass das direkte Lobbying nicht nur zentraler Bestandteil der Ver-
bandsarbeit ist, sondern auch die bedeutendere Variante darstellt, wodurch die Feststellungen 
Köppls (siehe Punkt 2.3.3) bestätigt werden. 

Darüber hinaus weisen die vorherigen Ergebnisse stark darauf hin, dass die Verbände sehr 
viel Zeit mit der Strategieart der Reaktion256 verbringen, wobei die Aussagen darauf hinweisen, 

255	 Zur genauen Unterscheidung von direktem und indirektem Lobbying siehe genauer: Punkt 2.3.3. 
256	 Wie dargestellt, lassen sich drei Formen des Lobbying unterscheiden: Lobbying als Prävention, 

Reaktion und Aktion. Unter Bezug auf die Unterscheidungen zwischen Interessenvertretung und 
Lobbying handelt es sich bei ‚Lobbying als Aktion‘ eigentlich eher um Interessenvertretung, da 
diese Maßnahmen in der Regel losgelöst von einem Gesetzgebungsprozess stattfinden und die 
Öffentlichkeit – im Unterschied zu Lobbying – als Adressaten und nicht als Instrument nutzen. 
Diese wurde aber von Bender/Reulecke so festgelegt und wird daher beibehalten. Ähnlich verhält 
es sich mit ‚Lobbying als Prävention‘, mit dem Unterschied, dass hier die Öffentlichkeit keine Rolle 
spielt (zur genauen Definition von Lobbying als Prävention, Reaktion und Aktion siehe genauer: 
Punkt 2.3.3). 
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dass sich die Verbände mehr proaktives Handeln – ‚Lobbying als Aktion‘ – durchaus wün-
schen würden.257

‚Lobbying als Reaktion‘ beschreibt das Handeln im Rahmen von Gesetzgebungsprozessen. 
Hier kann der Verband zwar seine Positionen in den Gesetzgebungsprozess einbringen, daran 
mitwirken und auch mit Instrumenten arbeiten, die sich an die Öffentlichkeit richten. Das 
Handeln des Verbandes ist aber sehr viel passiver als im Rahmen von ‚Lobbying als Aktion‘. 
Hier kann ein Verband beispielsweise eigene Themen setzen und damit versuchen, „bestimmte 
Themen zu bewegen und einen Diskussionsprozess zu steuern“ (Bender/Reulecke 2004, S. 210). 
Die Mitwirkung am ElterngeldPlus-Prozess ist ein klassisches Beispiel für ‚Lobbying als Re-
aktion‘: Hier handelte es sich insofern um einen stark reaktiven Prozess, als dass der Entwurf 
seitens der Verbände nicht grundlegend abgelehnt wurde. Vielmehr wurde der zentrale Ansatz 
des Vorhabens geteilt und der Fokus auf die Verbesserung einzelner Teilaspekte gelegt.258 Folg-
lich machte für diesen Prozess auch die Strategie ‚Lobbying als Aktion‘ keinen Sinn. Dass die 
Vorgehensweise der Verbände im ElterngeldPlus-Prozess der Strategie ‚Lobbying als Reaktion‘ 
zuzuordnen ist, wird durch die eingesetzten Instrumente unterstrichen. Für diese Strategie-
art bieten sich insbesondere Instrumente der direkten Kommunikation an. Stark öffentlich-
keitswirksame Instrumente wie Kampagnen wurden, wie gezeigt, nicht eingesetzt und werden 
auch von Bender/Reulecke in den allermeisten Fällen als kontraproduktiv für diese Strategie-
art betrachtet. 

Über diesen Prozess hinaus betreiben die Verbände jedoch im Rahmen von Bündnissen und 
Kampagnen auch ‚Lobbying als Aktion‘, um bestimmte Themen, die ihnen wichtig sind, auf 
die politische Agenda zu setzen (zu verschiedenen Kampagnen-Themen siehe genauer: Punkt 
5.4). Zudem können einige Instrumente (z. B. Durchführung und Veröffentlichung von Stu-
dien, Organisation von Tagungen/Veranstaltungen) der Setzung von Themen dienen. 

Inwiefern auch ‚Lobbying als Prävention‘ betrieben wird, ist schwerer zu beurteilen, da diese 
Form des Lobbying bewusst ‚unter Ausschluss‘ der Öffentlichkeit stattfindet, um die Aufmerk-
samkeit erst gar nicht auf Themen zu lenken, die verhindert werden sollen. Denkbar ist, dass 
Verbände im Rahmen ihrer Mitwirkung bei der Gestaltung von Wahlprogrammen oder rund 
um die Koalitionsverhandlungen versuchen, bestimmte Themen oder Maßnahmen, die aus 
Sicht von Familienverbänden nachteilig sind, zu verhindern und so die Strategieart ‚Lobbying 
als Prävention‘ anwenden. Ein klarer Hinweis darauf konnte aus den Interviews allerdings 
nicht gewonnen werden.

257	 Für diese Strategiearten ist es deutlich schwerer, eine zahlenmäßige Aussage zu treffen, da sich hier 
recht große Überschneidungen bei den Taktiken und Instrumenten, die der jeweiligen Strategieart 
zuzurechnen sind, ergeben. 

258	 Dies wird unter Punkt 8.2.6 noch genauer erläutert. 
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Nicht nur für unterschiedliche Strategiearten sind Netzwerke wichtig. Die bisherigen Ergebnis-
se bestätigen, dass Netzwerke von der Theorie zurecht als die Basis des erfolgreichen bzw. zielfüh-
renden Einsatzes verschiedener Instrumente betrachtet werden. Dies gilt sowohl für Netzwerke 
innerhalb der Verbändelandschaft als auch für die mit Adressaten. Dass ein breites Netzwerk – 
gerade auch für Familienverbände – dabei wichtig ist, machten verschiedene Ergebnisse deutlich: 
Erstens handelt es sich bei Familienpolitik um ein Querschnittsthema, was zur Folge hat, dass Ad-
ressaten unterschiedlicher Themenbereiche angesprochen werden müssen. Zweitens finden sich 
Adressaten in verschiedenen politischen Bereichen (Bundestag und Bundesregierung) und hier 
wiederum mit unterschiedlichen Rollen (mit oder ohne politische Verantwortung). Schließlich 
spielen auch Adressaten jenseits des direkten politischen Umfelds eine Rolle – wie die Öffentlich-
keit, Stiftungen, andere Verbände, die eigenen Mitglieder usw. Da all diese Adressaten für unter-
schiedliche Ziele eine Funktion haben, ist die Netzwerkpflege unabdingbar, kann aber zweifels-
ohne gerade bei kleineren Verbänden eine Herausforderung darstellen. 

8.1.8 Funktionen der Familienverbände

Auf den vorherigen Seiten wurde gezeigt, wie, wann und wem gegenüber die Verbände am Wil-
lensbildungs- und Gesetzgebungsprozess mitwirken. Diese Mitwirkung kommt auch in den 
Funktionen der Verbände zum Ausdruck. Diese Funktionen werden gewissermaßen durch den 
Einsatz verschiedener Instrumente gegenüber den entsprechenden Adressaten in den passenden 
Kontexten mit Leben gefüllt. Wie unter Punkt 2.2.2 dargestellt, sind die Funktionen von Ver-
bänden für das politische System und die Gesellschaft von großer Bedeutung. Es schien sinnvoll 
zu analysieren, wie die Verbände selbst ihre Rolle/ihre Funktionen sehen – in diesem Fall aus-
schließlich losgelöst von einem konkreten Prozess. Bei den Aussagen der Interviewpartner zu 
diesem Punkt handelt es sich eher um die Beschreibung von Aspekten, die Teil einer Funktion 
sind und weniger um die Nennung der Funktionen, die von der Wissenschaft in Bezug auf die 
Verbände herausgearbeitet wurden. Dies ist allerdings nicht überraschend, da die Funktionen 
aus der Theorie ein höheres Abstraktionsniveau haben. Die Interviewpartner beschreiben die 
Funktionen hingegen aus ihrer praktischen Perspektive und konkretisieren oder veranschau-
lichen damit die theoretischen Funktionen. Daher werden im folgenden Abschnitt zunächst die 
Aussagen der Verbände vorgestellt und diese dann den Verbandsfunktionen zugeordnet. 

Zu den Funktionen, losgelöst von einem spezifischen Prozess, äußerten sich alle 8 Verbände, 
mit denen Interviews geführt wurden.

Wie aus Graphik 25 abzulesen ist, lassen sich die Äußerungen sowohl den internen 
als auch den externen Verbandsfunktionen zuordnen, wobei die externen Funktionen 
dominieren.
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Abbildung 25: Funktionen von Familienverbänden allgemein 
(Expertenbereich Verbände); eigene Darstellung

Bei den internen Funktionen wurden für 5 Verbände ‚Beratung und Informationsangebote für 
Mitglieder‘ als Funktion vercodet, für 3 Verbände ‚Angebote für Familien‘.259 1 Verband wertet 
die Vernetzung der Mitglieder ebenfalls als Funktion. Die genannten Aspekte haben alle-
samt für die innere Funktionsweise der Verbände eine Bedeutung und sind daher als interne 

259 Die anderen Verbände machen z. T. ebenfalls solche Angebote, allerdings werden diese Angebote auf 
anderen Ebenen gemacht, sodass sie nicht in die Vercodung einfl ossen.
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Funktionen zu betrachten (siehe dazu genauer: Punkt 2.2.2). Da der Fokus der vorliegenden 
Dissertation auf den externen Funktionen liegt und auch bei den Darstellungen unter Punkt 
2.2.2 eine Beschränkung auf diese erfolgte, wird auf die internen Funktionen nur kurz ein-
gegangen. Sie spielen vor allem im Rahmen der Ordnungsfunktion eine Rolle. Demnach tra-
gen Verbände unter anderem durch die Bereitstellung von Dienstleistungen wie Beratung und 
Information dazu bei, dass die Betroffenen, im konkreten Fall die Familien, durch politische 
Entscheidungen oder ihre jeweiligen Lebenssituationen nicht überfordert oder verunsichert 
werden, weil sie beispielsweise bestimmte politische Regelungen nicht verstehen oder nicht 
wissen, wie sie diese nutzen können. Bei den Erläuterungen zu den Funktionen unter Punkt 
2.2.2 wurde zudem deutlich, dass unter anderem Verbände für die richtige Vermittlung politi-
scher Entscheidungen Sorge tragen. Damit können sie verhindern, dass es durch bruchstück-
hafte oder falsche Informationen zu Verunsicherungen kommt. 

Insgesamt ist die Ordnungsfunktion wichtig, um letztlich Unzufriedenheiten bei den Be-
troffenen mit dem politischen/gesellschaftlichen System zu vermeiden, die schlimmstenfalls 
zu Konflikten führen können. 

Das Spektrum der Nennungen, die den externen Funktionen zuzuordnen sind, ist deutlich 
breiter. Dazu äußerten sich alle 8 Verbände. Konkreter wurde die Funktion ‚Mittler zwischen 
Betroffenen und Politik‘ von allen Verbänden genannt. Für 7 davon spielt dabei der Aspekt 
der Interessenvertretung eine Rolle, was nicht überraschend ist, da dies ein bedeutendes Ziel 
von Verbänden ist. Konkret sehen 3 Verbände eine Funktion darin, „den jeweiligen Gruppen 
eine Stimme zu verleihen“ (Interview Expertenbereich Verbände), wie es ein Verband in einem 
Interview ausdrückt (Code ‚Verleihen einer Stimme für vertretene Gruppierung‘ = 3 Nennun-
gen). Zudem wird über die Verbände Handlungsbedarf kommuniziert und dieser gegenüber 
der Politik in entsprechende Forderungen übersetzt (3 Nennungen). Weitere Äußerungen, die 
zum Code Interessenvertretung zu zählen sind, sind die Bündelung von Interessen (2 Nen-
nungen), das Sichtbarmachen der vertretenen Gruppierung, die Verfolgung und Beeinflussung 
politischer Entscheidungen und die Vertretung des Gemeinwohls (je 1 Nennung). Letzteren 
Aspekt begründete der Verband mit der Rolle und den Funktionen, die Familien für die Ge-
sellschaft haben und die durch die Interessenvertretung und den Lobbyismus der Familienver-
bände zumindest indirekt gestützt werden (Interview Expertenbereich Verbände). 

All diese Aspekte spielen auch für die Öffentlichkeitsarbeit der Verbände eine Rolle. 1 Ver-
band bezeichnete dies als „Öffentlichkeitsarbeit für die Sache der Familien“ (Interview Exper-
tenbereich Verbände) und betrachtet dies ebenfalls als Funktion.

Für 5 Verbände ist neben der Interessenvertretung auch die Informationsvermittlung gegen-
über der Politik (‚Weitergabe von Informationen zur Situation der Betroffenen an Politik‘) be-
deutend. Vor allem das Einbringen von Fachkompetenz bzw. die fachpolitische Beratung wur-
de hier angeführt (4 Verbände), was die bildliche Beschreibung eines Verbandes gut ausdrückt: 
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„[W]ir sind sozusagen auch ein Stückchen das Sammelbecken der Informationen oder das 
Wissen von vielen […] [F]amilien, und das ist unsere Aufgabe, die immer wieder auch in die 
politische Arbeit einzuspeisen“ (Interview Expertenbereich Verbände). Die Vermittlung eines 
Praxiseinblicks und die Kommunikation der Lebenssituation von Familien (‚Kommunikation 
der Lebenssituation von Familien in politischen Prozess/Praxiseinblick geben‘) konnte für 
3  Verbände vercodet werden. Auf diese Weise stellen die Familienverbände sicher, dass die 
Politik und die Vertreter der Arbeitsebene einen Einblick in den Alltag, in die Lebenssituation 
derer bekommen, für die bestimmte Gesetze gemacht werden: „Also ich glaube, dass Fami-
lienverbände schon die Rolle spielen, sozusagen, die konkrete, alltägliche Situation, […] in den 
politischen Prozess zu kommunizieren“ (Interview Expertenbereich Verbände).

2 Verbände nannten die Feedbackfunktion/Reflexionsfunktion. So braucht die Politik nach 
Ansicht eines Verbandes 

„natürlich so eine gewisse Reflexion von Gesetzgebungsverfahren. Also die Politik 
braucht durchaus ein Feedback, und das kommt aus unterschiedlichen Quellen, natür-
lich auch Journalisten, aber da sind die Verbände auch eine spezifische Gruppe, die auch 
ein wichtiges Feedback liefert, weil sie […] eben die Basis vertreten kann“ (Interview 
Expertenbereich Verbände). 

Die Verbände geben also eine Rückmeldung, wie die Instrumente von den Betroffenen ange-
nommen werden, welche Probleme auftauchen etc. 

Die genannten Aspekte sind, mit Ausnahme der Bündelung von Interessen, der Funktion 
der Interessenartikulation zuzuordnen. Diese Funktion umfasst aber nicht ausschließlich die 
Artikulation von Interessen, Forderungen und Bedarfen. Wie Strauch (siehe dazu genauer: 
Strauch 1993) betont, ist die Bereitstellung von Information und Expertise durch die Verbände 
ein ebenso wichtiger Bestandteil dieser Funktion. Das machen auch die Aussagen der Verbän-
de deutlich. Artikulation von Interessen und Informationen ist nicht ausschließlich gegenüber 
der politischen Ebene zentral, sondern ist ebenso Gegenstand der Öffentlichkeitsarbeit der 
Verbände, die, wie oben dargestellt, wiederum Teil einer Verbandsstrategie sein kann, für die 
entsprechende Instrumente zum Einsatz kommen. Daran zeigt sich der Zusammenhang zwi-
schen Instrumenten/Strategien und Funktionen.

Insgesamt spielt für die Artikulationsfunktion also die Kommunikation zweifelsohne eine 
wichtige Rolle. Die Kommunikationsfunktion kann – gemeinsam mit der Partizipations- und 
Ordnungsfunktion – gewissermaßen als eine Metafunktion betrachtet werden, da sie für ver-
schiedene andere Funktionen bedeutend ist, was auch im weiteren Verlauf noch deutlich wer-
den wird. 
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Die Bündelung von Interessen ist – der Name deutet bereits darauf hin – Gegenstand der 
Aggregationsfunktion. Dabei werden, wie von Alemann es beschreibt, „Bedürfnisse, Wünsche 
und Forderungen gebündelt (aggregiert) und zu programmatischen Zielsystemen zusammen-
gefaßt“ (von Alemann 1989, S. 187) (siehe dazu genauer: Punkt 2.2.2). Dies ist die Grundlage 
dafür, dass die Interessen schließlich adäquat vertreten werden können. 

Neben der Vermittlung von Interessen und Informationen durch die Verbände in Richtung 
der Politik, spielen die Verbände für den Informationsfluss und die Vermittlung in umge-
kehrter Richtung, also von der Politik hin zu den Betroffenen, eine Rolle: Sie sind in diesem 
Sinne als Mittler zwischen Politik und den Betroffenen zu sehen, was ein Verband wie folgt 
umschrieb: 

„Und das […] ist, auch ein Stück weit Information weiterzugeben. Also auch Familien, 
oder bei uns auch sehr stark Menschen, die in irgendeiner Weise mit oder für Familien 
arbeiten, zu informieren über das, was bundespolitisch diskutiert wird und passiert“ 
(Interview Expertenbereich Verbände).

Dieser Kategorie (‚Mittler zwischen Politik und den Betroffenen‘) konnten insgesamt Aus-
sagen von 4 Verbänden zugeordnet werden. 2  Verbände sehen hier ihre Rolle konkreter in 
der Erklärung und Auslegung politischer Entscheidungen gegenüber den Familien: Für 1 Ver-
band ist die Weitergabe von Informationen aus der Politik an die Familien entscheidend. Diese 
Aussagen sind ebenfalls der Kommunikationsfunktion zuzuordnen. Damit bestätigt sich die 
Feststellung aus Kapitel 2.2.2, dass die Kommunikationsfunktion keineswegs unidirektional 
von den Verbänden in Richtung politischer Ebene zu verstehen ist. Verbände sind auch in 
umgekehrter Richtung wichtig, indem sie Entscheidungen des politischen Systems an die Mit-
glieder, die Betroffenen kommunizieren und in einem weiteren Schritt ggf. auch erklären und 
interpretieren. 

Eine weitere Verbandsfunktion ist die Partizipationsfunktion. Im Rahmen dieser Funktion 
haben Verbandsmitglieder die Möglichkeit sich einzubringen, indem sie sich beispielsweise 
im Verband engagieren oder an verschiedenen Aktionen eines Verbandes wie Kampagnen, 
Petitionen, Veranstaltungen teilnehmen. Dies eröffnet neben Wahlen eine weitere Chance der 
Partizipation, was ein wichtiger Faktor für soziale Integration sein kann. Von den Verbänden 
selbst wurde keine Aussage getroffen, die eine solche direkte Partizipation beschreibt. Aller-
dings lassen sich in den vorherigen Beschreibungen der Ergebnisse – etwa zu den Instrumenten 
und hier insbesondere zur Kampagne – eindeutige Indizien dafür finden, dass diese Funktion 
von den Familienverbänden ebenfalls erfüllt wird. Zudem stellen die Verbände verschiedene 
Angebote für Familien bereit, über die die Familien sich aktiv am Verbandsleben beteiligen 
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können und auch die Vernetzung von Mitgliedern kann für die Partizipationsfunktion von 
Bedeutung sein. 

Die drei Funktionen Kommunikations-, Ordnungs- und Partizipationsfunktion bilden die 
Integrationsfunktion. Über diese Funktion wird dafür gesorgt, dass ein Loyalitätsbewusst-
sein gegenüber dem politischen bzw. staatlichen System bei den gesellschaftlichen Gruppie-
rungen entsteht. Dafür ist das Verständnis des politischen Systems im Allgemeinen sowie 
das Verständnis konkreter politischer Entscheidungen durch die Betroffenen im Besonderen 
notwendig. Dies heißt nicht, dass alle politischen Entscheidungen für gut befunden werden. 
Es bedeutet vielmehr, dass nachvollzogen werden kann, wie politische Entscheidungen ent-
stehen und dass dafür ein Interessenausgleich notwendig ist, der auch dazu führen kann, dass 
die eigenen Positionen nicht immer durchgesetzt werden können. Dafür ist wie beschrieben 
die Kommunikation wichtig. Ebenso fördert eine aktive Partizipation die soziale Integrati-
on, wozu die Familienverbände ebenfalls eine Plattform bieten. Beratungsangebote machen 
5 Verbände direkt und 2 weitere Verbände indirekt über angegliederte Organisationen oder 
auf unteren Ebenen.260 Ein breites Informationsangebot stellen alle Verbände ihren Mitglie-
dern zur Verfügung. Damit ist bei der Arbeit der Familienverbände auch die Ordnungsfunk-
tion zu erkennen. 

Die Integrationsfunktion bildet gemeinsam mit den Funktionen Interessenaggregation, In-
teressenselektion261 und Interessenartikulation die Legitimations- und Vermittlungsfunktion. 
Letztere werden als Generalfunktionen von Verbänden bezeichnet. Legitimation entsteht, wie 
beschrieben, wenn ein Großteil der Bürger insgesamt politische Entscheidungen als verbind-
lich akzeptiert, politische Prozesse versteht und erkennt, dass Politik ein Prozess dauerhafter 
Aushandlung von Interessen ist und dafür Verständnis aufbringt. Dies beschreibt eine Aus-
sage aus einem Interview gut: 

„Na gut, da gibt es natürlich dann auch die umgekehrte Rolle in der Weise, dass man als 
Verband kommunizieren muss, dass politische Entscheidungsprozesse eben manchmal 
nicht so laufen, wie man möchte, dass sie manchmal länger brauchen als man möch-
te […], dass sie möglicherweise auch Kompromisse erfordern, mit denen man nicht so 
glücklich ist“ (Interview Expertenbereich Verbände). 

260	 Für die Funktionen vercodet wurden nur die Verbände, die Beratung direkt anbieten. 
261	 Die Selektionsfunktion ist die einzige Grundfunktion, der direkt keine Aussage eines Verbandes 

zuzuordnen ist. Interessenselektion findet jedoch ganz automatisch statt, denn kein Verband kann 
aus Ressourcen- und Kapazitätsgründen alle Interessen und Positionen vertreten, die innerhalb des 
Verbandes herrschen. Zudem würde er auch Gefahr laufen, dass seine Forderungen dann von den 
Adressaten gar nicht mehr beachtet werden, weil die Adressaten nicht die Kapazitäten haben, ihrer-
seits zu filtern. 
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Weiterhin ist es von Bedeutung, dass diese Vorgänge nicht als abstrakt, sondern als Prozesse 
von praktischer Bedeutung für das Leben der Bürger betrachtet werden. Hier sind die Ver-
bände vor allem über die Kommunikations- und Partizipationsfunktion wichtig, denn sie ver-
hindern so, dass, wie Weber schreibt, „Politik fern von den konkreten Lebenssituationen ihrer 
Mitglieder als rein abstrakte Vorgänge der Rechtssetzung in Parlament und Verwaltung be-
trieben wird“ (Weber 1977, S. 357). Insgesamt manifestiert sich auch am Wirken der Familien-
verbände der Befund, dass Verbände sowohl Interpreten des Staates als auch des Volkes sind. 
Dies unterstreicht klar die intermediäre Rolle der Verbände. 

Insgesamt erfüllen die Familienverbände also verschiedene Funktionen, die sowohl für das 
politische System als auch für die Familien, die durch die Verbände vertreten werden, von Be-
deutung sind. Dass dies sicher nicht immer wahrnehmbar ist und gegebenenfalls auch seitens 
der Betroffenen kein großes Bewusstsein dafür herrscht, mindert die Bedeutung der Funktio-
nen keineswegs. 

Die Aussage eines Verbandsvertreters verweist abschließend zu den Funktionen auf die Be-
deutung, die verschiedene, durch Familienverbände erfüllte Funktionen, für die Demokratie 
haben: 

„Also ich würde sagen, das ist schon so auch […] demokratietheoretisch […] eine wich-
tige Sache, weil wir […] eine bestimmte Gruppe einfach, die sonst auch nicht so zu Wort 
käme, dann auch da einbringen in diesen demokratischen Prozess“ (Interview Experten-
bereich Verbände).

Tabelle 29 ordnet die von den Verbänden genannten Aspekte zusammenfassend den Grund- 
bzw. Meta-Funktionen zu262:

262	 Da die Integrations-, Legitimations- und Vermittlungsfunktion auf den Grundfunktionen basieren, 
werden sie in der Übersicht nicht mehr dargestellt. Einige Aspekte können verschiedenen Funktio-
nen zugeordnet werden. Dies hängt damit zusammen, dass die Funktionen eng miteinander ver-
knüpft sind und sich gegenseitig ergänzen: So ist etwa die Kommunikationsfunktion ganz grundle-
gend für die Artikulationsfunktion, sodass sich hier unter anderem Aussagen finden, die auch unter 
die Artikulationsfunktion fallen. 
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Interessenaggregationsfunktion
–	 Bündelung von Interessen
Interessenartikulationsfunktion
–	 Sprachrohr der vertretenen Gruppierung/Stimme der Familien
–	 Weitergabe von Informationen aus Politik an Familien
–	 Einbringen von Fachkompetenz/fachpolitische Beratung
–	 Lösungs- und Verbesserungsvorschläge 
–	 Kommunikation der Lebenssituation von Familien in politischen Prozess/Praxiseinblick
–	 Hinweis auf Dinge, die von der Politik nicht mehr wahrgenommen werden
–	 Feedbackfunktion/Reflexionsfunktion für Politik
–	 Sichtbarmachen der vertretenen Gruppierung
–	 Verleihen einer Stimme für vertretene Gruppierung/Familien
–	 Vertretung des Gemeinwohls
–	 Verfolgung und Beeinflussung politischer Entwicklungen
–	 Kommunikation von Handlungsbedarf und Übersetzung von Handlungsbedarf in For-

derungen
Ordnungsfunktion
–	 Beratungs- und Informationsangebote für Mitglieder
–	 Angebote für Familien
–	 Vernetzung der Mitglieder 
–	 Verbände als Interpreten des Staates/Kommunikation und Erklärung politischer Ent-

scheidungen
–	 Weitergabe von Informationen aus Politik an Familien
–	 Schaffung von Transparenz/Aufklärung der Öffentlichkeit
Partizipationsfunktion
–	 Angebote für Familien
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Kommunikationsfunktion
–	 Sprachrohr der vertretenen Gruppierung/Stimme der Familien
–	 Weitergabe von Informationen aus Politik an Familien
–	 Einbringen von Fachkompetenz/fachpolitische Beratung
–	 Lösungs- und Verbesserungsvorschläge
–	 Kommunikation der Lebenssituation von Familien in politischen Prozess/Praxiseinblicke
–	 Hinweis auf Dinge, die von der Politik nicht mehr wahrgenommen werden
–	 Feedbackfunktion/Reflexionsfunktion für Politik
–	 Sichtbarmachen der vertretenen Gruppierung
–	 Verleihen einer Stimme für vertretene Gruppierung/Familien
–	 Vertretung des Gemeinwohls
–	 Verfolgung und Beeinflussung politischer Entwicklungen
–	 Kommunikation von Handlungsbedarf und Übersetzung von Handlungsbedarf in For-

derungen
–	 Verbände als Interpreten des Staates/Kommunikation und Erklärung politischer Ent-

scheidungen
–	 Weitergabe von Informationen aus Politik an Familien
–	 Schaffung von Transparenz/Aufklärung der Öffentlichkeit
–	 Öffentlichkeitsarbeit 

Tabelle 29: Zuordnung der vercodeten Aussagen der Familienverbände  
zu den Grund- bzw. Metafunktionen; eigene Darstellung

8.1.9 Bewertung der Debatte zum ElterngeldPlus gesamt und der 
Mitwirkung der Familienverbände allgemein

Wie sich die Debatte zu ElterngeldPlus aus Sicht der Verbände gestaltete, wird im Folgenden 
dargestellt. Ging es um die Aushandlung grundsätzlicher Fragen oder standen Detailfragen 
im Mittelpunkt, ging es also um die Feinjustierung? Weiterhin sollte geklärt werden, welche 
Gründe/Ursachen die Verbände für die Art der Debatte sahen und welche Folgen sich aus der 
Art der Debatte aus Sicht der Verbände ergaben.

Hinsichtlich des ersten Aspekts (Feinjustierung vs. Aushandlung grundsätzlicher Fragen) 
zeigte sich ein sehr klares Ergebnis. Alle 5 Verbände, die am Prozess beteiligt waren, gaben 
an, dass es um das ‚Wie‘ (Feinjustierung) und nicht das ‚Ob‘ (Klärung grundsätzlicher Fra-
gen) ging. Ein Verband wies einschränkend darauf hin, dass es zwar den Familienverbänden 
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um das ‚Wie‘ ging, den Vertretern der Unternehmer (Arbeitgeber) hingegen durchaus um 
das ‚Ob‘.263

Ebenso einig waren sich die Verbände bei der Frage, ob es sich um einen strittigen oder un-
strittigen Entwurf handelte: Alle 5 Verbände, die sich zu dieser Frage äußerten, bewerteten ihn 
als unstrittig. Die folgende Aussage eines Verbandes macht die Unstrittigkeit deutlich: 

„Also zum einen muss man sagen, […], dass das ein Gesetzentwurf war, der insgesamt nicht 
so wahnsinnig umstritten war. Und das heißt, auch beim [Verband x] war das jetzt kein 
Gesetz, […] wo die Emotionen hochgekocht sind, sage ich jetzt mal, sondern eine[s], wo wir 
sagen: Die Grundgedanken, die tragen wir gut mit“ (Interview Expertenbereich Verbände).

Insgesamt wurden von den Verbänden Gründe für diese Form der Debatte angeführt, die sich 
in 4 Kategorien einordnen ließen (Abbildung 26).

Abbildung 26: Gründe/Ursachen der Debattenart ElterngeldPlus 
(Expertenbereich Verbände); eigene Darstellung

263 Dies ist die Sichtweise eines befragten Familienverbandes. In der Stellungnahme der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände wird zwar der Entwurf als Gesamtes nicht abgelehnt – im 
Gegenteil macht die BDA deutlich: „Die Idee des ElterngeldPlus ist im Grundsatz richtig“ (Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. 2014, S. 3). Es wird aber durchaus erhebliche 
Kritik am Entwurf geäußert – verbunden mit Forderungen nach Nachbesserungen (siehe dazu ge-
nauer: Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. 2014). Ähnlich verhält es sich 
mit dem Verband ‚Die Familienunternehmer/Die jungen Unternehmer‘ (siehe dazu genauer: Die 
Familienunternehmer/Die jungen Unternehmer 2014). Es ist weder zielführend noch notwendig, an 
dieser Stelle die Positionen der Arbeitgeber-Seite weiter auszuführen. Daher sei für weitere Informa-
tionen auf die entsprechenden Dokumente verwiesen. 
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2 Verbände sahen die relativ große Einigkeit in der Politik bzw. die Tatsache, dass das Vorha-
ben insgesamt politisch gewollt war als Ursache: 

„Dieses Gesetz, würde ich sagen, lief […] relativ reibungslos durch, so insgesamt. Also da 
ist die Entstehungsgeschichte, glaube ich, auch wichtig. Also die, dass das ursprünglich 
auch mal eine von der CDU, vom CDU-Ministerium befürwortete Idee war, die jetzt von 
der SPD aufgegriffen wurde. Das heißt, schon mal bei beiden Parteien, […] die damals 
auch noch deutlich größer waren, […] war das Gesetz, einfach so in den Grundsätzen 
einfach klar, dass das kommt“ (Interview Expertenbereich Verbände).264 

Für 1 Verband war auch die große Einigkeit unter den Familienverbänden und die daraus fol-
gende wohlwollende Haltung der Verbände gegenüber dem Entwurf ein Grund für den oben 
dargestellten Verlauf der Debatte. Das Ziel, die Ausgangslage zu verbessern und eine insgesamt 
gute Ausgangslage aufgrund der politischen Rahmenbedingungen wird von 1 weiteren Ver-
band als Grund angeführt: 

„Also es gab ja noch das Betreuungsgeld, und damit fiel es vielleicht bei diesem Prozess 
auch nochmals ein bisschen leichter, […] irgendwie zu sagen, so ein ElterngeldPlus ist 
der richtige Weg, aber Betreuungsgeld muss weg. Also das heißt, da gab es auch Ver-
handlungsmasse so ein bisschen im Prozess, und deswegen war es vielleicht auch noch-
mal leichter, dass sich viele Verbände so einig waren. […] [U]nd es gab so eine positive 
Aufbruchsstimmung vielleicht irgendwie unter den Familienverbänden“ (Interview Ex-
pertenbereich Verbände).265

264	 Zur Entstehungsgeschichte von ElterngeldPlus siehe genauer: Punkt 6. 
265	 Dem Betreuungsgeld standen tatsächlich viele Familienverbände kritisch gegenüber. In einem 

offenen Brief an die Bundeskanzlerin etwa sprachen sich die eaf, der iaf, der VAMV und das 
ZFF sehr deutlich gegen das Betreuungsgeld aus (Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, 
Psychotherapie und Gesellschaft e. V. et al. 2009). Der FDK forderte Nachbesserungen (Fami-
lienbund der Katholiken 2009). Der DFV äußerte sich eher positiv (Deutscher Familienverband 
e.  V. 2011). Der Verband der Kinderreichen war zu diesem Zeitpunkt gerade erst gegründet, 
daher konnten keine Äußerungen dazu gefunden werden. Auch für PFAD und den LSVD ließen 
sich keine Positionierungen mehr finden. Im ElterngeldPlus-Prozess gingen in ihren Stellung-
nahmen zum Referentenentwurf der FDK und das ZFF auf das Betreuungsgeld am Rande ein. 
Während der FDK eine Weiterentwicklung des Betreuungsgeldes fordert (Familienbund der 
Katholiken 2014e, S. 8), fordert das ZFF die Abschaffung dieses Instruments (Zukunftsforum 
Familie e. V. 2014b S. 6).
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Schließlich ist 1 Verband der Meinung, dass es sich bei der Familienpolitik zur Zeit von El-
terngeldPlus um eine insgesamt stark an den Bedarfen der Familien orientierte Politik han-
delte, in der die Familienpolitik insgesamt gut von den Familienverbänden mitgetragen wer-
den konnte:

„Also, […] es war ohnehin, glaube ich, mit Manuela Schwesig, und das ist bis heute mehr 
oder weniger so, eine Phase, […] in der die Familienverbände, fast alle Familienverbän-
de, mit vielen Prozessen mitgehen konnten. Immer mal wieder mit Kritik und in ver-
schiedenen Ausschlägen, aber dass sozusagen die politische Haltung stärker sich an den 
Bedarf, würden wir sagen, der Familien orientiert, also am zeitlichen Bedarf, an Flexibi-
lität sich orientiert“ (Interview Expertenbereich Verbände). 

Diese Art der Debatte hatte, wie Abbildung 27 illustriert, auch Folgen für das Vorgehen der 
Verbände bzw. die Interaktion zwischen Politik und Verbänden: 

Abbildung 27: Folgen der Debattenart ElterngeldPlus 
(Expertenbereich Verbände); eigene Darstellung
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Für 2 Verbände wirkte sich die Unstrittigkeit des Entwurfs in einem weniger starken Engage-
ment der Verbände aus, was etwa folgende Aussagen deutlich machen: 

„Das heißt, […] das Ob ist nicht mehr streitig, und das Wie ist zum gewissen Grad noch 
flexibel im wahrsten Sinne des Wortes, das war uns bewusst, und in dem Moment war 
uns aber auch klar: Wir werden das im Grunde genommen nicht aktiv begleiten, son-
dern als die Aufforderung zur Stellungnahme kam, haben wir uns gefreut, haben das 
entsprechend schnell bearbeitet, und haben das Thema dann aber auch abgeschlossen“ 
(Interview Expertenbereich Verbände). 

Der zweite Verband sah vor allem im Vergleich zum Gesetzgebungsverfahren zur Einführung 
des Basiselterngeldes deutlich weniger Notwendigkeit für Engagement: 

„[A]lso wenn ich das jetzt vergleichen würde mit dem Verfahren ‚Einführung des Eltern-
geldes‘, das war eine deutlich umstrittenere Debatte, also da war es auch deutlich kont-
roverser, und da hat der [Verband x] auch sich sehr stark, also deutlich stärker, würde ich 
sagen, als bei dem ElterngeldPlus nochmal engagiert, weil da ging es um die Frage, ob 
überhaupt so ein Mindest-Elterngeld eingeführt werden sollte, und gleichzeitig um eine 
Streichung einer anderen Leistung, die es davor gegeben hat, nämlich das Erziehungs-
geld, sodass […] das eine insgesamt deutlich umstrittenere Debatte war“ (Interview Ex-
pertenbereich Verbände). 

Zudem wies 1 Verband darauf hin, dass die Familienverbände sich schon länger für eine Fle-
xibilisierung des Elterngeldes eingesetzt und daran mitgewirkt hatten. Dies könnte sich nach 
dieser Meinung insofern ausgewirkt haben, dass Verbände dann stärker durch das Ministeri-
um eingebunden werden und mit Infos versorgt und gleichzeitig gebeten werden, ihren Beitrag 
zur Vermittlung des Instrumentes in der Öffentlichkeit zu leisten (Interview Expertenbereich 
Verbände).266

Für 1 Verband war eine sehr unaufgeregte und kooperative Zusammenarbeit eine Folge. Als 
weitere Folge wurde angeführt, dass keine öffentliche Druckausübung durch die Verbände 
notwendig war (1 Verband), „denn zum Beispiel eine Petition haben wir gar nicht erwogen, 
also, weil es aus unserer Sicht ja nicht notwendig war, das zu tun“ (Interview Expertenbe-
reich Verbände). Diese Folge hängt eng mit der vorherigen zusammen, ebenso, dass Gespräche 
in kleineren Kreisen ausreichend waren (1 Verband), über Detailfragen, statt grundsätzliche 

266	 Da diese Folge nur hypothetisch und unabhängig vom ElterngeldPlus-Prozess geäußert wurde, er-
folgte keine Vercodung dieser Aussage. 
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Fragen gesprochen wurde (1 Verband) und die Verbesserungsmöglichkeiten zwischen Politik 
und Verbänden ausgehandelt wurden (Code: ‚Aushandlung von Verbesserungsmöglichkeiten 
zwischen Politik und Verbänden‘). Aus der Art der Debatte ergaben sich nach Ansicht 1 Ver-
bandes letztlich gute Möglichkeiten für die Verbände, sich einzubringen: „Also da konnten wir 
uns gut einbringen, auch mit Vorschlägen“ (Interview Expertenbereich Verbände). 

8.1.10 Einschätzungen der Familienverbände bezüglich der 
Beispielhaftigkeit des ElterngeldPlus-Prozesses 

Bereits während der Recherche wurde deutlich, dass es sich beim ElterngeldPlus-Prozess um 
einen Gesetzgebungsprozess handelte, bei dem sowohl seitens der Verbände als auch seitens 
der Politik relativ große Einigkeit – zumindest in Bezug auf die zentralen Elemente – herrsch-
te, was auch bei vorherigen Punkten deutlich wurde. Daher stellte sich die Frage, inwiefern 
dies aus Sicht der Verbände und der anderen Beteiligten exemplarisch für einen familienpo-
litischen Gesetzgebungsprozess ist und wo Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu anderen 
Prozessen zu sehen sind.

2  Verbände gaben an, dass der ElterngeldPlus-Prozess aus ihrer Sicht exemplarisch ist, 
1 Verband fand den Prozess teilweise beispielhaft. Die Gemeinsamkeiten, die diese Verbän-
de zu anderen Prozessen anführten, sind die Instrumente (1 Verband) und der prozessuale 
Ablauf (1 Verband). Ebenfalls 1 Verband sieht in der Tatsache, dass eine bestimmte Gruppie-
rung unzureichend von den politischen Vorhaben berücksichtigt wird, ein wiederkehrendes 
Problem. 1 Verband bewertete den ElterngeldPlus-Prozess als eher nicht exemplarisch und 
stellte fest: 

„Das läuft häufig anders ab. Also aus meiner Erfahrung heraus, gibt es schon auch andere 
Dinge, die […] sehr viel mehr Widerstände [auslösen] oder wo wir als Familienverband 
sagen: Das gefällt uns nicht. […] [A]ber es ist […] nicht politisch durchsetzbar“ (Inter-
view Expertenbereich Verbände). 

Bezüglich der Unterschiede wies 1 Verband darauf hin, dass bei diesem Prozess die Klärung 
von Grundsatzfragen eine deutlich geringere Rolle spielte als bei anderen Prozessen: „[U]nd 
dann gibt es quasi noch Gesetzesprozesse […], wo es deutlich schwieriger ist, vom Ob zu über-
zeugen“ (Interview Expertenbereich Verbände). Ein weiterer Unterschied hängt eng mit dem 
vorherigen zusammen: Prinzipiell wurde das Grundkonzept und die grobe Zielrichtung des 
Entwurfs durch die meisten Verbände positiv bewertet (siehe Punkt 7.4/7.5): „[D]ass wir den 
Gesamtentwurf ja begrüßt haben von der Zielrichtung her, das ist nicht immer so, das ist 
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schon eine Abweichung“ (Interview Expertenbereich Verbände) (‚Begrüßung Gesamtentwurf/
der grundsätzlichen Ziele‘). Folglich war der Prozess unstrittiger/weniger kontrovers als an-
dere Prozesse (1 Verband) und es gab es auch weniger Widerstände (1 Verband). Diese bereits 
dargestellte relativ große Einigkeit hatte Folgen für die Mitwirkung/Einflussnahme der Ver-
bände: 1 Verband sah in der Konsequenz geringere Chancen zur Einflussnahme aufgrund der 
Unstrittigkeit, was er ebenfalls als Unterschied betrachtet. 

8.1.11 Vergleich der Mitwirkung der Familienverbände mit 
Interessenvertretung und Lobbyismus anderer Politikfelder 

Die meisten Verbände (5 von 7) sehen einen Unterschied darin, dass Familienverbände im 
Vergleich zu anderen Sparten kein direktes, offensichtliches Drohpotential bzw. keine direkt 
ersichtlichen Druckmittel haben, wie verschiedene Aussagen veranschaulichen: 

„[W]ir können nicht damit winken, wenn ihr das und jenes macht, dann gehen so und so 
viele Arbeitsplätze verloren, oder dann sinkt das Steueraufkommen, also das sind ja so 
die klassischen Druckmittel, die mächtigere Lobbyverbände haben, und es wäre ja kom-
plett gelogen, zu behaupten, wir können uns damit irgendwie messen. Also das können 
wir nicht, wir haben da in dem Sinne keine Druckmittel“ (Interview Expertenbereich 
Verbände). 

Über diese Druckmittel, die Verbänden anderer Sparten zur Verfügung stehen, können diese 
unter Umständen geplante politische Entscheidungen nochmal kippen (Interview Expertenbe-
reich Verbände). Dieser Punkt hängt mit der Form des vertretenen Interesses zusammen. Eines 
der Merkmale, das zur Organisations- und Durchsetzungsfähigkeit von Interessen beitragen 
kann, ist die Konfliktfähigkeit. Bei konfliktfähigen Interessen handelt es sich um solche, bei 
denen die Gruppe, die das Interesse vertritt, Leistungen für die Gesellschaft erbringt, die sie 
allerdings auch wieder entziehen kann – mit negativen Folgen für die Gesellschaft (siehe dazu 
genauer: Punkt 2.1.1). Dass Familien Leistungen für die Gesellschaft erbringen, indem sie den 
Bestand der Gesellschaft über die Kinder sichern und über verschiedene weitere Funktionen 
die Gesellschaft mittragen (siehe dazu genauer: Punkt 4.2.2), steht außer Frage. Ebenso klar 
ist jedoch, dass Familien diese Leistung zumindest nicht so direkt entziehen können, wie das 
bei anderen Interessen der Fall ist. In der Folge ist dies kein Druckmittel im klassischen Sinne: 

„[S]ie können ja nicht sagen, wenn ihr jetzt ElterngeldPlus nicht macht, dann werden we-
niger Kinder geboren, oder dann sorgen wir dafür, dass weniger Kinder geboren werden. 
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[…]. [D]iese Druckmittel haben wir gar nicht. Man kann das nur als Argument benutzen, 
und sagen: Je leichter und je einfacher man es jungen Familien macht, tatsächlich Fami-
liengründung zu leben und zu machen, umso günstiger für die Gesamtgesellschaft. Aber 
das ist ja nur ein Argument, kein Druckmittel“ (Interview Expertenbereich Verbände). 

Interessanterweise wird der Aspekt der Druckmittel allerdings auch für die Interessenvertre-
tung und Lobbyarbeit im Bereich der Familienpolitik angesprochen. So weist ein Interview-
partner darauf hin, dass es auch in diesem Feld Akteure gibt, die über mehr Druckmittel ver-
fügen als die Familienverbände: 

„Aber hier sind ja auch zum Beispiel die Arbeitgeber mit drin, und natürlich so ein Ver-
band wie jetzt die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände, die hat natürlich viel 
mehr Druckpotential oder so die Möglichkeit, noch in letzter Sekunde da nochmals eine 
Wendung herbeizuführen und so etwas“ (Interview Expertenbereich Verbände). 

Diese vorangegangenen Aussagen deuten bereits an, dass die Familienverbände zwar unter 
Umständen kein direkt wahrnehmbares Drohpotential – wie den Verlust von Arbeitsplätzen – 
haben, aber ein indirektes, moralisches Drohpotential. Ein Verband äußerte dies klar: „An-
dererseits haben wir ein gewisses moralisches Druckmittel, weil kein Politiker kann es sich 
leisten zu sagen, Familien sind mir komplett egal“ (Interview Expertenbereich Verbände). Eine 
weitere Form von Drohmittel stellt nach Meinung eines Verbandes die öffentliche Meinung 
dar, über die Verbände ebenfalls Druck auf die Politik machen können. Auch auf diesem Wege 
können bestimmte Entscheidungen verhindert oder verändert werden (Interview Experten-
bereich Verbände). Ein anderer Verband wies darauf hin, dass die Konsequenzen schlechter 
Familienpolitik auch ohne Drohungen oder Druckmittel eintreten: 

„Was heißt drohen können, sie machen es einfach. Wenn man sich die demographische 
Entwicklung anguckt und auch die Geburtenzahlen, es hat ein sehr deutliches Zeichen 
gegeben, als die Familienpolitik derart bearbeitungsbedürftig war, und, ich denke, dass 
die letzten drei Koalitionen Familienpolitik als ein wichtiges Aufgabenfeld erkannt ha-
ben, das liegt sicherlich an der demographischen Entwicklung. Wenn man sich das an-
guckt, sieht man das sehr deutlich, und Familien brauchen nichts zu sagen oder drohen, 
sondern es passiert genau so“ (Interview Expertenbereich Verbände). 

Inwiefern moralische Druckmittel damit zu einer ähnlichen Konfliktfähigkeit wie die anderer 
Interessen mit klaren Möglichkeiten zum Leistungsentzug führen, lässt sich nicht abschlie-
ßend klären, da hierfür differenziertere Untersuchungen nötig wären.
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3 Verbände wiesen darüber hinaus auf die geringeren Ressourcen hin, die sie im Vergleich zu 
anderen Verbänden haben – finanziell, personell und in der Folge auch zeitlich. 

In diesem Zusammenhang gab ein Verband zu bedenken, dass es neben den Familienver-
bänden allerdings auch Akteure im Bereich der Familienpolitik gibt, die sich für Themen wie 
Kinderarmut einsetzen, ggf. auch Interessen vertreten und die im Gegensatz zu den Familien-
verbänden über ein hohes Budget verfügen. Als Beispiel wurde hier die Bertelsmann-Stiftung 
angeführt (Interview Expertenbereich Verbände). 267

2 Verbände thematisierten einen weiteren Unterschied, der über die folgende Aussage zum 
Ausdruck kommt: „Also die Landschaft der Familienverbände ist natürlich im Verhältnis zu 
anderen Lobby-Playern, zu anderen Verbänden, ja irgendwie sehr klein. Da sind wir ja Zwerge 
alle miteinander“ (Interview Expertenbereich Verbände). 1 weiterer Verband wies auf einen 
Aspekt hin, der damit zusammenhängt: Im Unterschied zu wirtschaftlichen Verbänden sind 
Familienverbände nicht in Aufsichtsräten oder ähnlichen Gremien vertreten. Aufgrund des-
sen fehlt ihnen eine entsprechende Stimme in derlei Bereichen. Ein weiterer Unterschied, der 
sich im Vergleich zu Verbänden anderer Branchen als Nachteil gestaltet, ist nach Meinung 
1 Verbandes das geringere öffentliche Interesse an Familienpolitik im Vergleich zu anderen 
Politikfeldern (Code ‚Geringeres Interesse an Familienpolitik‘). Außerdem sieht 1  Verband 
einen Nachteil darin, 

„dass wir immer wieder sozusagen zurückgestutzt werden auf […] das Politikfeld der 
Familienpolitik […] und wir werden dann sozusagen in die Ecke […] Familienpolitik im 
engeren Sinne geschoben. […] [A]lso Arbeitgeberverbände tauchen überall auf zum Bei-
spiel. Also […] die tauchen nicht nur im Bereich Arbeitsmarktpolitik auf, sondern auch 
bei anderen Fragen werden sie gefragt“ (Interview Expertenbereich Verbände). (Code: 
‚Starke Reduzierung/Beschränkung auf das Feld Familienpolitik‘). 

Familienverbände haben es deshalb nach Meinung dieses Verbandes schwerer, etwa auf Anhö-
rungslisten anderer Ministerien als des Familienministeriums zu kommen. Der Unterschied 

267	 Ein weiterer Verband äußert sich zwar nicht zu den finanziellen Möglichkeiten der Bertelsmann-
Stiftung, verweist aber darauf, dass die Bertelsmann-Stiftung über Studien zu familienpolitischen 
Themen sehr aktiv im Bereich Familienpolitik ist (Interview Expertenbereich Verbände). Es würde 
den Rahmen dieser Arbeit sprengen und ist auch nicht das Ziel, die Tätigkeit der Bertelsmann-Stif-
tung im Bereich Familie genau zu untersuchen und speziell zu betrachten, inwiefern die Arbeit der 
Bertelsmann-Stiftung in diesem Bereich auch als Lobbyarbeit bzw. Interessenvertretung für Fami-
lien betrachtet werden kann. Einige Recherchen zeigten allerdings, dass die Studienaktivität der Ber-
telsmann-Stiftung im Bereich Familie sehr hoch und sehr breit ist (siehe z. B.: Bertelsmann-Stiftung 
o. J. sowie die gesamte Web-Präsenz der Bertelsmann-Stiftung). Es steht außer Frage, dass politische 
Forderungen auch durch Studienergebnisse gestützt werden können. 
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‚Familienpolitik als Querschnittsthema‘ (1 Vercodung) stellt in der Arbeit der Familienver-
bände durchaus eine Herausforderung dar. Die eher subjektiv geführten Diskussionen (1 Ver-
codung) sind ein Unterschied, der gewissermaßen den Übergang zwischen den als Nachteilen 
und den als Vorteilen zu wertenden Unterschieden darstellt. Beim Thema Familie/Familien-
politik handelt es sich um ein für viele Menschen sehr vertrautes Thema (Vertrautes Thema 
und subjektives Thema = jeweils 1 Nennung):

„Also das ist ein Segen, weil […] die Leute zumindest erstmal relativ schnell meinen 
zu wissen, wovon wir sprechen, wenn wir sagen, wir kommen mit dem Thema Familie 
daher. Das ist ein guter Anknüpfungspunkt. Es ist natürlich auch ein Fluch, weil jeder 
meint, er kann sozusagen fachpolitisch da voll mitdiskutieren, und es ist dann, es wird 
dann manchmal sehr subjektiv“ (Interview Expertenbereich Verbände).

Aufgrund der großen Betroffenheit und der Vertrautheit ist das Thema aber auch recht nied-
rigschwellig und daher öffentlichkeitswirksam (1 Verband): 

„[D]as Thema Familie ist natürlich eines […], mit welchem man es leichter, glaube ich, in 
die Öffentlichkeit schafft, als mit irgendwie dem Thema Brennstoffzellenabbau oder so, 
also so spezifische Themen. Das Thema Familie ist so breit […]. Da können wir an Bilder 
[…] oder […] an Erfahrungswelten anknüpfen, die jeder Mensch in der Presse oder auch 
in der Politik irgendwie hat“ (Interview Expertenbereich Verbände). 

Ein weiterer Punkt trägt dazu bei, dass familienpolitische Themen in der Öffentlichkeit wahr-
genommen werden: Bei den familienpolitischen Investitionen geht es um hohe Summen, auch 
wenn Familienverbände selber über eher begrenzte Ressourcen verfügen: 

„Ja, ich meine, wir reden bei […] den familien- und ehebezogenen Leistungen immer-
hin über knapp 200 Mrd. €, die in der Bundesrepublik ausgegeben werden. Das ist doch 
schon erheblich viel Geld […] und das sind große Räder. Insofern, wir haben zwar nicht 
so viel Geld, wir können jetzt nicht irgendwie zu schicken Häppchen einladen, aber die 
Themen, die wir versuchen zu besetzen, die werden schon auch gehört, weil es große 
Themen sind“ (Interview Expertenbereich Verbände). 

Die Wertepluralität und die gute Zusammenarbeit zwischen den Parteien sind weitere Eigen-
schaften des Themenfeldes ‚Familienpolitik‘, die nach Meinung eines Verbandes als Vorteile 
im Vergleich zu anderen Feldern betrachtet werden können (je 1 Verband).
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Dieser Vergleich zeigt: Die Arbeit der Familienverbände weist zwar im Vergleich zu der in an-
deren Politikfeldern gewisse Unterschiede auf, die auch zu Herausforderungen führen können. 
Sie geht aber auch mit Vorteilen einher. Im Feld der Familienpolitik sind die Familienverbände 
hör- und wahrnehmbare Akteure. Aufschlussreich ist in diesem Zusammenhang die Aussage 
eines Interviewpartners, der darauf hinweist, was für Einfluss bzw. den Erfolg von Interessen-
vertretung und Lobbying bedeutend ist: 

„Steter Tropfen höhlt den Stein und sich immer wieder zu Wort zu melden und zu 
sagen: Hier sind wir und wir sehen das so und so und wir vertreten die und die Fa-
milien. Ja. Leider erlebt man natürlich auch immer wieder, dass das […] dann nicht 
immer […] mit Erfolg gekrönt ist, aber ich glaube schon, dass immer was zurück-
bleibt. Ich mache das daran fest, dass man […] auch in politischen Gesprächen immer 
wieder darauf angesprochen wird und gesagt wird: Ja, Sie hatten sich ja damals so 
und so geäußert, hat ja nicht hingehauen, wir haben ja eine andere Meinung. Das 
heißt, es wird wahrgenommen. Auch wenn es nicht erfolgreich war, werden Dinge 
wahrgenommen […] 

Also, dass man etwas sichtbar machen konnte. Also toll wäre es, wenn es berück-
sichtigt wird. Aber Erfolg messe ich schon auch daran: Es wurde gesehen, es wurde sich 
damit beschäftigt, es gab eine Rückmeldung womöglich dazu, ein Schreiben beispiels-
weise: Wir können das nicht machen, weil / […]. Auch das zeigt mir, man wird gese-
hen und man wird wahrgenommen und das ist ein Erfolg“ (Interview Expertenbereich 
Verbände). 

Die Familienverbände sehen also ihre Einflussmöglichkeiten, die auch von den Adressaten 
deutlich wahrgenommen werden. Sie zeichnen aber auch ein realistisches Bild, indem sie die 
Unterschiede zu anderen Politikfeldern und den dort aktiven Verbänden aufzeigen.

8.1.12 Herausforderungen familienpolitischer Verbandsarbeit 

Im Verlaufe der Interviews mit den Verbandsvertretern kam das Gespräch immer wieder 
direkt oder indirekt auf Herausforderungen von familienpolitischer Interessenvertretung/
Lobbyarbeit. Teilweise wurden entsprechende Punkte schon bei dem Vergleich mit anderen 
Lobbyfeldern angesprochen. 6 der befragten Verbände machten dazu Aussagen, die sich unter 
der Kategorie ‚Herausforderungen familienpolitischer Verbandsarbeit‘ vercoden ließen. Für 
2/3 davon (4) sind Ressourcen – finanziell, personell, zeitlich – eine Herausforderung. Diese 
Ressourcenfrage hat verschiedene Folgen, die ihrerseits als Herausforderungen zu werten sind: 
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So muss etwa eine Priorisierung bei den Adressaten erfolgen. Außerdem ist es nicht einfach, 
die vielen potentiellen Ansprechpartner gleichermaßen zu bedienen (Code ‚Viele Adressaten/
Nicht alle können gleich bedient werden‘ = 2 Nennungen). Ebenso ist eine Schwerpunktset-
zung erforderlich (Interview Expertenbereich Verbände). Auch ist häufig nur ein Reagieren 
statt ein Agieren möglich, wie diese Aussage deutlich macht: 

„Und deshalb […] lassen wir […] auch einige Dinge einfach außen vor. Weil das ein 
Reagieren ist und mit dem Reagieren, sind wir sehr stark beschäftigt und kommen nicht 
dazu, zu überlegen, was eigentlich für die Familien besonders wichtig wäre“ (Interview 
Expertenbereich Verbände). 

Schließlich wird auch das Thema, die Familienpolitik, von 2 Verbänden als Herausforderung 
betrachtet – nicht zuletzt auch wegen der Ressourcen: 

„Der Punkt ist […]: […] [T]heoretisch können wir überall reinstoßen, also abgesehen 
vielleicht von Verteidigungspolitik, […] weil das Thema Familie und Kinder, das ist im 
Bereich Bildung, Wirtschaft, Familie, Soziales, Finanzen, das ist überall verortet. Ich 
meine, ich nehme das Verteidigung zurück, die Bundeswehr braucht ja auch Nachwuchs. 
Das heißt, wir können theoretisch überall hinein, und da sind wir wieder genau an dem 
Punkt: Natürlich nutzen wir Gelegenheiten, die sich uns bieten, allerdings eben im Rah-
men der Kräfte“ (Interview Expertenbereich Verbände).

Diese Aussage zeigt, dass das Querschnittsthema Familie bzw. Familienpolitik auch hin-
sichtlich der Adressaten eine Herausforderung für die Verbände ist, weil die knappen zeit-
lichen, personellen und finanziellen Mittel der Verbände sehr durchdacht eingesetzt werden 
müssen.

Insgesamt müssen die Verbände aufgrund der beschränkten Ressourcen, über welche die 
Familienverbände offenbar verfügen, sowohl bei der Adressatenauswahl als auch bei der kon-
kreten inhaltlichen und thematischen Arbeit Schwerpunkte setzen. Dies hat – darauf deuten 
einige Aussagen hin – durchaus zur Folge, dass nicht immer eine Beteiligung oder Mitwirkung 
in dem Umfang möglich ist, wie es vielleicht erforderlich wäre. Außerdem führt es dazu, dass 
das Setzen eigener Themen und die Einbringung dieser in den politischen und gesellschaft-
lichen Diskurs nicht immer möglich ist. 

Beides ist nicht nur ein Problem für die Familienverbände selbst, sondern kann auch für 
den politischen Diskurs und unter Umständen gar für Willensbildungs- und Gesetzgebungs-
prozesse nachteilig sein. 
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8.2 Ergebnisse des Expertenbereichs Bundestag

Nachdem die Perspektiven der Verbände in Bezug auf ihre Arbeit und Rolle im politischen 
Willensbildungsprozess dargestellt wurden, erfolgt nun ein Perspektivwechsel: Hier wird be-
trachtet, wie die Adressaten von Interessenvertretung und Lobbying die Arbeit der Familien-
verbände sehen.

Welche Akteure vertreten im familienpolitischen Bereich ihre Interessen? Welche Instru-
mente nehmen sie dabei wahr und in welchen Phasen findet ein Austausch statt? Diese und 
andere Fragen sollten für den Expertenbereich Bundestag geklärt werden. Darunter fallen ei-
nige Faktoren, die auch bei den Verbänden betrachtet wurden. Auf diese Weise ist es nicht nur 
möglich, die unterschiedlichen Perspektiven zu untersuchen, sondern gewissermaßen auch 
eine ‚Überprüfung‘ der Aussagen der verschiedenen Expertenbereiche vorzunehmen und die 
Ergebnisse so noch verlässlicher zu gestalten. 

Im Expertenbereich Bundestag wurden insgesamt 5 Interviews geführt (davon 2 auf Wunsch 
der Befragten schriftlich). 4 der Interviewpartner aus diesem Expertenbereich konnten Aus-
sagen zum ElterngeldPlus-Prozess machen.

8.2.1 Akteure familienpolitischer Interessenvertretung und Lobbyarbeit 

Dass es sich bei Familie und Familienpolitik um Querschnittsthemen handelt, ist nicht zu-
letzt durch die bereits vorgestellten Ergebnisse unbestritten. Die Querschnittsthematik hat 
einerseits zur Folge, dass damit auch weitere Politikfelder und deren Akteure zusammen-
hängen und das zuständige Ministerium auch nicht ausschließlich mit dem Thema Familie 
befasst ist, sondern in seinen Zuständigkeitsbereich auch die Themen Frauen, Senioren und 
Jugend fallen. Andererseits beschäftigen sich in der Folge viele Akteure mit diesem Thema, 
da von familienpolitischen Regelungen nicht nur die Familien selbst betroffen sind. Vielmehr 
wirken sich die Maßnahmen in weitere Bereiche aus, etwa in die Arbeitswelt. Daher war es 
interessant zu klären, welche Akteure an die Politik (egal ob Politiker oder Arbeitsebene) 
herantreten und im Feld Familienpolitik Interessen vertreten. Die Antwort darauf liefern 
die folgenden Ausführungen zu den Akteuren familienpolitischer Interessenvertretung und 
Lobbyarbeit.268

268	 Wichtig ist hier folgende Anmerkung: Die Nennung der Akteure stellt keine Bewertung zu deren 
Einfluss oder zur Wichtigkeit dieser Akteure für die Adressaten dar. Ebenso ist daraus keine allge-
meine Bewertung zu diesen Punkten abzuleiten. 
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Akteure familienpolitischer Lobbyarbeit im ElterngeldPlus-Prozess 

Nachfolgende Graphik 28 veranschaulicht, dass nicht nur Familienverbände ihre Interessen 
in den Gesetzgebungsprozess ElterngeldPlus einbrachten und gegenüber den Vertretern des 
Bundestages vertraten:

Für alle Vertreter des Bundestages, die sich zum ElterngeldPlus-Prozess äußern konnten, 
wurden Akteure aus der Gruppe der Familienverbände sowie der Wirtschaft s- und Berufs-
verbände/Sozialpartner vercodet.

Unter den Familienverbänden wurde der VAMV 4-mal vercodet. Mit dem Familienbund 
der Katholiken und dem Zukunft sforum Familie waren 3 Vertreter des Bundestages im Aus-
tausch. Je 2-mal wurden der DFV, die eaf, und der iaf vercodet. 

Abbildung 28: Akteure familienpolitischer Lobbyarbeit im ElterngeldPlus-Prozess 
(Expertenbereich Bundestag); eigene Darstellung
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Bei den von den Interviewpartnern von sich aus genannten Verbänden, handelt es sich um 
jene, die als Sachverständige an der Anhörung im Familienausschuss teilnahmen (FDK und 
VAMV) bzw. zumindest eine Stellungnahme zum Gesetzentwurf abgaben (ZFF). Die Verbän-
de, die seitens der Vertreter des Bundestages nicht proaktiv genannt wurden, waren primär 
im vorparlamentarischen Prozess beteiligt und setzen in der parlamentarischen Phase keine 
formellen Instrumente ein. 

Eine quantitativ ebenso bedeutende Rolle spielten im ElterngeldPlus-Prozess die Wirt-
schafts- und Berufsverbände/Sozialpartner. Darunter wurde für alle 4 Interviewpartner des 
Bundestages der Deutsche Gewerkschaftsbund vercodet und für 3 die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände. Vertreter des DGB und der BDA waren als Sachverständige 
zur Anhörung im Familienausschuss geladen. Der Deutsche Juristinnenbund wurde 1-mal ge-
nannt. Hier konnte nicht geklärt werden, in welchem Format oder zu welchem Aspekt genau 
dieser Austausch stattfand. 

3 Vertreter des Bundestages standen außerdem – etwa im Rahmen der Sachverständigen-
anhörung – mit Vertretern der Wissenschaft (z. B. Hochschulprofessoren/Experten von Wis-
senschaftsinstituten) im Austausch. Diese Wissenschaftler sind allerdings nicht als Interessen-
vertreter, sondern als Sachverständige zu betrachten, was keinesfalls ihre Bedeutung für die 
Meinungsbildung der politischen Ebene mindert.269 Möglicherweise ist auch der Austausch 
mit dem Deutschen Juristinnenbund als Austausch mit Sachverständigen und nicht mit Inter-
essenvertretern zu sehen. Dies wäre eine Erklärung dafür, dass der Deutsche Juristinnenbund 
als Akteur angeführt wurde (siehe oben). 

Ebenfalls 3 Nennungen sind für die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 
zu verzeichnen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Bundesvereinigung der kommuna-
len Spitzenverbände ebenfalls an der Sachverständigen-Anhörung im Deutschen Bundestag 
zu ElterngeldPlus teilgenommen hat und so automatisch mit den Vertretern des Bundestages 
im Austausch stand. Auffällig ist, dass für diesen konkreten Prozess nur von 1 Mitglied des 
Expertenbereichs Bundestag eine Organisation aus dem Bereich der Wohlfahrtspflege genannt 
wurde: die Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege (BAGFW). 

1 Nennung ist schließlich für das Bundesforum Männer zu verzeichnen. Hier bleibt eben-
falls offen, wie sich dieser Austausch gestaltete und warum er für den ElterngeldPlus-Prozess 
eine Rolle spielte. 

269	 In anderen Politikfeldern, wie etwa Forschung und Bildung, ist es durchaus möglich, dass Vertreter 
der Wissenschaft nicht nur als Sachverständige, sondern auch als Interessenvertreter an Gesetzge-
bungsprozessen mitwirken. 
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Akteure familienpolitischer Interessenvertretung und Lobbyarbeit 
allgemein

Eine allgemeine Aussage zu den Akteuren zu treffen, die gegenüber den Adressaten im Bereich 
Familienpolitik Interessen vertreten, ist ungleich schwieriger als in Bezug auf einen konkreten 
Prozess. Aus methodischen Gründen ist es nicht möglich, das komplette Spektrum der Ak-
teure gut darzustellen, die gegenüber Vertretern des Bundestages im Bereich Familienpolitik 
Interessen vertreten. Da in diesem Forschungsprozess lediglich 5 Vertreter des Bundestags be-
fragt wurden, wären die detaillierten Ergebnisse hier beschränkt aussagekräftig. Daher wurde 
an dieser Stelle auf eine genauere Differenzierung verzichtet. 

Für das BMFSFJ wurde eine grobe Auszählung der Akteure auf Basis der dort veröffent-
lichten Stellungnahmen vorgenommen (siehe dazu genauer: Punkt 8.3.1). Sie ergab rund 
150 Organisationen. Obwohl der Adressat hier das BMFSFJ ist, ist es plausibel, dass diese Ak-
teure – aufgrund der Abläufe des Gesetzgebungsprozesses – auch gegenüber Vertretern des 
Bundestages Interessen vertreten. 

Die Ergebnisse aus den Interviews mit den Vertretern aus dem Bundestag zeigen, dass das 
Akteursspektrum im Vergleich zum ElterngeldPlus-Prozess größer ist. Dies liegt daran, dass 
nicht alle Akteursgruppen sich an jedem Gesetzgebungsprozess beteiligen. Das Engagement 
der verschiedenen Interessengruppen hängt davon ab, ob und wie stark sie bzw. die jeweilige 
Klientel von einem Gesetzesvorhaben betroffen sind. Im Vergleich zum ElterngeldPlus-Prozess 
wurde ergänzend eine Akteursgruppe angeführt. Es handelt sich hier um Verbände, die sich für 
die Interessen von Kindern und Jugendlichen engagieren. Die Ursache dafür, dass diese Grup-
pierung bei ElterngeldPlus nicht wahrgenommen wurde, ist in der Thematik des Entwurfs zu 
sehen, von der die Interessen von Kindern und Jugendlichen nur sehr indirekt betroffen sind.

Folgende übergeordnete Akteursgruppen vertreten ihre Interessen zum Thema Familie all-
gemein gegenüber Vertretern der politischen Ebene: 
–	 Familienverbände270

–	 Wohlfahrtsverbände und -organisationen/Sozialverbände
–	 Wirtschafts- und Berufsverbände/Sozialpartner
–	 Sonstige (z. B. Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände)
–	 Vertreter der Wissenschaft 
–	 Verbände zur Vertretung von Kinder- und Jugendinteressen
–	 Frauen- und Männerverbände 

270	 Neben den einzelnen Verbänden fallen darunter auch die Arbeitsgemeinschaft der deutschen Fami-
lienorganisationen und das Bundesforum Familie. 
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Dieser Befund zeigt, dass weit mehr Akteure als die Gruppe der Familienverbände Interessen 
im Bereich Familienpolitik haben und diese auch gegenüber der Politik vertreten. Das ist ein 
erneuter Hinweis auf die Querschnittsthematik. Johanna Possinger, die in einen Überblick 
über die Verbändelandschaft in diesem Feld gibt, kommt zu ähnlichen Ergebnissen (Possin-
ger 2015).

8.2.2 Instrumentarienspektrum der Familienverbände aus Sicht der 
Vertreter des Bundestages

Der nächste Abschnitt beschäftigt sich mit den Instrumenten, die aus Sicht der Vertreter des 
Bundestages für den Austausch mit den Verbänden in Bezug auf den ElterngeldPlus-Prozess 
und losgelöst davon eine Rolle spielen. 

Instrumentarienspektrum der Familienverbände im ElterngeldPlus-
Prozess 

Zu den Instrumenten im ElterngeldPlus-Prozess konnten sich 4 Interviewpartner aus dem 
Expertenbereich Bundestag äußern. An Abbildung 29 ist zu erkennen, dass für alle 4 sowohl 
formelle als auch informelle Instrumente vercodet wurden. 
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Abbildung 29: Instrumente der Familienverbände im ElterngeldPlus-Prozess 
(Expertenbereich Bundestag); eigene Darstellung

Genauer betrachtet gaben bei den formellen Instrumenten alle 4 Befragten an, dass über die öf-
fentliche Anhörung im Familienausschuss ein Austausch stattfand. 3-mal wurden die Stellung-
nahmen271 zum Gesetzentwurf vercodet. Die Stellungnahmen zum Gesetzentwurf erhalten 
die Ausschussmitglieder im Zuge der Sachverständigenanhörung automatisch. 2  Interview-
partner gaben an, dass sie auch Stellungnahmen zum Referentenentwurf erhielten272. Bei die-
sem Instrument hängt es sicherlich von der Intensität der Verbandsarbeit und des Austauschs 
zwischen Verbänden und Adressaten im Bundestag ab, inwiefern auch Stellungnahmen zu 
Referentenentwürfen an die Vertreter des Bundestages geschickt werden. In den Interviews 

271 Die Stellungnahme zum Gesetzentwurf wurde lediglich von dem Mitglied der Arbeitsebene nicht als 
Instrument angeführt. 

272 Die Stellungnahme zum Referentenentwurf erhielt das Mitglied der Arbeitsebene direkt von den 
Verbänden: „Also im Gesetzesverfahren ist es ja meistens so, dass die Verbände die Gesetzesent-
würfe vor den Fraktionen bekommen, quasi innerhalb einer Anhörung im Bundesministerium, und 
im Zuge dessen haben […] die Verbände den anderen Parteien ihre Stellungnahmen zugeschickt“ 
(Interview Expertenbereich Bundestag).



349

8.2 Ergebnisse des Expertenbereichs Bundestag

mit den Verbänden wurde von einem Verband explizit darauf hingewiesen, dass er bewusst 
die Abgeordneten auch über die Stellungnahmen zu den Referentenentwürfen informiert bzw. 
dies bei ElterngeldPlus getan hat (Interview Expertenbereich Verbände). Dies ist auch aus Sicht 
der Abgeordneten und deren Mitarbeiter eine hilfreiche/sinnvolle Vorgehensweise, wie etwa 
ein Interviewpartner feststellte: „Im Rahmen der Verbändeanhörung geben die Verbände eine 
erste Stellungnahme zum Referentenentwurf ab. Hier wäre es hilfreich, wenn die Verbände 
uns diese Stellungnahmen möglichst zeitnah unaufgefordert zukommen lassen“ (Interview 
Expertenbereich Bundestag).

Über informelle Instrumente standen alle 4 Experten mit Verbänden in Kontakt. Bei allen 
4 Interviewpartnern fand ein Austausch über Gespräche/Treffen statt. Für 2 Experten wurde 
eine Teilnahme am Format ‚Parlamentarisches Frühstück/Parlamentarischer Abend‘ verco-
det. Ebenfalls 2-mal wurden die Instrumente persönliche Gespräche/Einzelgespräche/Hinter-
grundgespräche genannt. Fachgespräche wurden 1-mal angeführt. Die Hälfte der Experten 
des Bundestages (2) gab an, dass die Verbände ihnen gegenüber im ElterngeldPlus-Prozess 
Instrumente aus dem Bereich der Öffentlichkeitsarbeit/Pressearbeit einsetzten, wie Pressemit-
teilungen (2-mal) sowie Positionspapiere und Fachveranstaltungen (je 1-mal).

Bewertung des Instrumentarienspektrums im ElterngeldPlus-Prozess

Als wichtig für diesen Prozess betrachteten 3 der 4 Experten, die eine Bewertung zu den In-
strumenten im ElterngeldPlus-Prozess abgaben, die Stellungnahmen (ohne genauere Präzi-
sierung). Aus zwei Aussagen wird deutlich, dass diese sehr geschätzt werden, weil sich daraus 
schnell grundlegende Informationen und Positionen ziehen lassen, was etwa die folgende Aus-
sage verdeutlicht: „Also die Stellungnahmen sind unglaublich hilfreich […], [da] die dann auch 
immer sehr gut pointiert sind“ (Interview Expertenbereich Bundestag). Dieser Interviewpart-
ner wies ergänzend darauf hin, dass die Stellungnahmen auch immer eine hohe Qualität ha-
ben, was sie nochmal hilfreicher macht (Interview Expertenbereich Bundestag). 1-mal wurde 
bei den formellen Instrumenten darüber hinaus die öffentliche Anhörung genannt – interes-
santerweise nicht von einem Abgeordneten. Bei den informellen Instrumenten spielten für 
einen Experten in diesem Prozess zudem Gespräche (ohne genauere Beschreibung, welche Art 
von Gespräch) eine Rolle.
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Allgemeines Instrumentarienspektrum der Familienverbände 

Insgesamt nehmen die Adressaten allgemein, wie die folgende Graphik 31 illustriert, mehr 
Instrumente wahr als im konkreten Prozess. Dies hängt, wie bei den Verbänden, damit zu-
sammen, dass ein spezifischer Prozess zeitlich beschränkt ist und sich keine Einsatzmöglich-
keiten für alle Instrumente bieten. Beim ElterngeldPlus-Prozess liegt es aber noch zusätzlich 
daran, dass der Prozess sehr rasch abgeschlossen werden musste, sodass für Instrumente 
wie Fachtagungen etc. gar keine Zeit blieb, wie ein Interviewpartner aus dem Bundestag 
erklärte: 

„Nein, da gab es nur eine Anhörung. Also das Verfahren musste auch relativ zügig 
durchgezogen werden, weil es sollte ja auch sehr schnell quasi durch den Bundestag 
durchgewunken werden, also war nicht so viel Zeit. Da gab es […] dann die Anhörung 
im Familienausschuss, und davor hat man sich da noch mit den einzelnen Familienver-
bänden […] in einem Gespräch ausgetauscht, aber […] wie gesagt, das Verfahren war 
ja relativ schnell, dass man da gar nicht so viel Zeit dafür hatte“ (Interview Experten-
bereich Bundestag).

In Bezug auf die formellen Instrumente, die von den Vertretern des Bundestages wahrgenom-
men werden, ist festzustellen: Die Ergebnisse spiegeln jene aus dem ElterngeldPlus-Prozess 
und sind entsprechend zu erklären. Der einzige Unterschied liegt darin, dass für die Stellung-
nahmen (nicht weiter präzisiert) eine Vercodung mehr zu verzeichnen ist (5). Damit nahm 
auch der Interviewpartner, der sich zu ElterngeldPlus nicht äußern konnte, ein formelles In-
strument wahr. Die Ausschussanhörung führte er nicht an. Ein Erklärungsansatz ist, dass es 
sich bei diesem Interviewpartner um ein Mitglied der Arbeitsebene handelt. Zwischen der 
Arbeitsebene und Verbänden kann es im Rahmen der Ausschussanhörung zu einem Aus-
tausch kommen – etwa wenn die Mitarbeiter ebenfalls an der Ausschussanhörung als Gäste 
teilnehmen und sich am Rande eines solchen Termins ein Gespräch mit den Verbänden er-
gibt. Ein solcher Austausch ist allerdings nicht formal vorgesehen und findet daher auch nicht 
zwingend statt. 
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Abbildung 30: Instrumente der Familienverbände allgemein 
(Expertenbereich Bundestag); eigene Darstellung

Darüber hinaus führten alle Vertreter des Bundestages informelle Instrumente an. Hier ist 
das Spektrum im Vergleich zu ElterngeldPlus etwas breiter. Die meisten Nennungen (5) sind 
für die Oberkategorie Gespräche/Treff en zu verzeichnen. Fast alle Befragten dieser Gruppe (4) 
gaben an, dass auch im Rahmen von Formaten wie Parlamentarischen Abenden/Frühstücken 
ein Austausch stattfi ndet. Persönliche Gespräche/Einzelgespräche/Hintergrundgespräche 
wurden 3-mal, Fachgespräche 2-mal und Ausschussgespräche273 sowie Telefonate wurden je-

273 Beim Ausschussgespräch handelt es sich um einen Austausch zwischen Mitgliedern der Ausschüsse 
und Experten/Verbandsvertretern etc. Diese Gespräche sind informell, da sie nicht im Rahmen des 
formalisierten Gesetzgebungsprozesses stattfi nden und auch nicht zwangsläufi g ausschließlich in 
Bezug auf ein konkretes Gesetzgebungsvorhaben. Sie dienen dazu, dass die Abgeordneten Informa-
tionen und Einblicke zu Th emen bekommen, die für ihre Arbeit im Ausschuss von Bedeutung sind. 
Ein Abgeordneter beschreibt die Ausschussgespräche folgendermaßen: „Hier stellen die Verbände 
ihre Arbeit vor und beantworten die Fragen der Ausschussmitglieder. Auch hier bekommt man im-
mer wieder einen Hinweis, der uns in der täglichen Arbeit nicht sofort ins Auge springt“ (Interview 
Expertenbereich Bundestag).
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weils 1-mal genannt. Die letzten beiden Instrumente wurden im ElterngeldPlus-Prozess nicht 
angeführt.

Die Oberkategorie Öffentlichkeitsarbeit wurde für 4 Befragte des Expertenbereichs Bundes-
tag und damit, mit Ausnahme eines Vertreters, für alle Vertreter des Bundestages vercodet. Je 
3-mal wurden die Instrumente ‚Pressemitteilungen‘ und ‚Fachveranstaltungen‘ codiert. Von 
jeweils 1 Vertreter wurden Positionspapiere und die Präsenz der Verbände auf Messen/Partei-
tagen/Kongressen (hier konkret: Messe) genannt. Auch bei diesen Instrumenten lassen sich 
Ähnlichkeiten zu ElterngeldPlus erkennen, mit dem Unterschied, dass die Zahl der Nennun-
gen geringfügig höher ist und das Instrument ‚Präsenz der Verbände auf Messen/Parteitagen/
Kongressen‘ im ElterngeldPlus-Prozess nicht genannt worden war. 

Bewertung des allgemeinen Instrumentarienspektrums der 
Familienverbände

Bei der Bewertung der Instrumente, die losgelöst von einem konkreten Gesetzgebungspro-
zess durch die Verbände im Austausch mit Vertretern des Bundestages eingesetzt werden 
(Bewertung dazu von 2  Mitgliedern des Expertenbereichs Bundestag), zeigt sich ein eher 
unklares Bild: Alle folgenden Instrumente wurden von 1 Vertreter als wichtig bewertet: Stel-
lungnahmen (hier nicht genauer präzisiert), persönliche Gespräche/Einzelgespräche, Tele-
fongespräche sowie Fachveranstaltungen. Die Fachveranstaltungen werden unter anderem 
deshalb als sehr hilfreich wahrgenommen, weil hier ein Austausch mit verschiedenen Ge-
sprächspartnern zu unterschiedlichen Themen möglich ist, der dann in einzelnen Gesprä-
chen vertieft werden kann, wenn spezifischere Fragen geklärt werden müssen (Interview 
Expertenbereich Bundestag). Telefongespräche sind ebenfalls für Nachfragen nützlich, ge-
stalten sich nicht sehr zeitintensiv und sind daher ein wertvolles Instrument in der Subkate-
gorie der Gespräche. 

Deutlich wurde bei beiden Interviewpartnern, dass der persönliche Kontakt (z. B. im Ge-
spräch oder über Telefon) wichtig ist, um Detailfragen zu klären, „wenn es dann wirklich 
an die konkrete Arbeit geht, um Punkte herauszuarbeiten, die man […] kritisieren möchte 
oder nicht kritisieren möchte“ (Interview Expertenbereich Bundestag). Stellungnahmen und 
Fachveranstaltungen betrachtet der Interviewpartner als hilfreich, um sich erstmal über die 
größeren inhaltlichen Fragen zu einem Gesetzesvorhaben auszutauschen (Interview Exper-
tenbereich Bundestag). Im Rahmen von persönlichen Gesprächen werden dann spezifischere 
Aspekte diskutiert (Interview Expertenbereich Bundestag). 

Ein Vertreter des Bundestages gab zwar keine explizite Bewertung zur Wichtigkeit einzel-
ner Instrumente ab, erläuterte aber für bestimmte Instrumente, warum diese für seine Arbeit 
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von Bedeutung sind. So bietet sich ihm im Rahmen von Gesprächen mit Verbandsvertretern 
die Möglichkeit, Fragen an die Verbände (z. B. zu Positionen und Schwerpunkten) zu stellen, 
sodass er aus diesem Austausch „relevante Anregungen für [s]eine politische Arbeit“ (Inter-
view Expertenbereich Bundestag) ziehen kann. Ein anderer Interviewpartner äußerte sich zur 
Instrumentariengruppe der informellen Instrumente und hält den informellen Austausch für 
beide Seiten – Adressaten wie Verbände – gleichermaßen als gewinnbringend und begründet 
dies folgendermaßen: 

„[A]lso ich kann […] Informationen unterstützend bekommen von Verbänden, und die 
können von mir Einblick bekommen, wann es sinnvoll ist, mit wem zu sprechen, zum 
Beispiel. Also, weil viel kann man nicht von außen sehen, das sind […] Sachen, die man 
durch direkten Austausch lernen muss. Also […] welche Akteure sind in den Fraktio-
nen entscheidendere Akteure. Also das […] steht ja nicht sozusagen immer außen dran“ 
(Interview Expertenbereich Bundestag). 

Damit kristallisiert sich ein Ergebnis heraus, das sich bei den Verbänden bereits andeutete: 
Insbesondere die Kombination formeller und informeller Instrumente ist wichtig  – sowohl 
für die Adressaten als auch die Verbände. Ebenso bestätigt sich durch einige Aussagen aus 
dem Expertenbereich Bundestag, dass die Bedeutung der beiden Instrumentariengruppen si-
tuations- und phasenabhängig ist. So wies ein Interviewpartner darauf hin, dass für ihn die 
informellen Instrumente überwiegen, was unter anderem mit seiner Rolle als Mitarbeiter der 
Arbeitsebene (Oppositionsfraktion) zusammenhängt: 

„Stellungnahmen sind einfach seltener, weil wir jetzt nicht so viele Gesetzgebungsver-
fahren haben in der Familienpolitik. […] [U]nd außerdem ist das ja immer nur bezogen 
auf die Regierungsarbeit, aber ich möchte ja auch einen Austausch haben zu dem, was 
wir an Konzepten erarbeiten“ (Interview Expertenbereich Bundestag). 

1 Abgeordneter hingegen bewertet das Verhältnis als ausgeglichen, was daran liegen könnte, 
dass die Abgeordneten Adressaten formeller Instrumente sind, aber auch über informelle In-
strumente (z. B. Gespräche) mit den Verbänden im Austausch stehen. Dies unterstreicht zu-
dem erneut, dass die Eignung von Instrumenten stark adressatenspezifisch ist. 
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8.2.3 Initiator des Austausches zwischen Verbänden und  
politischer Ebene

Alle 4 Experten, die die Frage zur Initiative des Austauschs beantworteten, gaben an, dass 
der Austausch von beiden Seiten ausgehen kann. Dies entspricht der Wahrnehmung der 
Verbände. Oben wurde bereits angedeutet, dass schon aufgrund der Logik des Gesetzge-
bungsprozesses die Initiative für die formellen Instrumente primär von der politischen Seite 
ausgeht und die für den informellen Austausch vermutlich stärker von den Verbänden. Ver-
schiedene Aussagen von Vertretern des Bundestages geben Aufschluss darüber, in welchen 
Situationen die Initiative für informellen Austausch von der politischen Ebene ausgehen 
kann. Ein Vertreter des Bundestages führte aus, dass es zum Beispiel zur Klärung von De-
tailfragen durchaus selbst auf die Verbände zugeht: „Bei konkreten aktuellen Gesetzesvor-
haben trete ich auch gezielt an Familienverbände heran und bitte um einen Austausch. Hier 
werden dann meist detaillierte Fragen erörtert, die für die jeweiligen parlamentarischen 
Beratungen relevant sind“ (Interview Expertenbereich Bundestag). Ein weiterer Interview-
partner wies darauf hin, dass es auch für ihn unter Umständen notwendig ist, von sich aus 
auf die Verbände zuzugehen: Insbesondere im frühen Stadium des Gesetzgebungsprozesses 
verfügen Verbände unter Umständen über Informationen und Dokumente, die Mitarbeitern 
oder gewählten Vertretern des Bundestages zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorliegen, ihre 
Arbeit aber erleichtern würden (Interview Expertenbereich Bundestag). Außerdem gibt es 
informelle Formate, (z. B. Fachveranstaltungen) die Fraktionen organisieren und zu denen 
sie Verbände einladen, um mit diesen in den Austausch zu treten (Interview Expertenbe-
reich Bundestag).

Ein Instrument, das von der Initiative beider Seiten lebte, sind die Donnerstagsgespräche. 
Ursprünglich wurden sie von der politischen Seite initiiert. Die konkrete Bitte um Gespräche 
ging dann jedoch von den Verbänden aus. 

In Bezug auf den ElterngeldPlus-Prozess äußerte sich zu dieser Frage nur 1 Interviewpart-
ner, der auch in diesem konkreten Fall eine beidseitige Initiative feststellte (Interview Ex-
pertenbereich Bundestag).274 Allerdings wird implizit deutlich, dass auch für ElterngeldPlus 
insgesamt von einer beidseitigen Initiative gesprochen werden kann, da die Einladung zur Ver-
bändeanhörung und zur Sachverständigenanhörung von der politischen Seite ausging und die 
zum familienpolitischen Frühstück von den beteiligten Verbänden.

274	 Für die schriftlichen Interviews wurde der Fragenkatalog deutlich gekürzt und der Fokus auf die 
Fragen gelegt, die zur Nachvollziehung des ElterngeldPlus-Prozesses von grundlegender Bedeutung 
waren. 
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8.2.4 Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen 
Abschnitten des Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozesses

Die Ergebnisse zu den Phasen sind – wie auch bei den Verbänden – eng mit den Instrumenten 
und den Adressaten verknüpft . 

Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen Phasen des 
Gesetzgebungsprozesses ElterngeldPlus

Abbildung 31: Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen Phasen des 
ElterngeldPlus-Prozesses (Expertenbereich Bundestag); eigene Darstellung

Abbildung 31 veranschaulicht, dass durch die Vertreter des Expertenbereichs Bundestag pri-
mär ein Austausch in der parlamentarischen Phase wahrgenommen wurde. Das ist der Ab-
schnitt des Gesetzgebungsprozesses, an dem sie direkt beteiligt waren  – als Abgeordnete 
oder unterstützend als Mitarbeiter. Konkreter wurde für alle 4 Gesprächspartner die Anhö-
rungsphase im Deutschen Bundestag vercodet. Von 2 Interviewpartnern wurde während der 
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parlamentarischen Phase die 1. Lesung genannt. 1 Experte führte die Phase der Berichterstat-
tergespräche an. Dies stellt eine Abweichung zu den Phasen der Verbände dar, da diese Phase 
von den Verbänden im ElterngeldPlus-Prozess nicht angeführt wurde.

Demgegenüber war der Austausch in den anderen übergeordneten Phasen weniger ausgeprägt: 
Mit lediglich 1 Vertreter fand während der Konzeptionsphase des Gesetzes ein Austausch statt. 

Die vorparlamentarische Phase wurde, spezifi sch mit der Referentenentwurfsphase, nur von 
wenigen (2) der Befragten aus dem Bundestag genannt. 

Damit zeigt sich insgesamt, dass beim ElterngeldPlus-Prozess für die Vertreter des Bundes-
tages die entscheidende Phase erst nach Verabschiedung des Gesetzentwurfs durch das Kabi-
nett eintritt, was auch durch eine Aussage bestätigt wurde: „Nachdem der Gesetzentwurf im 
Kabinett verabschiedet wurde, ist bei uns […] erst wirklich alles gestartet, was man machen 
kann“ (Interview Expertenbereich Bundestag). Darüber hinaus gab 1  Interviewpartner an, 
dass während der 2. und 3. Lesung noch ein Austausch stattfand. Ein Austausch nach Ver-
abschiedung des Gesetzes ließ sich nur für 1 Vertreter feststellen. 

Bewertung der Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen Phasen 
des Gesetzgebungsprozesses ElterngeldPlus

Ein wiederum sehr diff erenziertes Bild ergibt sich für die Bewertungen der Phasen 
(Abbildung 32): 

Abbildung 32: Bewertung der Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen Phasen 
des ElterngeldPlus-Prozesses (Expertenbereich Bundestag); eigene Darstellung
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1-mal wurde die Konzeptionsphase des Gesetzes in diesem Prozess als wichtig bewertet, da die 
Verbände im Vorfeld des eigentlichen Prozesses sehr intensiv immer wieder auf die Schwach-
stellen des ursprünglichen Elterngeldes hinwiesen: 

„Also, ich glaube die Verbände waren sehr erfolgreich, wenn es darum ging, […] das 
Thema immer wieder hochzuholen, dass es […] Missstände gibt im Elterngeld, und dass 
da was geändert werden muss. […] Ich glaube […], dass wirklich diese Vorphase, bevor 
der Gesetzentwurf kam, dass die Verbände da sehr erfolgreich gearbeitet haben, um qua-
si immer wieder den Finger in die Wunde zu legen, um […] klarzumachen, dass da etwas 
anderes passieren muss“ (Interview Expertenbereich Bundestag). 

Die folgende vorparlamentarische Phase wurde ebenfalls nur von 1 Mitglied des Experten-
bereichs Bundestag als bedeutende Phase genannt. Der Interviewpartner, der diese Phase als 
wichtig betrachtet, begründet dies damit, dass zu diesem Zeitpunkt die Vorbereitungen für 
nachfolgende Anpassungen vorgenommen werden (Interview Expertenbereich Bundestag). 
Dass diese Phase insgesamt lediglich 1-mal als wichtig vercodet wurde, ist damit zu erklären, 
dass die Parlamentarier und ihre Mitarbeiter in dieser Phase noch nicht allzu stark mit dem 
Entwurf befasst sind. 

Ein Interviewpartner ist der Ansicht, dass die Aktivität der Verbände mit Vorlage des Ge-
setzentwurfs etwas weniger wurde. Dies erklärt er damit, dass die Verbände mit diesem Ent-
wurf als Ergebnis insgesamt recht zufrieden waren und nur noch an wenigen Details gearbeitet 
werden musste (Interview Expertenbereich Bundestag). Diese Wahrnehmung stimmt tatsäch-
lich mit den Ergebnissen der Verbände überein: In der parlamentarischen Phase war 1 Ver-
band weniger als in der vorparlamentarischen tätig. 

Demgegenüber bewerteten 4 Interviewpartner einen Abschnitt der parlamentarischen 
Phase als wichtig. Innerhalb dieser Phase wird das Bild dann weniger eindeutig: Die 1. Le-
sung wird von 1 Interviewpartner (gemeinsam mit der vorparlamentarischen) als wichtig 
bewertet (Interview Expertenbereich Bundestag). Für diesen Experten war der Austausch 
auch während der Berichterstattergespräche (ebenfalls 1 Nennung) hilfreich, was er damit 
begründet, dass hier Änderungs- oder Ergänzungsvorschläge kommuniziert wurden, die 
dann auch (zumindest teilweise) berücksichtigt werden konnten (Interview Expertenbereich 
Bundestag). Die Ausschussberatungen wurden von 2 weiteren Vertretern als wichtig bewer-
tet, wobei 1 Interviewpartner konkret die Anhörung anspricht, die auch im ElterngeldPlus-
Prozess gewissermaßen der Gipfel des Verhandlungsprozesses war (Interview Expertenbe-
reich Bundestag). 

Nach Beendigung des parlamentarischen Verfahrens sind hier keine Nennungen mehr zu 
verzeichnen. 
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Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen Abschnitten des 
Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozesses allgemein

Vor dem Hintergrund der Instrumente, die von den Mitgliedern des Expertenbereichs Bun-
destag genannt wurden, sind auch die Ergebnisse der Phasen, in denen laut dieses Expertenbe-
reichs ein Austausch stattfi ndet, zu sehen. Für die allgemein genannten Phasen ergibt sich ein 
ähnliches Ergebnis wie bei ElterngeldPlus, mit dem Unterschied, dass die vorparlamentarische 
Phase allgemein im Verhältnis häufi ger vercodet wurde. 

Abbildung 33: Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen Phasen des 
Gesetzgebungsprozesses allgemein (Expertenbereich Bundestag); eigene Darstellung

An Abbildung 33 ist zu erkennen: Wie im ElterngeldPlus-Prozess sind die Schritte, in denen 
die politischen Vorhaben langsam entstehen (politische Vorbereitung), quantitativ weniger 
von Bedeutung. Eine mögliche Erklärung ist, dass 3 der Interviewpartner damals der Oppo-
sition angehörten (egal ob Mitarbeiter oder Abgeordnete) und diese unter Umständen erst 
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später von den genauen Inhalten geplanter Gesetzesvorhaben erfahren275. Hingegen verfügen 
Angehörige der Regierungsfraktionen ggf. aufgrund der Kontakte in die jeweiligen Ministerien 
schon früher über Informationen dazu. Dies bestätigte auch ein Interviewpartner: „[A]lso als 
Oppositionsfraktion ist man ja auch erst später sozusagen angedockt an Gesetzgebungspro-
zesse, nämlich dann, wenn sie im Parlament landen“ (Interview Expertenbereich Bundestag). 

Deutlich häufiger  – für 4 der 5  Mitglieder dieser Interviewgruppe  – wurde auch los-
gelöst vom konkreten Prozess die vorparlamentarische Phase vercodet. Unterschiede zum 
ElterngeldPlus-Prozess sind in den Vercodungen für die Ressortabstimmung (2)276 und die 
Phase der Verbändeanhörung (1) zu sehen (wegen einer Bewertung für diese Phase; siehe 
unten). 

Wie bei ElterngeldPlus spielen allgemein vor allem die Ausschussberatungen mit den An-
hörungen mit jeweils 4 Nennungen quantitativ eine Rolle. 3-mal genannt wurde die Phase der 
1. Lesung und lediglich 1 Nennung ist für die Phase der Berichterstattergespräche zu verzeich-
nen. Für die 2. und 3. Lesung sowie die Phase ‚nach Verabschiedung des Gesetzes‘ entsprechen 
die Ergebnisse denen aus dem ElterngeldPlus-Prozess. 

Bewertung der Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen 
Abschnitten des Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozesses allgemein

Nicht ganz einfach zu interpretieren sind die Ergebnisse zur Bewertung der Phasen (Abbil-
dung 34), die allerdings auch nur von 2 Mitgliedern dieses Expertenbereichs vorgenommen 
wurde. Beide bewerteten in der vorparlamentarischen Phase die Abschnitte Ressortabstim-
mung als wichtig. Dies wird von einem Vertreter folgendermaßen begründet: 

„Am meisten Sinn macht das, wenn es […] in der Ressortabstimmung ist, dann werden 
ja meistens […] auch die Verbände […] schon beteiligt. Denn nach Vorliegen des Ent-
wurfs kann man die Verbände einbeziehen und nach ihrer Stellungnahme fragen – noch 
vor der 1. Lesung.“ (Interview Expertenbereich Bundestag). 

275	 Dass bestimmte Vorhaben geplant sind, kann allerdings bereits bekannt sein. 
276	 Die Erklärung für die Vercodung bei der Ressortabstimmung ist darin zu sehen, dass 1 Interview-

partner auf die Bedeutung der Arbeit der Verbände vor Beschluss des Kabinettsentwurfs während 
der Phase, in der das Ministerium mit dem Entwurf betraut ist, hinwies (Interview Expertenbereich 
Bundestag). Daher wurden die Einzelschritte während der vorparlamentarischen Phase vor dem 
Kabinettsentwurf und damit auch die Ressortabstimmung vercodet. Die zweite Vercodung hängt 
ebenfalls mit einer Bewertung zusammen. 
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Die Phase des Referentenentwurfs und der Verbändeanhörung wurde 1-mal als wichtig bewer-
tet. Der Interviewpartner, der diese Phasen gemeinsam mit der Phase der Ressortabstimmung 
(„bevor der Kabinettsentwurf steht“) als wichtig erachtet, führt als Begründung an, dass die 
Verbände hier entscheidende Einflussmöglichkeiten auf die Inhalte des Gesetzes haben. Die 
parlamentarische Phase (und hier genauer die 1. Lesung und die Anhörung) ist für 1 Befragten 
aus dem Bundestag wichtig. 

Die Sachverständigenanhörung bezeichnet 1 Interviewpartner als „Kulminationspunkt“ 
(Interview Expertenbereich Bundestag) und begründet dies damit, dass nach der Sachver-
ständigenanhörung nicht zuletzt auf Basis der Ergebnisse der Anhörung nochmal intensiv am 
Gesetz gearbeitet wird (Interview Expertenbereich Bundestag). 

Insgesamt hält ein Interviewpartner die Phasen bis zur Ausschussanhörung (einschließlich 
dieser) als sinnvoll für die Mitarbeit der Verbände, was die folgende Aussage sehr bildlich 
darstellt: 

„Auch bis zur Sachverständigenanhörung ist es unproblematisch, weil Du die Argumen-
te, die Du mit den Sachverständigen besprichst, natürlich auch mit den Verbänden be-
sprechen kannst. Da sagt man dann: Okay, in den Änderungsantrag kommt diese Posi-
tion nochmal mit rein und das nochmal mit rein […]. Also von daher: Das ist eigentlich 
ein relativ langer Zeitraum, in dem man an diesem Gesetz noch Änderungen einfließen 
lassen kann.“ (Interview Expertenbereich Bundestag). 

Dagegen wurden die 2. und 3. Lesung bei der Bewertung gar nicht angeführt, bei der 
allgemeinen Nennung lediglich je 1-mal. Dies deutet darauf hin, dass diese Abschnitte 
im Gesetzgebungsprozess auch für die Vertreter des Bundestages hinsichtlich des Aus-
tauschs mit Verbänden nicht mehr so relevant sind und hier auch kein intensiver Aus-
tausch stattfindet. 

Insgesamt spiegeln die Ergebnisse die Logik des Gesetzgebungsprozesses und sind daher 
gut erklärbar: Die Phasen mit den meisten Nennungen sind jene, in denen Parlamentarier 
und die Mitarbeiter des Deutschen Bundestages am stärksten eingebunden sind. Damit lassen 
sich hinsichtlich der Phasen nur wenige Unterschiede im Austausch in Bezug auf den kon-
kreten Prozess und die allgemeine Mitwirkung der Verbände erkennen. Zu erklären sind die 
Unterschiede bei den Vercodungen zur vorparlamentarischen Phase damit, dass die Vertreter 
des Bundestages in der allgemeinen Betrachtung einen Austausch in dieser Phase für wichtig 
halten und sich diese Bewertung auf die Vercodung der Phasen, in denen ein Austausch statt-
findet, auswirkte. 
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Abbildung 34: Bewertung der Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen Phasen 
des Gesetzgebungsprozesses allgemein (Expertenbereich Bundestag); eigene Darstellung

8.2.5 Funktionen von Familienverbänden 

Unter Punkt 2.2.2 wurde bei den Ausführungen zu den Funktionen der Hinweis von Ale-
manns vorgestellt, wonach Funktionen nicht objektiv zugeschrieben werden können, sondern 
durch das Wirken der Verbände entstehen. Daher können die Funktionen, die von den Ver-
tretern des Bundestages genannt werden, gewissermaßen als Ausdruck des Verbandswirkens 
gegenüber ihren Adressaten verstanden werden. 

Verbandsfunktionen haben, wie beschrieben, zwei ‚Wirkungsrichtungen‘: aus der Gesell-
schaft  in Richtung Politik und aus der Politik in Richtung Gesellschaft . Daher war es inter-
essant zu sehen, welche Richtung von der Politik in Bezug auf die Funktionen stärker wahr-
genommen wird.

Abbildung 35 zeigt, dass die Vertreter des Bundestages den Verbänden mehr Funktionen mit 
der Wirkungsrichtung ‚aus der Gesellschaft  in Richtung Politik‘ zuschreiben: Dabei stellen die 
Verbände Informationen für die Vertreter des Bundestages bereit, indem sie ihnen Praxisein-
blicke geben, was für die Entscheidungsfi ndung und Meinungsbildung der Politiker durchaus 
hilfreich sein kann (Code ‚Praxiseinblicke geben‘, 3 Nennungen): 
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Abbildung 35: Funktionen von Familienverbänden 
(Expertenbereich Bundestag); eigene Darstellung

„[E]s [ist] vorteilhaft , die Argumente der Verbände mit einzubeziehen, weil diese selbst 
im engen Kontakt mit betroff enen Familien stehen, die sich selbst in diesen Verbänden 
engagieren. Durch beiderseitiges Zuhören und den Austausch gelingt es dann, sich die 
Arbeit gegenseitig zu erleichtern“ (Interview Expertenbereich Bundestag).

Damit eng verbunden ist der Aspekt der Fachkompetenz: 3 Mitglieder des Expertenbereichs 
Bundestag sehen eine Funktion darin, dass die Verbände Fachkompetenz in den politischen 
Prozess einbringen, etwa indem sie bestimmte Sachverhalte genau bewerten und diese Ergeb-
nisse der Politik zur Verfügung stellen, was für die Politiker und Mitarbeiter von Bedeutung 
sein kann: 

„[D]as unterstützt schon auch bei der eigenen Meinungsbildung, also sich die verschie-
denen Perspektiven anzuschauen und da zu sehen, was da die Punkte sind […]. [I]ch 
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finde das ist […] wichtig in so einem subsidiären Staat wie Deutschland, dass da […] im 
Grunde ja auch die Zivilgesellschaft mit einbezogen wird in Meinungsbildungsprozesse“ 
(Interview Expertenbereich Bundestag). 

Der Praxiseinblick, der oben erwähnt wurde, kann insbesondere hinsichtlich der Auswir-
kungen von Gesetzen hilfreich sein, da die Verbände über ihren Kontakt zu den Familien 
beurteilen können, wie bestimmte Instrumente bei den Familien ankommen und wo es 
ggf. Nachbesserungsbedarf gibt (Code ‚Feedbackfunktion/Reflexionsfunktion für Politik‘, 
1 Nennung). Eng damit zusammen hängt eine Funktion, die von 1 weiterem Mitglied des 
Expertenbereichs Bundestag genannt wurde: die Fokussierung bestimmter Problemlagen. 
Wenn Verbände Probleme/Schwierigkeiten bei bestimmten Instrumenten/Maßnahmen 
wahrnehmen, können sie sehr gezielt diese Aspekte gegenüber der Politik ansprechen und 
so versuchen, Änderungen zu erwirken. Diese Funktionen sind allesamt dem Bereich ‚Wei-
tergabe von Informationen zur Situation Betroffener an Politik‘ zuzuordnen. Der zweite 
Bereich, der zur Kategorie ‚Mittler zwischen Betroffenen und Politik/Vertretung der Zivil-
gesellschaft‘ zählt, ist die Interessenvertretung. Hierzu wurden keine Funktionen genannt. 
Dies deutet darauf hin, dass für die Vertreter des Bundestages offenbar die Funktion der 
Verbände als Informationsvermittler stärker im Vordergrund steht als die der Interessenver-
tretung, was aus der Perspektive der politischen Adressaten nachvollziehbar ist. Alle bisher 
genannten Punkte sind der Artikulations- bzw. Kommunikationsfunktion zuzuordnen, im 
Rahmen derer Verbände sowohl Positionen und Meinungen als auch Informationen an die 
politische Ebene weitergeben und den Adressaten so die Grundlage für ihre Meinungsbil-
dung liefern. 

In der umgekehrten Richtung – in der Rolle der Verbände als Mittler zwischen Politik und 
Betroffenen, als Interpreten des Staates – sehen 2 Experten des Bundestages eine Funktion von 
Verbänden: „[U]nd dass wir als Politik sagen: Okay, das machen wir so, […] und dann hoffen, 
dass die [Anm. der Verfasserin: gemeint sind die Verbände] das vielleicht nach unten trans-
portieren oder quasi für uns das mehr oder weniger übersetzen oder dolmetschen“ (Interview 
Expertenbereich Bundestag). Diese Aussage beschreibt die Rolle der Verbände als Interpreten 
des Staates sehr gut. Sie kommt primär im Rahmen der Kommunikationsfunktion zum Aus-
druck, indirekter, wie bei den Verbänden beschrieben, über die Partizipations- und Ordnungs-
funktion. Dies kann, wie dargestellt, für die Akzeptanz des politischen Systems sehr wichtig 
sein. Schließlich wird eine Funktion von Verbänden von 1  Vertreter des Bundestages auch 
darin gesehen, dass Verbände zur Schaffung von Transparenz beitragen. Auch dies ist als Ver-
mittlung der Verbände von politischen Entscheidungen gegenüber den Betroffenen und damit 
als Teil der Kommunikationsfunktion zu bewerten.
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Damit kommen in den Aussagen der Vertreter des Bundestages gebündelt folgende Funktio-
nen zum Ausdruck277 (Tabelle 30):

Interessenartikulationsfunktion
–	 Vermittlung Infos/Einbringen von Fachkompetenz/fachpolitische Beratung
–	 Kommunikation der Lebenssituation von Familien in politischen Prozess/

Praxiseinblick
–	 Fokussierung bestimmter Problemlagen
–	 Feedbackfunktion/Reflexionsfunktion für Politik 
Ordnungsfunktion
–	 Verbände als Interpreten des Staates/Kommunikation und Erklärung politischer 

Entscheidungen
–	 Schaffung von Transparenz/Aufklärung Öffentlichkeit
Kommunikationsfunktion
–	 Vermittlung Infos/Einbringen von Fachkompetenz/fachpolitische Beratung
–	 Kommunikation der Lebenssituation von Familien in politischen Prozess/

Praxiseinblick
–	 Fokussierung bestimmter Problemlagen
–	 Feedbackfunktion/Reflexionsfunktion für Politik
–	 Verbände als Interpreten des Staates/Kommunikation und Erklärung politischer 

Entscheidungen
–	 Schaffung von Transparenz/Aufklärung Öffentlichkeit 

Tabelle 30: Zuordnung der vercodeten Aussagen des Expertenbereichs Bundestag zu den 
Grund- bzw. Metafunktionen; eigene Darstellung

Für die Funktionen der Familienverbände ist damit aus Sicht der Vertreter des Bundestages 
zusammenfassend festzustellen, dass die Verbände primär als Vermittler von Informationen 
gesehen werden. Dies gilt für Informationen zu politischen Vorgängen, welche die Verbände 
an die Familien weitergeben. Insbesondere sind die Familienverbände Träger von Informatio-
nen, die sie der politischen Ebene zur Verfügung stellen. Durch die Praxiseinblicke und die 

277	 Da sich die Integrations-, Legitimations- und Vermittlungsfunktion aus den Grundfunktionen spei-
sen, werden diese in der Übersicht nicht mehr dargestellt. Einige Aspekte können verschiedenen 
Funktionen zugeordnet werden. Dies hängt damit zusammen, dass die Funktionen eng miteinander 
verknüpft sind und sich gegenseitig ergänzen: So ist etwa die Kommunikationsfunktion ganz grund-
legend für die Artikulationsfunktion, sodass sich hier unter anderem Aussagen finden, die auch 
unter die Artikulationsfunktion fallen.
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Fachkompetenz, die Familienverbände mitbringen, erfüllen sie für die Vertreter des Bundes-
tages wichtige Funktionen.

8.2.6 Bewertung der Debatte zu ElterngeldPlus gesamt

Auch die Wahrnehmung der politischen Seite zur Debatte zum ElterngeldPlus-Prozess sollte 
geklärt werden. Bereits während der parlamentarischen Beratungen hatte, wie beschrieben, 
ein Abgeordneter darauf hingewiesen, dass es bei diesem Entwurf weniger um das Ob, als um 
das Wie ging (siehe dazu genauer: Punkt 7.4). Dies wurde von 2 weiteren Interviewpartnern 
bestätigt und spiegelt sich auch darin, wie die Verbände gegenüber den Vertretern der politi-
schen Ebene aufgetreten sind: 

„[A]ber das war dann so: Wir sind im Allgemeinen sehr glücklich mit dem Entwurf, aber 
da und da und da sind […] noch einfach die Stellschrauben, die gedreht werden müssen, 
und das war durch die Bank eigentlich bei allen Fachverbänden die gleiche Meinung. 
Also hat man sich dann am Ende fokussiert auf die Punkte, wo es […] einfach noch nicht 
richtig läuft“ (Interview Expertenbereich Bundestag). 

Während 1 Vertreter des Bundestages aufgrund dieser Form der Debatte keine Folgen für 
die Interaktion mit den Verbänden sah (Abbildung 36), beschrieben 2 weitere Befragte des 
Bundestages drei Arten von Folgen: Beide sahen eine Folge in der Art der Inhalte, über die de-
battiert wurde: Es ging nicht mehr um die Aushandlung grundsätzlicher Fragen, sondern um 
Detailarbeit. Dies wirkte sich auf die Argumentation der Verbände insofern aus, als „dass sie 
je nachdem, welche Zielgruppe sie vertreten, ihre Forderungen punktgenau stellen konnten“ 
(Interview Expertenbereich Bundestag) (Code: ‚Fokussierte/zielgruppengerichtete Argumen-
tation der Verbände‘). Eine Folge war außerdem, dass es – auch im Vergleich zu strittigeren 
Entwürfen – weniger Gespräche gab (1 Vercodung). 

Die Gründe für einen Prozess, bei dem Detail- statt Grundsatzfragen diskutiert wurden, 
liegen für die Vertreter des Bundestages einerseits darin, dass in der Politik dazu recht gro-
ße Einigkeit herrschte: „Dadurch, dass alle Fraktionen sich über das Ziel einig waren, das 
Elterngeld zu reformieren bzw. auszubauen, ging es lediglich um die Ausdifferenzierung 
dieser Leistung“ (Interview Expertenbereich Bundestag) (Code: ‚Recht große Einigkeit in 
der Politik/politisch gewollt‘; 2 Vercodungen). Andererseits zeigten sich aber auch die Ver-
bände positiv gegenüber den Vorschlägen: „Also, ich glaube, die meisten Verbände waren 
sehr zufrieden mit dem ElterngeldPlus, wie es gekommen ist, weil das einfach Sachen auf-
genommen hat, die vorher immer wieder kritisiert wurden“ (Interview Expertenbereich 
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Bundestag) (‚Große Einigkeit unter Verbänden/Wohlwollende Haltung der Verbände‘; 
1 Vercodung). 

Abbildung 36: Folgen der Debattenart ElterngeldPlus 
(Expertenbereich Bundestag); eigene Darstellung

8.2.7 Einschätzungen zur Beispielhaft igkeit des ElterngeldPlus-Prozesses

Die Ergebnisse zur Frage, inwiefern die Vertreter des Bundestages den ElterngeldPlus-Prozess 
im Vergleich zu anderen Prozessen als exemplarisch bewerten, deuten darauf hin, dass ins-
gesamt Ähnlichkeiten zu erkennen sind: 1 Experte des Bundestages bewertete den Prozess als 
exemplarisch, weil er keine Unterschiede zu anderen Prozessen feststellen konnte (Interview 
Expertenbereich Bundestag). 2 Experten betrachteten den Prozess als eher exemplarisch („das 
läuft  ähnlich ab“) (Interview Expertenbereich Bundestag). Ein Experte merkte hierzu an, dass 
aus seiner Sicht der Prozess als „[e]xemplarisch für einen harmonischen Zusammenarbeitspro-
zess“ (Interview Expertenbereich Bundestag) bewertet werden kann. Die Ursache für diesen 
harmonischen Prozess sieht er in der insgesamt großen Zufriedenheit der Verbände und dem 
daraus folgenden eher geringen Maß an Kritik, die sich auf Details konzentrierte (Interview 
Expertenbereich Bundestag). Gleichzeitig wies dieser Experte aber auf einige Unterschiede im 
Vergleich zu anderen Prozessen hin. Diese werden etwa im Vergleich mit der SGB VIII-Reform 
off ensichtlich: 
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„Also, ich glaube, da ist wirklich die SGB VIII-Reform […] wirklich ein sehr gutes Ge-
genbeispiel, weil das sehr hoch umstritten ist, auch die Fachverbände sich nicht ganz 
einig sind, in welche Richtung sie gehen wollen, und dass es dann […] durchaus auch 
nötig ist, da mal zu schlichten. Also, ich glaube, SGB VIII-Reform und ElterngeldPlus 
sind wirklich sehr gegensätzlich, was die Zusammenarbeit angeht, und auch wie der Ab-
lauf ist“ (Interview Expertenbereich Bundestag).

Aus dieser Aussage lassen sich folgende Unterschiede ableiten, die auch so vercodet wurden: 
größere Einigkeit unter den Familienverbänden, andere Abläufe, Art der Zusammenarbeit, 
weniger Notwendigkeit für Kompromissfindung und weniger informelle Instrumente (je 
1 Vercodung).

8.2.8 Hilfreiche und erfolgreiche Interessenvertretung und Lobbyarbeit 
aus Sicht von Vertretern des Bundestages

Bereits in den vorherigen Ausführungen wurde deutlich, dass Interessenvertretung und Lob-
bying nicht nur für die Verbände einen Nutzen haben, sondern ebenso für die Adressaten. 
Daher wurden die Vertreter des Bundestages gefragt, wie Interessenvertretung und Lobbying 
aus ihrer Sicht gestaltet sein sollte, damit es für ihre Arbeit hilfreich und aus ihrer Perspektive 
erfolgreich ist. 3 der 5 Befragten gaben an, dass eine knappe und prägnante Darstellung von 
Positionen ihre Arbeit deutlich erleichtert, weil oft unter großem Zeitdruck gearbeitet wird: 

„Sinnvoll wäre sicherlich auch, die Verbände würden uns mit einer knappen Darstellung 
ihrer Positionen versorgen, damit wir uns relativ schnell ein Bild von den Argumenten 
machen können. Positionspapiere und Stellungnahmen sind hierfür zwar hilfreich, aber 
mit einem großen Aufwand verbunden“ (Interview Expertenbereich Bundestag).

Ebenfalls hilfreich im Hinblick auf den Arbeitsprozess ist es, wenn die Verbände ihre Ad-
ressaten frühzeitig mit Informationen versorgen und ihre Positionen mitteilen, sodass sich 
die Adressaten bereits in einem frühen Stadium des Prozesses eine Meinung bilden können. 
Die Abgeordneten und ihre Mitarbeiter sind, wie dargestellt, nicht direkt in den vorparla-
mentarischen Prozess eingebunden. Deshalb ist es für sie hilfreich, wenn auch Informatio-
nen zum Prozessstand und zu Änderungen von Inhalten durch die Verbände, die in dieser 
Phase bereits beteiligt sind, weitergegeben werden (Interviews Expertenbereich Bundestag). 
Diesen Aspekt (‚Frühzeitige Info über Positionen und Weitergabe von Infos zu Prozessen‘) 
bewerteten 2 Befragte als hilfreich. Dass der Austausch aber nicht nur in Bezug auf konkrete 
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Prozesse stattfindet, sondern regelmäßig und eine stete Gesprächsbereitschaft besteht, halten 
2 Experten des Bundestages für wichtig (Code ‚Regelmäßiger Austausch auch unabhängig von 
konkreten Gesetzesvorhaben‘). 

Was die inhaltliche Arbeit angeht, betonten ebenfalls 2 Experten des Bundestages, dass es 
für sie hilfreich und wichtig ist, dass die Verbände aufgrund ihres Praxiseinblicks auf Pro-
blemlagen hinweisen können, die für Abgeordnete und ihre Mitarbeiter möglicherweise gar 
nicht wahrnehmbar sind (Interviews Expertenbereich Bundestag): „Viele Verbände arbeiten 
zielgerichtet für ihre jeweilige Interessengruppe, können insofern eine bestimmte Problem-
lage besser fokussieren. Verbände machen uns immer wieder auf Probleme aufmerksam, die 
wir noch gar nicht auf dem Schirm hatten“ (Interview Expertenbereich Bundestag). 

Auf diese Weise bringen die Verbände auch verschiedene Perspektiven in den Prozess ein, 
was von weiteren 2  Interviewpartnern als hilfreich betrachtet wird (Interview Expertenbe-
reich Bundestag). Damit eng zusammen hängt ein weiterer Punkt, den auch 2 Interviewpart-
ner aus dem Bundestag als hilfreich erachten: den fachlichen Input und das Liefern von Lö-
sungsansätzen durch die Verbände. Dies dient den Parlamentariern dazu, letztlich Lösungen 
für bestimmte Probleme zu entwickeln, auch wenn die genauen Positionen bzw. Vorschläge 
der Verbände nicht immer komplett übernommen werden können, wie ein Interviewpartner 
deutlich macht (Interview Expertenbereich Bundestag). Dass diese Punkte auch für die Fa-
milienverbände eine Rolle spielen und bereits umgesetzt werden, illustrierten die vorherigen 
Ausführungen.

Schließlich wurden Aspekte angesprochen, die gewissermaßen als ‚Prinzipien der Zusam-
menarbeit‘ bezeichnet werden können. Dazu zählt ein respektvoller und fairer Umgangston 
und eine sachliche Auseinandersetzung (Interviews Expertenbereich Bundestag) (Vercodung 
für 2 Interviewpartner). Ebenso halten 2 Vertreter des Bundestages ‚Bereitschaft für Austausch 
und Zuhören trotz konträrer Positionen‘ für hilfreich, wie etwa diese Aussage verdeutlicht: 
„Das ist einfach ein offener Umgangston, dass man durchaus auch kritische Positionen oder 
das, was eben einfach nicht passt, […] auch zu sagen bereit ist“ (Interview Expertenbereich 
Bundestag). 1 Interviewpartner betonte, dass es hilfreich ist, wenn die Verbände bei der Termi-
nierung von Veranstaltungen Rücksicht auf die parlamentarischen Prozesse und Gegebenhei-
ten nehmen, damit die Abgeordneten und Mitarbeiter auch die Chance haben, an den Veran-
staltungen teilzunehmen. So sind etwa Veranstaltungen an Mittwochen ungünstig, da hier die 
Ausschusssitzungen stattfinden und Abgeordnete wie Mitarbeiter gleichermaßen terminlich 
gebunden sind (Interview Expertenbereich Bundestag). Dies ist ebenfalls zu den Prinzipien 
der Zusammenarbeit zu zählen.

Dass Verbände Veranstaltungen anbieten, bei denen verschiedene Fraktionen und Verbän-
de in Austausch treten können, ist aus Sicht eines weiteren Interviewpartners sehr hilfreich 
(Code: ‚Räume/Möglichkeiten für (parteiübergreifenden) Austausch schaffen‘): 
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„[W]enn Verbände durch Fachgespräche oder ähnliches oder Parlamentarische Früh-
stücke Räume für Austausch geben und schaffen […], wo dann […] auch andere / wo 
verschiedene Fraktionen zusammenkommen für ein Thema. Und, das finde ich auch 
hilfreich, grade in Gesetzgebungsprozessen, weil man da nochmal ganz gut […] die 
Diskussionsstände auch der anderen Fraktionen mitbekommt und auch gucken kann, 
wo man […] gemeinsam in eine Richtung geht oder nicht“ (Interview Expertenbereich 
Bundestag). 

1 Interviewpartner wies darauf hin, dass es für ihn persönlich nützlich für die Zusammen-
arbeit ist, wenn es Gemeinsamkeiten zwischen den Positionen der Verbände und ihm gibt 
(Interview Expertenbereich Bundestag). 

Die Aspekte, dass die Verbände ein breites Themenspektrum bearbeiten und die Plat-
zierung von Themen in der Öffentlichkeit (jeweils 1 Nennung), hängen zusammen: Beides 
kann die Arbeit der Mitarbeiter und der Abgeordneten erleichtern, wie folgende Aussage 
gut zeigt: „[D]adurch, dass die Fachverbände was dazu machen und eine erste Öffentlich-
keit herstellen, ist das enorm hilfreich für uns hier im Bundestag, das Thema dann letzt-
endlich auf den Tisch zu holen und zu sagen: Wir müssen mal darüber reden. Das ist sehr 
sehr hilfreich“ (Interview Expertenbereich Bundestag). Damit die Vertreter des Bundes-
tages bei Fragen etc. auch gut auf die Verbände zugehen können, ist es grundlegend, dass 
die Verbände Zuständigkeiten und Ansprechpartner klar bekannt geben. Auch das erleich-
tert die Arbeit für die Vertreter des Bundestages deutlich (‚Bekanntgabe Zuständigkeiten‘, 
1 Vercodung). 

Für erfolgreiches Lobbying betrachtet es 1 Interviewpartner als elementar, dass sich die Ver-
bände nicht ausschließlich an Adressaten mit politischer Verantwortung wenden (Code ‚Auf-
bau und Pflege eines breiten Netzwerks‘): 

„[A]lso es ist […] wichtig, dass Verbände nicht immer nur auf die politische Ebene 
zugehen und dann im Austausch sind und kommunizieren und auch nicht nur sozu-
sagen nur die Spitzenebene der Verbände mit der Spitzenebene der Politik, sondern es 
ist wirklich total wichtig, dass auch die Arbeitsebene einen Austausch hat und mitei
nander kommuniziert und arbeitet, weil, ich sag mal so, auf der Arbeitsebene werden 
die Sachen […] erarbeitet. Und oft ist es da auch viel eher möglich, […] offener zu dis-
kutieren und ja, miteinander ins Gespräch zu kommen“ (Interview Expertenbereich 
Bundestag). 

Ebenfalls wesentlich für erfolgreiches Lobbying ist in Bezug auf das Netzwerk, dass eben 
nicht nur Adressaten aus dem Bereich der Familienpolitik bedient werden, sondern auch aus 
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anderen Politikfeldern. Hier sieht der Interviewpartner bei den Familienverbänden einen ge-
wissen Nachholbedarf: 

„Was ich total wichtig […] finde, […], ist vor allen Dingen nicht nur an Familienpoli-
tikerinnen und Familienpolitiker heran [zu] treten, sondern auch zu schauen, welche 
Akteure sind für die / für ein gelingendes Gesetzgebungsverfahren relevant. Das ist oft 
Haushalt oder Justiz“ (Interview Expertenbereich Bundestag). 

Diese Feststellung ist aus folgendem Grund erstaunlich: Bei den Aussagen der Familienver-
bände wurde mehrfach deutlich, dass eben nicht nur Adressaten aus dem engen Bereich Fa-
milienpolitik, sondern aufgrund des Querschnittsthemas, auch aus anderen Politikfeldern be-
dient werden, obgleich der Fokus natürlich – auch aus Ressourcengründen – im Bereich der 
Familienpolitik und den entsprechenden Adressaten liegt. 

Ein weiterer Faktor, der genannt wurde, hängt mit der zeitlichen Planung und den Abläufen 
eines Gesetzgebungsprozesses zusammen. Hier erfolgte der Hinweis, dass Verbände möglichst 
frühzeitig auch an die Adressaten im Bundestag herantreten sollten und nicht erst mit Beginn 
des parlamentarischen Prozesses, da die Meinungsbildung im Bundestag bereits früher be-
ginnt – auch bei der Opposition (Interview Expertenbereich Bundestag).

8.2.9 Vergleich von familienpolitischer Interessenvertretung und 
Lobbyarbeit mit anderen Politikfeldern

Während ein Experte des Bundestages einen Unterschied zur Interessenvertretung und zur 
Lobbyarbeit in anderen Politikfeldern wahrnimmt, sieht ein anderer Vertreter dieses Ex-
pertenbereichs, der auch schon in anderen Politikfeldern tätig war, keine Unterschiede und 
begründete dies damit, dass die Familienverbände genau wie andere Verbände ihre Proble-
me darlegen und ihre Interessen präsentieren (Interview Expertenbereich Bundestag). Der 
Interviewpartner präzisierte dies und sieht vor allem Ähnlichkeiten in Bezug auf die Lei-
denschaft und den Nachdruck, mit denen Familienverbände und Verbände anderer Sparten 
ihre Interessen vertreten (Interview Expertenbereich Bundestag). Er ist sogar der Meinung, 
dass der Nachdruck bei den Familienverbänden möglicherweise sogar noch etwas größer 
ist, was an dem Thema liegen kann, das sie vertreten, weil „die kämpfen, die sind mehr Ro-
bin Hood quasi für die Familien“ (Interview Expertenbereich Bundestag). Auf dieser Basis 
wurden folgende Aspekte als Gemeinsamkeiten vercodet: Leidenschaft/Engagement für die 
Sache, Nachdruck. Die Gemeinsamkeit ‚Instrumentarium‘ wurde aus einer anderen Aussage 
abgeleitet. 
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Darüber hinaus wurden 4 Faktoren genannt, in denen sich Interessenvertretung und Lob-
bying für Familien von Interessenvertretung und Lobbyismus anderer Politikfelder unter-
scheiden: 2-mal wurden die weniger starken Interessenkonflikte bzw. Differenzen in der 
Familienpolitik angeführt, wohingegen es in anderen Politikbereichen „viel diametralere 
Aufstellungen von Verbändeseite“ (Interview Expertenbereich Bundestag) gibt. Auch insge-
samt sind die Konfliktlinien weniger starr: „Es gibt keine harten Interessenkonfrontationen 
von Arbeitszeit und Mindestlohn wie bei Arbeit und Soziales oder so“ (Interview Experten-
bereich Bundestag). Nach Meinung eines Experten zeichnet sich die Familienpolitik darüber 
hinaus durch häufiger harmonische Prozesse aus. Dies wird mit dem gemeinsamen Ziel be-
gründet, das im Grunde alle Beteiligten verfolgen: Ein gutes Leben für Familien zu ermög-
lichen. Bei den Ansätzen, dieses Ziel zu erreichen, gibt es Unterschiede, aber der Grundsatz 
wird geteilt: 

„Also alle wollen ja […], dass Familien gut leben können. Da gibt es keinen Unter-
schied. Es gibt einen Unterschied in: Was ist Familie? Und es gibt einen Unterschied 
in dem Bereich: Was brauchen Familien? Aber im Großen und Ganzen, denke ich, dass 
alle Parteien das Interesse haben, dass Familien gut leben können in Deutschland, und 
dementsprechend auch auf dieses Ziel hinarbeiten. Natürlich gibt es unsererseits immer 
wieder Kritik an Sachen, weil es uns meistens nicht weit genug geht, aber wenn sie einen 
richtigen Schritt in die richtige Richtung machen, dann sagen wir das auch“ (Interview 
Expertenbereich Bundestag). 

Ebenfalls jeweils 1 Nennung wurde in den Kategorien ‚stärkere Wertepluralität bzw. stärkere 
Werteorientierung‘ und ‚geringere Ressourcen‘ codiert: 

„Also ja, […] es gibt weniger Geld in diesem System als […] in anderen Bereichen, […] 
das merkt man schon, […] da stehen ganz andere Interessen dahinter. Also es ist eher 
wertegeleitet als ökonomisch oder interessengeleitet. Also […] das unterscheidet sich 
sehr stark, für welche Themen man als Verband lobbyiert“ (Interview Expertenbereich 
Bundestag). 
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8.3 Ergebnisse des Expertenbereichs Bundesregierung
Wie oben dargestellt, wurde im Expertenbereich Bundesregierung ein Interview mit einem 
Vertreter des Bundesfamilienministeriums geführt.278 

8.3.1 Akteure familienpolitischer Interessenvertretung und 
Lobbyarbeit 

Akteure familienpolitischer Lobbyarbeit im ElterngeldPlus-Prozess

Das Spektrum der Akteure, das gegenüber dem BMFSFJ im ElterngeldPlus-Prozess die Inter-
essen vertrat bzw. mit ihm im Austausch stand, ist relativ breit, da dies all jene Verbände und 
Organisationen umfasst, die eine Stellungnahme zum Referentenentwurf abgegeben haben.279 
Darunter befinden sich 6 Familienverbände: Die eaf, der FDK, der iaf, der KRFD, der VAMV 
und das ZFF.280

Aus der Gruppe der Wohlfahrtsverbände und -organisationen/Sozialverbände traten gegen-
über dem BMFSFJ folgende 5 Verbände als Akteure auf: die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
freien Wohlfahrtspflege, die Caritas, der Deutsche Verein, die Diakonie und der Sozialverband 
Deutschlands. 

Mit der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund, dem Deutschen Industrie- und Handelskammertag, dem Zentralverband des 
Deutschen Handwerks und den Familienunternehmern stammen ebenfalls 5 Akteure aus dem 
Bereich der Wirtschafts- und Berufsverbände/Sozialpartner. Damit wirkten an diesem Pro-
zess auch Vertreter der Wirtschaft mit, da ElterngeldPlus Auswirkungen auf die Arbeitswelt 
haben würde bzw. hat, sodass diese Mitwirkung nachvollziehbar ist.

278	 Es handelte sich bei dem Interviewpartner nicht um ein Mitglied der Bundesregierung, sondern um 
einen Mitarbeiter aus dem Bereich der Bundesregierung.

279	 Wie beschrieben, wurden auch die Akteure vercodet, die zwar von den Interviewpartnern 
nicht direkt genannt wurden, aber sich auf Basis der Recherchen nachweislich an das BMFSFJ 
wandten.

280	 Dies sind mit Ausnahme des Deutschen Familienverbandes alle Familienverbände, die sich am El-
terngeldPlus-Prozess beteiligten und die in dieser Arbeit betrachtet werden. Eine Stellungnahme des 
Deutschen Familienverbandes zum Referentenentwurf konnte nicht gefunden werden. Allerdings ist 
nicht komplett auszuschließen, dass der DFV dennoch eine Stellungnahme abgab, da wie erläutert, 
die Verbände der Veröffentlichung ihrer Stellungnahmen auf den Seiten des BMFSFJ zustimmen 
müssen.
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Von den Frauen- und Männerverbänden wandte sich im ElterngeldPlus-Prozess ledig-
lich der Deutsche Frauenrat an das Familienministerium. Ein weiterer Akteur (Subkategorie 
‚Sonstiges‘) ist die Bundesvereinigung Lebenshilfe. 

Akteure familienpolitischer Interessenvertretung und Lobbyarbeit 
allgemein

Die Akteure – die losgelöst von einem konkreten Entwurf – ihre Interessen etwa in Form 
von Stellungnahmen zu Referentenentwürfen gegenüber dem BMFSFJ vertreten, sind ähn-
lich, aber wie zu erwarten, etwas zahlreicher als bei ElterngeldPlus. Von den untersuchten 
Familienverbänden konnten durch Recherchen – neben den im ElterngeldPlus-Prozess be-
teiligten – für den DFV, PFAD sowie den LSVD Stellungnahmen zu Referentenentwürfen des 
BMFSFJ nachgewiesen werden (Deutscher Familienverband e. V. 2020a; Bundesverband der 
Pflege- und Adoptivfamilien 2019; Lesben- und Schwulenverband Deutschland e. V. 2019b). 
Aus diesem Grund wurden auch diese Familienverbände als Akteure familienpolitischer In-
teressenvertretung gegenüber dem BMFSFJ vercodet. Die Ergebnisse zu den Adressaten der 
Verbände (siehe Punkt 8.1.1) bestätigen, dass auch diese Familienverbände gegenüber dem 
BMFSFJ ihre Interessen vertreten. Daneben ergaben Recherchen auf der Website des BMFSFJ 
rund 150 Organisationen (Stand Frühjahr 2021), die Stellungnahmen zu Referentenentwür-
fen des BMFSFJ abgegeben haben. Dies zeigt, welch breites Spektrum an Organisationen 
gegenüber dem BMFSFJ Interessen vertritt bzw. als Sachverständige Stellungnahmen abgibt. 
Das Spektrum umfasst neben den Familienverbänden die Akteursgruppen, die auch gegen-
über dem Bundestag Interessen vertreten: Sozialpartner (Arbeitnehmer- und Arbeitgeberor-
ganisationen), Wohlfahrtsverbände, Frauen- und Männerverbände, Verbände zur Vertretung 
von Kinder- und Jugendinteressen, die Wissenschaft, kommunale Spitzenverbände. Darüber 
hinaus finden sich Stellungnahmen von Organisationen des Gesundheits- und Sportbereichs 
sowie bestimmter Berufsgruppen usw. (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend o. J.).281 Dies ist nicht zuletzt auf den großen Zuständigkeitsbereich des BMFSFJ 
zurückzuführen.

281	 Hier ergeben sich stetig Änderungen. Einen Überblick erhält man, wenn man über die Suchfunktion 
auf der Homepage des Ministeriums nach Stellungnahmen sucht. Wichtig ist anzumerken: Die Er-
gebnisse stellen keinen vollständigen Überblick dar, da die Organisationen, deren Stellungnahmen 
veröffentlicht werden, der Veröffentlichung zustimmen müssen. Außerdem werden darüber infor-
melle Kontakte nicht erfasst. 
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8.3.2 Instrumentarienspektrum der Familienverbände aus Sicht des 
Vertreters des Expertenbereichs Bundesregierung

Instrumentarienspektrum der Familienverbände im ElterngeldPlus

Neben den Instrumenten, die automatisch, da formell, im Gesetzgebungsprozess vorgesehen sind 
und die auch im ElterngeldPlus-Prozess zum Einsatz kamen (Stellungnahme Referentenentwurf 
und Verbändeanhörung im Ministerium), gab der Ministeriumsvertreter an, dass die Verbände 
ihm gegenüber über persönliche Gespräche und Telefonate sowie Briefe ihre Interessen vertraten. 

Eine detaillierte Bewertung, welches Instrument im ElterngeldPlus-Prozess wichtig war, gab 
dieser Interviewpartner nicht ab, hält aber die Gruppe der formellen Instrumente für bedeu-
tender in diesem Prozess – vor allem bezüglich der quantitativen Bedeutung: 

„Ach, da war ganz wenig informell, also Konzeptionsphase weiß ich jetzt nicht, ab dem Zeit-
punkt, ab dem ich eingestiegen bin, war das […] vielleicht drei Viertel/ein Viertel, vielleicht 
ein Drittel/zwei Drittel […; Anm. der Verfasserin: der kleinere Anteil bezieht sich auf die infor-
mellen Instrumente], würde ich jetzt schätzen“ (Interview Expertenbereich Bundesregierung). 

Darüber hinaus spielten auch aus seiner Sicht informelle Instrumente (z. B. Gespräche) eine 
Rolle – etwa zwischen der Abteilungsleiterin und einem Verband. In der Tat wurde auch in den 
Interviews der Verbände auf informelle Gespräche mit der Abteilungsleiterin verwiesen. Für 
den Interviewpartner selbst waren aber offensichtlich eher die formellen Instrumente von Be-
deutung. Ein Erklärungsansatz könnte sein, dass in diesem Prozess vor allem die Abteilungs-
leiterin die Ansprechpartnerin der Verbände war (siehe oben) und mit ihr daher auch mehr 
Austausch – über die formellen Instrumente hinaus – stattfand. 

Instrumentarienspektrum der Familienverbände allgemein

Außer den Instrumenten, die im ElterngeldPlus-Prozess durch die Verbände zum Einsatz ka-
men, führte der Ministeriumsmitarbeiter für weitere Prozesse die öffentliche Anhörung im 
Bundestag sowie Parlamentarische Frühstücke/Abende als Instrument an. Zu solchen Veran-
staltungen werden auch Ministeriumsmitarbeiter immer wieder eingeladen. Weiterhin erge-
ben sich bei Terminen mit der Ministerin Möglichkeiten zum Austausch mit den Verbänden.282

282	 Dieser Austausch wurde nicht bei dem Instrument ‚Austausch mit der Ministerin‘ vercodet, da es 
sich beim Instrument ‚Austausch mit der Ministerin‘ um ein Instrument handelt, das gezielt auf die 
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Als wertvolle bzw. hilfreiche Instrumente für seine Arbeit betrachtet der Vertreter der Bun-
desregierung die schriftlichen Stellungnahmen. Sie sind nützlich, um die Argumentation der 
Verbandsvertreter gut nachvollziehen zu können. Telefonanrufe betrachtet er als gut geeignet 
für die persönliche Kontaktpflege (Interview Expertenbereich Bundesregierung). 

Was das allgemeine Verhältnis der Instrumente angeht, wird deutlich, dass bei einem an-
deren Prozess, der im Vergleich zum ElterngeldPlus-Prozess weniger reibungslos ablief, die 
informellen Instrumente eine deutlich wichtigere Rolle spielten: 

„Es gab dieses Mal […; Anm. der Verfasserin: bei einem anderen Gesetz] deutlich 
mehr informellen Austausch mit den Verbänden. Das war deutlich kontroverser 
auch […]. Da hat man mehr den informellen Kontakt gesucht, im Rahmen von Tele-
fonaten und Treffen, da auf einzelne Verbände zuzugehen. Das war deutlich auf-
geregter und umfangreicher als beim ElterngeldPlus“ (Interview Expertenbereich 
Bundesregierung). 

Diese Aussagen bekräftigen, dass bei kontroverseren Vorhaben der direkte Austausch, etwa 
über Gespräche, deutlich intensiver sein kann. 

8.3.3 Initiator des Austausches zwischen Verbänden und politischer 
Ebene 

Auch der Mitarbeiter des Ministeriums bestätigt, dass die Initiative für einen Austausch so-
wohl auf die politische Seite (hier konkret das Ministerium) als auch die Verbandsseite zu-
rückgehen kann. Wie beschrieben hängt dies einerseits mit der regelhaften Einbindung der 
Verbände durch das Ministerium zusammen  – im ElterngeldPlus-Prozess unter anderem 
durch die Bitte um Stellungnahme zum Referentenentwurf. Andererseits wurde durch Aus-
sagen von Verbänden deutlich, dass diese durchaus bemüht sind, etwa auf die Liste für die 
Verbändeanhörungen zu kommen (Interview Expertenbereich Verbände) und beispielsweise 
auf diese Weise eine Initiative für einen Austausch starten. Darüber hinaus zeigte sich, dass 
die Verbände ebenso die informellen Kontakte zum Ministerium suchen: So traten auch im El-
terngeldPlus-Prozess Verbände mit der Bitte um ein informelles Gespräch an das Ministerium 
heran (Initiative Verband) (Interview Expertenbereich Bundesregierung).

Ministerin bezogen ist. Für den Mitarbeiter der Bundesregierung fällt dieser Austausch, der sich 
im Rahmen von Terminen wie Kennenlerngesprächen ergibt, unter die Bezeichnung ‚Gespräche/
Treffen‘. 
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8.3.4 Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen 
Abschnitten des Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozesses

Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen Phasen des 
Gesetzgebungsprozesses ElterngeldPlus 

Während des ElterngeldPlus-Prozesses fand zwischen dem Ministeriumsmitarbeiter und den 
Verbänden in der Phase des Referentenentwurfs und während der Verbändeanhörung ein 
Austausch statt – insbesondere mit einem Verband.

Mitwirkung der Familienverbände in unterschiedlichen Abschnitten des 
Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozesses allgemein

Losgelöst von einem konkreten Prozess ist ein Austausch zwischen Verbänden und Ministe-
rium neben der Phase des Referentenentwurfs und der Verbändeanhörung283 darüber hinaus 
auch in folgenden Phasen zu erkennen: in der Konzeptionsphase des Gesetzes, während der 
Ausschussanhörungen im Bundestag, nach Verabschiedung des Gesetzes. Bei den genann-
ten Phasen handelt es sich um jene, in denen primär ein Austausch stattfindet. Jedoch stellte 
der Mitarbeiter des Ministeriums fest, dass insgesamt ein dauerhafter Austausch erfolgt: 
„[A]lso man bleibt im ständigen Austausch über das ganze Jahr gesehen, das kann auch schon 
mal so Spitzen haben, aber man sucht immer den Austausch“ (Interview Expertenbereich 
Bundesregierung).

Als hilfreich bewertet dieser Interviewpartner die Zusammenarbeit mit den Verbänden be-
reits in der Konzeptionsphase des Gesetzes, da dann Anmerkungen der Verbände noch zu 
einem sehr frühen Stadium diskutiert und ggf. aufgenommen werden können: „Das hilft na-
türlich, wenn das schon in der Konzeptionsphase ist, […] dass man schon von Anfang an das 
mitdenken kann, und das auch mitverarbeiten kann“ (Interview Expertenbereich Bundesre-
gierung). Allerdings wies der Mitarbeiter des Ministeriums auch darauf hin, dass die Verbände 
in dieser Phase noch nicht die konkreten Entwürfe des Ministeriums haben können und sieht 
daher die größten Einwirkungsmöglichkeiten für die Verbände während der Verbändeanhö-
rung. Interessant ist, dass der Ministeriumsmitarbeiter betonte, dass aber auch in der parla-
mentarischen Phase und darüber hinaus ein Austausch stattfindet (Interview Expertenbereich 

283	 Das sind die Phasen, bei denen die Verbände auf formellem Wege gegenüber dem Ministerium die 
meisten Mitwirkungsmöglichkeiten haben.
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Bundesregierung). Dies ist darin begründet, dass in den Ausschussanhörungen im Bundes-
tag auch Mitarbeiter des Ministeriums anwesend sind. Auch nach Abschluss eines Gesetz-
gebungsprozesses bewertet der Vertreter der Bundesregierung den Austausch als wichtig, was 
daran liegt, 

„dass man einfach die Umsetzung des Gesetzes weiter begleiten möchte, und da auch 
wieder diese Vermittlerrolle der Verbände einfach auch wieder ausnutzt, […] und da ver-
sucht, Hürden oder Missverständnisse oder so abzubauen, und dann auch einen guten 
Widerhall bei den Adressaten des Gesetzes haben möchte“ (Interview Expertenbereich 
Bundesregierung). 

In diesem Sinne geben die Verbände ein Feedback zur Implementierung eines Gesetzes in der 
Praxis. Gleichzeitig sprach der Vertreter der Bundesregierung hier die Funktion der Verbände 
als Vermittler zwischen Politik und Gesellschaft an, worauf unter dem folgenden Punkt noch 
genauer eingegangen wird. 

8.3.5 Funktionen von Familienverbänden

Der Vertreter des Expertenbereichs Bundesregierung schrieb den Verbänden im Elterngeld-
Plus-Prozess zwei Funktionen zu: Zum einen die Vermittlung politischer Entscheidungen in 
die Gesellschaft hinein und zum anderen das Mittragen von politischen Entscheidungen durch 
Betroffene. Damit steht für den Mitarbeiter der Bundesregierung die Rolle der Verbände als 
‚Interpreten des Staates‘ wie es Weber beschrieb, im Vordergrund. Er betonte die Bedeutung 
der Verbände als Vermittler und Erklärer politischer Entscheidungen, 

„weil die Verbände sind ja auch diejenigen, die das dann hinterher den Mitgliedern ver-
kaufen müssen, und die Mitglieder werden ja auch sagen, ja, hör mal, wozu bezahlen wir 
eigentlich die Beiträge, wenn ihr es nicht schafft, irgendwie das schlimmste Gesetz für 
uns zu verhindern“ (Interview Expertenbereich Bundesregierung).

Die Vermittlung politischer Entscheidungen ist für das politische System allgemein von gro-
ßer Bedeutung, insbesondere jedoch dann, wenn es sich um komplizierte politische Entschei-
dungsprozesse mit komplexen Ergebnissen handelt. Daher ist die Politik letztlich darauf an-
gewiesen, dass Verbände nicht nur Entscheidungen erklären, sondern ggf. auch über Beratung 
ihrer Mitglieder dazu beitragen, dass die jeweiligen Instrumente von der Zielgruppe mög-
lichst gut genutzt werden können. Wie bei der Beschreibung der Positionen der Verbände zum 
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ElterngeldPlus-Prozess deutlich wurde, war die Komplexität des Instruments ElterngeldPlus 
auch einer der Kritikpunkte der Verbände, sodass diese Funktion in Bezug auf ElterngeldPlus 
durchaus eine Bedeutung zu haben scheint.284

Die genannten Aspekte sind der Kommunikations- und der Ordnungsfunktion zuzurechnen, 
da hier die Vermittlung politischer Entscheidungen im Vordergrund steht. Diese Funktion ist 
Teil der Integrationsfunktion. Die genannten Aspekte sind letztlich auch wichtig dafür, dass die 
Verbände ihre ‚Generalfunktion‘ Legitimation und Vermittlung erfüllen können285 (Tabelle 31):

Ordnungsfunktion
–	 Vermittlung politischer Entscheidungen
–	 Mittragen politischer Entscheidungen
Kommunikationsfunktion
–	 Vermittlung politischer Entscheidungen
–	 Mittragen politischer Entscheidungen 

Tabelle 31: Zuordnung der vercodeten Aussagen des Vertreters der Bundesregierung  
zu den Grund- bzw. Metafunktionen; eigene Darstellung

8.3.6 Bewertung der Debatte zu ElterngeldPlus gesamt

Auch der Mitarbeiter des BMFSFJ ist der Meinung, dass es bei diesem Entwurf eher um das 
Wie als um das Ob ging, was auch Folgen für die Interaktion mit den Verbänden hatte: 

„Das war dann letztlich auch relativ unspektakulär. Also dadurch, dass wir ja gar keine 
so großen Kontroversen jetzt in dem Gesetzgebungsverfahren hatten, […] mussten wir 
jetzt auch nicht immer wieder mit den Verbänden in Kontakt treten und für dieses Vor-
haben werben, das fiel […] letztlich weg, weil wir auf eine große, breite Zustimmung 
gestoßen sind, und letztlich Detailfragen ein bisschen strittiger waren. Aber […] die 

284	 Zu den Funktionen, losgelöst vom ElterngeldPlus-Prozess, äußerte sich der Vertreter des Experten-
bereichs Bundesregierung nicht explizit. Die Funktionen von ElterngeldPlus wurden aber nach der 
beschriebenen Vorgehensweise für die allgemeinen Funktionen vercodet. Folglich gibt es aber keine 
Unterschiede zwischen allgemeinen Funktionen und Funktionen ElterngeldPlus. 

285	 Da sich die Integrations-, Legitimations- und Vermittlungsfunktion aus den Grundfunktionen spei-
sen, werden diese in der Übersicht nicht mehr dargestellt. Einige Aspekte können verschiedenen 
Funktionen zugeordnet werden. Dies hängt damit zusammen, dass die Funktionen eng miteinander 
verknüpft sind und sich gegenseitig ergänzen. 
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große Entscheidung, dass das kommen soll, haben ja alle unterstützt, und deshalb konn-
te man von einer recht entspannten Zusammenarbeit da, glaube ich, sprechen, wenn 
entspannt jetzt das richtige Wort ist, es war unaufgeregt“ (Interview Expertenbereich 
Bundesregierung). 

Eine erste Folge dieser Form der Debatte war, dass seitens des Ministeriums weniger Über-
zeugungsarbeit in Bezug auf den Entwurf geleistet werden musste (‚Weniger starkes Wer-
ben für Entwurf nötig‘), weil das Vorhaben bei den Verbänden auf insgesamt recht positive 
Resonanz gestoßen war und innerhalb der Verbändelandschaft auch im allgemeinen große 
Einigkeit dazu herrschte. Damit bringt der Vertreter des Expertenbereichs Bundesregie-
rung eine Folge ein, die von den anderen beiden Expertenbereichen noch nicht genannt 
worden war. 

Dieser Aspekt (‚Große Einigkeit unter Verbänden‘) ist als Grund für die Ausgestaltung 
der Debatte zu werten. In der Folge entwickelte sich die Interaktion außerdem sehr koope-
rativ/unaufgeregt, und der Fokus lag auf der Detailarbeit und nicht mehr auf der Aushand-
lung grundsätzlicher Fragen. Der kooperative Austausch, ohne größeren Dissens, stellt dabei 
durchaus einen Unterschied zum Prozess des Basis-Elterngeldes dar (Interview Expertenbe-
reich Verbände). 

8.3.7 Einschätzung zur Beispielhaftigkeit des ElterngeldPlus-Prozesses

Inwiefern sich der ElterngeldPlus-Prozess im Vergleich zu anderen Prozessen beispielhaft ge-
staltete, konnte der Mitarbeiter des BMFSFJ nur beschränkt beurteilen. Bei ElterngeldPlus 
und einem weiteren Gesetz286, auf das er Bezug nahm, handelte es sich um zwei sehr unter-
schiedliche Verfahren: Das ElterngeldPlus war im Vergleich zu diesem Gesetz „unaufgeregt“ 
(Interview Expertenbereich Bundesregierung). Einen Unterschied sieht der Vertreter des Ex-
pertenbereichs Bundesregierung darin, dass bei dem anderen Gesetz der Anteil an informellen 
Instrumenten größer war. Hier gab es also offensichtlich mehr Bedarf an einem Austausch 
über Gespräche etc. Den prozessualen Ablauf hingegen beschrieb er als ähnlich (Interview 
Expertenbereich Bundesregierung).287

286	 Name des Gesetzes sollte nicht genannt werden. 
287	 Einen Vergleich zu anderen Lobbyfeldern konnte der Interviewpartner der Bundesregierung nicht 

ziehen, da er bislang ausschließlich im Bereich Familie tätig war. 
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Inwieweit stimmen die empirischen Ergebnisse der Arbeit mit den bisherigen Erkenntnissen 
aus der Wissenschaft überein? Lassen sich die verwendeten und entwickelten Definitionen aus 
dem Theorieteil dieser Arbeit auf die Studienergebnisse übertragen und haben sich die Defi-
nitionen folglich bewährt? Auf diese Fragen wird im Rahmen des Fazits mittels einer Gegen-
überstellung theoretischer Grundlagen und empirischer Ergebnisse eingegangen. Ebenso er-
folgt eine prägnante Beantwortung der am Beginn dieser Arbeit gestellten Forschungsfragen. 

Daran schließt sich ein kurzer Ausblick auf Forschungsansätze oder Fragen an, die sich aus 
der vorliegenden Studie ergeben haben. 288

9.1 Fazit

Ganz grundlegendes Ziel der Arbeit war es, die familienpolitische Verbändelandschaft in 
Deutschland vorzustellen und damit die Frage ‚Welche familienpolitischen Verbände gibt es 
und was charakterisiert sie?‘ zu beantworten. Die Beantwortung dieser Frage war möglich 
durch die umfangreichen Recherchen zu den Familienverbänden und ergänzend durch die 
Interviews mit den Verbänden.289 

Die Untersuchungen zum Bundesverband der Pflege- und Adoptivfamilien, zum Deutschen 
Familienverband, zur Evangelischen Arbeitsgemeinschaft Familie, zum Familienbund der 
Katholiken, zum Lesben- und Schwulenverband Deutschlands (als Vertreter der Regenbogen-
familien), zum Verband alleinerziehender Mütter und Väter, zum Verband binationaler Fami-
lien und Partnerschaften, zum Verband kinderreicher Familien Deutschlands und schließlich 
zum Zukunftsforum Familie brachten verschiedene grundlegende Charakteristika der fami-
lienpolitischen Verbändelandschaft in Deutschland zum Vorschein: Diese zeichnet sich durch 
eine Vielfalt aus, die in der großen Zahl der vertretenen Familienformen (hetero- und homo-
sexuelle, deutsche und internationale Elternpaare und Einelternfamilien mit einem oder vielen 
leiblichen, Adoptiv- und Pflegekind(ern)) zu erkennen ist. Das ‚Potpourri‘ an Familienformen 

288	 Um Redundanzen zu vermeiden, wurde an dieser Stelle auf ein Zwischenfazit verzichtet und die 
Gegenüberstellung zentraler Ergebnisse der Expertenbereiche direkt in das Fazit integriert. 

289	 Zur Beschreibung der Familienverbände siehe Punkt 5.2.
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wird zum Teil von Familienverbänden vertreten, die auf bestimmte Familienformen speziali-
siert sind, zum Teil von Verbänden, die keinen Fokus auf einer speziellen Familienform haben. 
Zudem zeigt sich die Vielfalt des familienpolitischen Verbandsspektrums darin, dass es so-
wohl überkonfessionelle als auch konfessionell geprägte Familienverbände umfasst. 

Gemein ist den Familienverbänden – auch jenen, die ihren Schwerpunkt auf der Vertretung 
einer speziellen Familienform haben – dass sie mit einem breiten Familienbegriff arbeiten, der 
stets auch über die ggf. konkret vertretene Familienform hinausgeht. Damit passt die Definiti-
on von Familie, die als Arbeitsgrundlage für diese Arbeit unter Punkt 4.2.2 vorgestellt wurde, 
zum Familienverständnis der untersuchten Verbände. 

Der Einsatz für die Interessen der Familien gegenüber der Politik ist dabei nur ein Aspekt 
der Arbeit der Familienverbände. Alle unterstützen Familien auch direkt und stärken sie so. 
Damit spiegeln sich in den untersuchten Familienverbänden die in der Theorie vorgestellten 
Ziele von Familienverbänden290: Die erste Säule der Verbandsarbeit (Interessenvertretung und 
Lobbyismus) zeigt sich darin, dass sich Familienverbände an politischen Vorhaben beteiligen 
und versuchen, diese im Sinne der Familien mitzugestalten (siehe Ausführungen zu Instru-
menten). Alle untersuchten Verbände stellen den Familien außerdem Informationsangebote 
zur Verfügung, schaffen Austauschmöglichkeiten für Familien und bieten Beratung an.291 Da-
mit ist auch die zweite Säule bei den untersuchten Familienverbänden in Form der Stärkung 
und Unterstützung der Familien deutlich erkennbar.

Für die Familienverbände bestätigen sich die grundlegenden Eigenschaften, die Verbände 
allgemein charakterisieren. Die Gründung der Verbände erfolgte durch den Zusammenschluss 
von Einzelpersonen oder Organisationen – auf freiwilliger Basis mit einem gemeinsamen Ziel. 
Alle untersuchten Verbände weisen als Vereine die klare Struktur einer Organisation auf. Im 
Mittelpunkt ihrer Arbeit steht die Vertretung einer bestimmten Familienform oder von Fami-
lien allgemein. Damit werden Gruppeninteressen und keine Individualinteressen vertreten. 
Die Vertretung ihrer Interessen gegenüber Adressaten aus verschiedenen gesellschaftlichen 
Bereichen wurde bereits erläutert und wird auch in diesem Fazit nochmals genauer ausgeführt. 
Schließlich verfolgt kein Verband das Ziel, politische Verantwortung zu übernehmen, sondern 
wirkt lediglich an der Willensbildung zu Familienpolitik mit. 

Vielfalt ist nicht nur innerhalb der ‚Landschaft‘ der Familienverbände zu erkennen. Sie zeigt 
sich ebenso beim Adressaten- und Instrumentenspektrum der Verbände.

Die Antwort auf die Frage, wem gegenüber die Familienverbände ihre Interessen vertreten und 
wer daher die Adressaten der Familienverbände sind, lautet mitnichten ausschließlich ‚Politiker‘. 

290	 Siehe dazu genauer: Punkt 5.1 und 5.4.
291	 Bei einigen Verbänden erfolgt dies auf der Bundesebene, bei anderen durch Strukturen auf unteren 

Ebenen. 
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Auf der politischen Ebene wenden sich die Familienverbände zum einen an Vertreter des Bun-
destages und der Bundesregierung. Der Austausch erfolgt hier jedoch nicht ausschließlich mit 
politischen Verantwortungsträgern wie Ministern oder Bundestagsabgeordneten. Die Arbeits-
ebene stellt – sowohl im Bundestag als auch in der Bundesregierung – ebenfalls eine Adressatin 
der Verbände dar. Für die Arbeitsebene des Bundestages ist allerdings einschränkend zu kons-
tatieren, dass diese nur von recht wenigen Familienverbänden genannt wurde – im Elterngeld-
Plus-Prozess sogar überhaupt nicht. Begründet ist dies in den beschränkten Ressourcen der 
Familienverbände, die eine Herausforderung in unterschiedlichen Bereichen darstellen – unter 
anderem in der Netzwerkpflege und bei der Breite des Adressatenkreises. 

Eine Adressatin, zu der die Familienverbände insbesondere im ElterngeldPlus-Prozess einen 
engen Kontakt pflegten, ist die Abteilungsleiterin (BMFSFJ). Ihr kann aufgrund der Ergeb-
nisse durchaus eine große Bedeutung als Adressatin für die Familienverbände zugeschrieben 
werden. Ein weiterer Befund hinsichtlich der Adressaten ist: Die Familienverbände wenden 
sich nicht ausschließlich an Fachpolitiker für Familie oder das Familienministerium. Je nach 
vertretener Familienform oder konkretem Vorhaben sind auch weitere Adressaten relevant, 
was nicht zuletzt daran liegt, dass es sich bei Familie und Familienpolitik um Querschnitts-
thematiken handelt, wie auch in den Kapiteln 4 und 6 erläutert wurde. 

Über die Politik hinaus betrachten die Verbände ihre eigenen Mitglieder (Familien/ange-
gliederte Verbände) und die Öffentlichkeit (beispielsweise Medien, Wirtschaft, Gesellschaft) 
als Adressaten. Folglich ist die Politik nur eine Komponente der Adressaten-Trias. Dies hängt 
damit zusammen, dass nicht ausschließlich Vertreter der politischen Ebene an der Gestaltung 
von Familienpolitik bzw. der Gestaltung von familienfreundlichen Rahmenbedingungen be-
teiligt sind. So kann z. B. die Wirtschaft einen Beitrag dazu leisten, dass Arbeitsbedingungen 
geschaffen werden, die eine gute Vereinbarkeit von Arbeits- und Familienzeit ermöglichen. 

Das breite Instrumentarium der Verbände wurde bereits angedeutet. Hier geht es um die 
Frage: Wie vertreten die Verbände ihre Interessen, welche Instrumente setzen sie also ein? Die 
oben angesprochene Vielfalt spiegelt sich auch in diesem Punkt: Das Instrumentarienspekt-
rum der Familienverbände ist sehr groß und reicht von Instrumenten, die zur direkten Kom-
munikation (verschiedene Formen von Gesprächen und Treffen) zu zählen sind, bis hin zu 
Instrumenten der indirekten Kommunikation, bei denen die Öffentlichkeit stark einbezogen 
wird (z. B. Kampagnen). Im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit konnte für die untersuchten Fa-
milienverbände herausgefunden werden, dass primär Instrumente eingesetzt werden, die we-
der mit einem großen finanziellen, personellen oder zeitlichen Aufwand einhergehen. Dies gilt 
auch konkret für den ElterngeldPlus-Prozess. 

Die Breite des Instrumentenspektrums steht in engem Zusammenhang mit den Adressaten 
und den Phasen. Was allgemein gilt, konnte auch für die Familienverbände gezeigt werden: 
Je nachdem, mit welchen Adressaten die Verbände im Austausch stehen bzw. an wen sie sich 
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richten und in welchen Phasen die Verbände mitwirken möchten, passen unterschiedliche In-
strumente. Dabei eignen sich einige Instrumente primär für bestimmte Adressaten (z. B. rich-
ten sich Stellungnahmen zu Gesetzentwürfen vor allem an die Abgeordneten und ggf. deren 
Mitarbeiter). Andere Instrumente passen hingegen durchaus zu mehreren Adressatengruppen 
und zu verschiedenen Zeitpunkten und werden auch entsprechend eingesetzt (so wird die Ver-
bandszeitschrift an Mitglieder wie an politische Adressaten gleichermaßen verschickt; Fach-
veranstaltungen können den Rahmen zur Information der Öffentlichkeit und zum Austausch 
von Verbänden und politischer Ebene bieten, um nur zwei Beispiele zu nennen). 

Während einige Instrumente im Gesetzgebungsprozess formalisiert vorgesehen sind (Stel-
lungnahmen zu Referenten- und Gesetzentwurf, Verbändeanhörungen in den Ministerien sowie 
die Sachverständigenanhörung im Deutschen Bundestag), sind die weiteren Instrumente Gegen-
stand informeller Austauschprozesse. Alle untersuchten Verbände bedienen sich beider Instru-
mentariengruppen. Der Einsatz der formellen Instrumente ist einfach zu erklären: Sie sind eine 
wertvolle Möglichkeit, die eigenen Positionen gegenüber Personen (Referenten im Ministerium, 
Bundestagsabgeordnete etc.) zu vertreten, welche die Inhalte eines geplanten Gesetzes intensiv 
mitgestalten können. Der ElterngeldPlus-Prozess ist hierfür ein gutes Beispiel. Tatsächlich haben 
6 der 7 Familienverbände, die sich an diesem Prozess beteiligten, die Möglichkeit genutzt, über 
die Stellungnahmen zum Referentenentwurf die wichtigsten Positionen und Änderungsvor-
schläge gegenüber dem Ministerium zu vertreten.292 Insbesondere in einem sehr kurzen Prozess 
wie ElterngeldPlus, in dem unter Umständen kaum Gelegenheiten zu einem Austausch in ande-
ren Formaten besteht, ist dieses Instrument wichtig, um zentrale Positionen darzulegen. 

Genauso nachvollziehbar ist der Einsatz der informellen Instrumente, da sich für diese – vor 
allem losgelöst von konkreten Prozessen – deutlich mehr Einsatzgelegenheiten ergeben und 
sie die formellen Instrumente gewissermaßen flankieren. Diese Instrumente werden von den 
Familienverbänden ebenfalls intensiv genutzt. Illustriert wird dies etwa durch die Zuordnung 
von Instrumenten und Adressaten zu verschiedenen Phasen des Gesetzgebungsprozesses (sie-
he dazu Tabelle 23 und die Ausführungen im weiteren Verlauf dieses Fazits).

Damit bestätigt sich auch für die Familienverbände die angesprochene hohe Informalität 
(siehe Punkt 2.1.2), durch welche Interessenvertretung und Lobbying geprägt sind. Innerhalb 
der Gruppe der informellen Instrumente lassen sich drei Untergruppen identifizieren: Gesprä-
che/Treffen, Öffentlichkeitsarbeit, schriftliche Kommunikation. Die meisten Instrumente ste-
hen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung, gefolgt von den Instrumenten aus der 
Gruppe Gespräche/Treffen. Nur wenige Instrumente konnten dem Bereich der schriftlichen 
Kommunikation zugeordnet werden. Für letztere ließen sich in allen drei Expertenbereichen 

292	 Für einen Verband konnte, wie beschrieben, keine Stellungnahme zum Referentenentwurf gefunden 
werden.
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kaum Nennungen verzeichnen. Hier ist es wahrscheinlich, dass die schriftliche Kommunika-
tion weniger als eigenes Instrument der Interessenvertretung und der Lobbyarbeit denn als 
Medium zur Übermittlung der Informationen gesehen wird.

Gespräche sind unter den informellen Instrumenten zweifelsohne wichtig. Das haben die 
Ergebnisse für die Familienverbände bestätigt. Nicht immer ergibt sich jedoch die Möglichkeit 
und/oder die Notwendigkeit für viele oder persönliche Gespräche. 

Der ElterngeldPlus-Prozess ist dafür ein gutes Beispiel. Sowohl aufgrund des engen Zeit-
rahmens als auch wegen der relativ großen Einigkeit in Bezug auf die Inhalte des geplanten 
Gesetzes, gab es hier recht wenige persönliche Gespräche: Für nur 2 Verbände wurden ‚per-
sönliche Gespräche/Einzelgespräche/Hintergrundgespräche‘ vercodet. Es fanden allerdings 
während des Gesetzgebungsprozesses zwei Formate statt, die einen persönlichen Austausch in 
einem größeren Rahmen ermöglichten: das Treffen einiger Verbände mit Ministerin Schwe-
sig sowie das familienpolitische Frühstück der AGF mit Familienpolitikern der Fraktionen 
im Deutschen Bundestag. Beide Termine fanden zu Zeitpunkten statt, in denen die Verbände 
noch gute Mitwirkungsmöglichkeiten hatten. Für beide Formate gilt: Sie boten Gelegenheit für 
einen Austausch der Familienverbände mit direkt am Prozess beteiligten Personen, die ent-
scheidenden Einfluss auf die Inhalte des Entwurfs nehmen konnten. Bei den Instrumenten der 
Öffentlichkeitsarbeit, die im ElterngeldPlus-Prozess eingesetzt wurden, handelte es sich, wie 
dargestellt, nicht um Instrumente, über die Druck auf die politische Ebene aufgebaut werden 
oder die Öffentlichkeit mobilisiert werden sollte. Vielmehr können die eingesetzten Instru-
mente, wie Pressemitteilungen/Facebook, gewissermaßen als Begleitinstrumente betrachtet 
werden. Die Familienverbände wiesen damit auf zentrale Schritte im Gesetzgebungsprozess 
hin (z.  B. Verabschiedung Kabinettsentwurf, Ausschussberatungen, Gesetzesbeschluss im 
Bundestag) und/oder informierten darüber, wie sie sich am Prozess beteiligten, indem sie etwa 
auf Stellungnahmen aufmerksam machten. 

Bei den Donnerstagsgesprächen handelt es sich um ein Format, das zwar bei ElterngeldPlus 
nicht zum Einsatz kam, aber sowohl für die Familienverbände als auch die Politiker einen in-
teressanten Rahmen bietet, um ins Gespräch zu kommen. So besteht die Möglichkeit für einen 
regelmäßigen und parteiübergreifenden Austausch, der nicht ausschließlich auf ein konkretes 
politisches Vorhaben bezogen ist. Auf diese Weise können die Positionen ausgetauscht werden 
und Politiker wie Verbände gleichermaßen Ansatzpunkte für die jeweilige Arbeit gewinnen. 
Dies kann unter Umständen den Vorteil bieten, dass dann in konkreten Prozessen mit en-
gem Zeitplan keine Notwendigkeit mehr für individuellere Gespräche besteht bzw. bestimmte 
Positionen frühzeitig ‚ausgehandelt‘ werden können. Ein Indiz dafür, dass sich dieses Format 
bewährte, ist auch, dass es später unter anderer Federführung, fortgesetzt wurde – wenn auch 
nicht in der vorherigen Intensität und auch nicht unter dem Namen ‚Donnerstagsgespräche‘ 
(Interview Expertenbereich Bundestag).
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Die Präsenz der Familienverbände auf Messen und Parteitagen ist ein Instrument, das le-
diglich von einem der Familienverbände genannt wurde, bei großen Verbänden und Unter-
nehmen jedoch durchaus nicht unüblich ist.293 Es konnte nicht abschließend geklärt werden, 
ob auch andere Familienverbände Präsenz auf Parteitagen/Messen zeigen und dieses Instru-
ment nur nicht nannten oder ob es tatsächlich nicht genutzt wird. Es kann in jedem Fall für 
Familienverbände ein relevantes Format sein, sofern es dies nicht ohnehin schon ist: Am Ran-
de von Parteitagen können sich Gesprächsmöglichkeiten mit Politikern und/oder der Fach-
öffentlichkeit ergeben. Vor dem Hintergrund der Netzwerkpflege kann dies sehr bedeutend 
sein und Türen öffnen. Darauf wies der Verbandsvertreter, dessen Verband bereits Präsenz 
auf Parteitagen/Messen zeigte, hin. Insgesamt kann dies für die Bekanntheitssteigerung eines 
Familienverbandes ausgesprochen förderlich sein. Im Hinblick auf die Ressourcen sind damit 
allerdings zweifelsohne Herausforderungen verbunden: Stände auf Parteitagen und Messen 
gehen mit Kosten einher und erfordern persönliche Präsenz. Außerdem müssten die Familien-
verbände aufgrund ihrer parteipolitischen Unabhängigkeit unter Umständen auf Parteitagen 
verschiedener Parteien auftreten. Daher ist für dieses Format die Kooperation mit anderen 
Familienverbänden oder übergeordneten Verbänden erwägenswert. 

Ein interessantes Ergebnis ist, dass einige Familienverbände auch die Gremienarbeit sowie die 
Einbindung von Multiplikatoren als Instrumente bezeichneten. Diese Auffassung ist nachvollzieh-
bar. Derlei Instrumente können als ‚Verstärker-Instrumente‘ durchaus sehr wirkungsvoll sein. Sie 
zeigen zudem sehr konkret die Bedeutung von Netzwerken für Interessenvertretung und Lobbying. 

Bei den Wahlprüfsteinen handelt es sich um ein weiteres Element der Öffentlichkeitsarbeit, 
das einige Familienverbände als Instrument angaben und das sie sowohl im Vorfeld des El-
terngeldPlus-Prozesses als auch in anderen Wahlkämpfen einsetzten. Dieses Instrument rich-
tet sich insbesondere an die vertretenen Familien: Indem es die Positionen der verschiedenen 
politischen Parteien zu familienpolitischen Fragestellungen bündelt, kann es für Familien eine 
Orientierungshilfe bei ihrer Wahlentscheidung sein. Über dieses Instrument kommen – unter 
Umständen gemeinsam mit der Kommentierung familienpolitischer Inhalte aus den Wahl-
programmen der Parteien – zumindest indirekt Verbandsfunktionen zum Ausdruck, die be-
reits mehrfach angedeutet wurden: die Ordnungs- und Kommunikationsfunktion.

Ein weiteres Ergebnis im Kontext der Instrumente ist, dass der Einsatz mancher Instrumen-
te nur oder zumindest leichter in Kooperation mit anderen Familienverbänden, angeschlosse-
nen Organisationen oder Zusammenschlüssen von Familienverbänden möglich ist. Dies gilt 
insbesondere für das ressourcenintensive Instrument der Kampagne. Über dieses konkrete 

293	 Eine Übersicht dazu bietet die Organisation Parlamentwatch e. V. (Parlamentwatch e. V. 2019). Hier 
ist allerdings anzumerken, dass es sich um eine lobbyismuskritische Organisation handelt, was al-
lerdings nichts daran ändert, dass der Überblick hilfreich ist.
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Beispiel der Kampagne hinaus können Kooperationen für die Verbände hilfreich sein, um ih-
ren Handlungsspielraum zu erweitern. Ausführungen zu verschiedenen Punkten verdeutlich-
ten, dass die Familienverbände zeitlich, personell und finanziell über begrenzte Ressourcen 
verfügen. Das führt dazu, dass sie in ihrem Handlungsspielraum teilweise eingeschränkt sind 
und stark priorisieren müssen. Deshalb kann das Setzen eigener Akzente/Themen oder die 
Durchführung eigener Aktionen eine Herausforderung darstellen, da sich die Verbände auf 
das Reagieren – etwa auf Gesetzesvorhaben aus der Politik – fokussieren müssen. Zwar ist das 
Reagieren auf Gesetzentwürfe oder auf Äußerungen aus der Politik zweifelsohne notwendig 
und hängt mit dem Ablauf von Willensbildungsprozessen und der Rolle von Verbänden in 
diesen zusammen. Dennoch ist es aber für Verbände ebenso wichtig, eigenständiges Agenda 
Setting betreiben zu können. Kooperationen erleichtern diese proaktiven Maßnahmen. 

Der Vergleich des allgemeinen Instrumentenspektrums der Verbände mit den Instrumen-
ten, die von Vertretern des Bundestages und der Bundesregierung genannt wurden, zeigt: Das 
Spektrum bei den Verbänden ist viel differenzierter als das Repertoire, das von den Adressaten 
wahrgenommen wird. Die Ursache dafür ist nachvollziehbar: Die Verbände nutzen auch Inst-
rumente, die sich nicht primär an Vertreter aus Bundestag und Bundesregierung richten, son-
dern eher an andere Adressaten. Dazu zählt etwa die Gremienarbeit, Einbindung der Familien 
als Multiplikatoren. Weitere Instrumente, die von den Verbänden genannt wurden, richten 
sich durchaus auch an Adressaten aus Bundestag und Bundesregierung (z. B. Verbandsma-
gazine). Dass diese nicht von den Adressaten genannt wurden, ist folgendermaßen erklärbar: 
Diese Instrumente gehen möglicherweise in der Informationsflut, der Vertreter von Bundes-
tag und Bundesregierung allgemein ausgesetzt sind, unter. Weiterhin handelt es sich wohl bei 
den Instrumenten, die von den Interviewpartnern des Bundestages und der Bundesregierung 
wahrgenommen werden, um jene, über die sie die meisten Informationen gewinnen bzw. auf 
die sie aus unterschiedlichen Gründen am stärksten aufmerksam werden.

Ein weiterer Befund bestätigt dies: Gespräche/Treffen wurden von allen Interviewpartnern 
sowohl aus dem Bereich der Verbände als auch aus dem des Bundestages und der Bundesre-
gierung genannt. Auch die Bewertungen sprechen klar für die Bedeutung dieses Instruments. 
Hier können die Aussagen aus der Theorie bestätigt werden, wonach Gespräche ein grund-
legendes Instrument der Interessenvertretung und der Lobbyarbeit sind (siehe genauer: Punkt 
2.3.3): „Ein informelles Gespräch hat häufig einen höheren Informationsgehalt als ein exzel-
lenter Fachartikel. Gerade aus direkten persönlichen Kontakten können wichtige Informatio-
nen ungefiltert und aus erster Hand bezogen werden“ (Bender/Reulecke 2004, S. 38). Eine wei-
tere Gemeinsamkeit der Expertenbereiche Verbände und Bundestag ist, dass Stellungnahmen 
zum Gesetzentwurf und die Anhörung im Deutschen Bundestag für beide Gruppen (bei den 
Experten des Bundestages zumindest für alle Bundestagsabgeordneten; für die Mitglieder der 
Arbeitsebene weniger) quantitativ betrachtet von Bedeutung sind. Es handelt sich dabei um 
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die Instrumente, die im formalen Gesetzgebungsprozess – in der parlamentarischen Phase – 
vorgesehen und daher insbesondere für die Abgeordneten von Belang sind. Für die Verbän-
de sind diese Instrumente eine sehr gute Möglichkeit der Mitwirkung und Vertretung ihrer 
Positionen. Umso interessanter ist es, dass es jedoch Abweichungen bei der Bewertung der 
formellen Instrumente gibt: Während von den Vertretern des Bundestages die Stellungnah-
men als wichtig bewertet wurden, ist es für die Verbandsvertreter die Ausschussanhörung. Ein 
Erklärungsansatz dafür ist, dass die Stellungnahmen vor der Ausschussanhörung eingereicht 
werden. Grundlage für die Stellungnahmen sind Fragen der Ausschussmitglieder. Daher kann 
davon ausgegangen werden, dass die Abgeordneten die Stellungnahmen intensiv für ihre Mei-
nungsbildung heranziehen. Gespräche oder die Ausschussanhörung werden primär genutzt, 
um Nachfragen zu stellen (Interview Expertenbereich Bundestag).294 Aus Sicht der Verbände 
ist dagegen die – in der Regel öffentliche – Ausschussanhörung ein Format, ihre Positionen 
(u. a. aus den Stellungnahmen) ausführlicher darzulegen und eine gewisse Aufmerksamkeit zu 
erzielen (nicht nur seitens der Abgeordneten), bei den politischen Vertretern und deren Mit-
arbeitern bekannter zu werden oder sich als ausgewiesene Experten zu präsentieren. 

Die Gegenüberstellung der Instrumente, die während des ElterngeldPlus-Prozesses zum Ein-
satz kamen und des allgemeinen Repertoires ergibt übereinstimmend für die drei Interviewberei-
che, dass es beim ElterngeldPlus-Prozess keinen Austausch im Rahmen der Präsenz von Verbän-
den auf Messen oder Parteitagen gab. Zwar fanden in dieser Zeit 4 Parteitage (CSU, SPD, Grüne, 
Linke) statt (Hanns-Seidel-Stiftung 2020; Die Linke 2014; SPD 2013b; Bündnis 90/Die Grünen 
2014). Offenbar war der Verband, der die Präsenz auf Messen/Parteitagen als Instrument allge-
mein nannte, jedoch auf keinem dieser Parteitage präsent. Ob es in dieser Zeit eine Messe gab, auf 
der eine Präsenz möglich gewesen wäre, konnte nicht geklärt werden. Ebenso wenig wurden nach 
den Ergebnissen in der Zeit des ElterngeldPlus-Prozesses relevante Studien durchgeführt oder 
Vorträge gehalten.295 Bei den Instrumenten Gremienarbeit und Einbindung von Familien und 
Multiplikatoren ist es nicht unwahrscheinlich, dass diese im ElterngeldPlus zum Einsatz kamen.296

294	 Dieser Interviewpartner weist zudem darauf hin, dass unter Zeitdruck schriftliche Stellungnahmen 
hilfreich sind. In einem Praxisratgeber zu Lobbying wird angemerkt, dass Gespräche von Abgeord-
neten häufig aufgrund ihres hohen Lesepensums bevorzugt werden (vgl. Punkt 2.3.3), was sicher 
zutreffend sein kann. An der Feststellung des Abgeordneten zeigt sich jedoch auch, dass dennoch 
bisweilen schriftliche Informationen hilfreich sind, da die Adressaten hier auch flexibler sind, wann 
sie diese lesen. Bei Gesprächen hingegen sind sie zeitlich fixiert. 

295	 Diese Instrumente wurden nicht genannt und auch ergänzende Recherchen brachten keine anders-
lautenden Ergebnisse. 

296	 Hier sind Recherchen äußerst schwierig und wenig zielführend, da Gremiensitzungen in der Regel 
keine öffentlichen Termine darstellen und die Ergebnisse ebenfalls nicht (immer) veröffentlicht wer-
den. Inwiefern die Instrumente Einbindung von Familien und Multiplikatoren eingesetzt wurden, 
können schließlich nur die Verbände selbst beurteilen. 
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Folgende Darstellung (Tabelle 32) gibt einen Überblick, welche Instrumente für die drei Ex-
pertenbereiche vercodet wurden – allgemein und bei ElterngeldPlus. 

Tabelle 32: Vergleich der Nennung der Instrumente durch die verschiedenen 
Expertenbereiche – allgemein und ElterngeldPlus; eigene Darstellung297

297 ‚x‘ bedeutet, dass sich dieses Instrument nicht an die jeweiligen Experten richtet und daher nicht 
angeführt werden kann. 
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Bei den Bewertungen der Instrumente zu ElterngeldPlus manifestiert sich der Befund, dass In-
strumente der Öffentlichkeitsarbeit für die Vertreter des Bundestages eine deutlich geringere 
Rolle spielen: Für diesen konkreten Prozess wurde gar kein Instrument der Öffentlichkeits-
arbeit als wichtig bewertet. Ein möglicher Erklärungsansatz ist der recht unstrittige Prozess: 
Es wurden folglich nicht allzu viele Instrumente aus dem Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 
angewandt, die sich direkt an die Vertreter des Bundestages richteten. Für die Vertreter des 
Bundestages waren vor allem die formellen Instrumente, speziell die Stellungnahmen, wichtig.

Auffällig ist demgegenüber, dass beim Expertenbereich Verbände die Instrumente der Öf-
fentlichkeitsarbeit wieder eine Rolle spielten, wobei es sich einmal um Fachinformationen 
handelt und beim zweiten Instrument um Pressemitteilungen, die in Verbindung mit der Stel-
lungnahme als wichtig bewertet wurden. Die Stellungnahmen sind allerdings das einzige for-
melle Instrument, das als wichtig bewertet wurde.

Der Einsatz von Instrumenten ist eng verknüpft mit einer weiteren Forschungsfrage, näm-
lich ob die untersuchten Verbände eine Strategie verfolgen. Diese Frage ist weder mit einem kla-
ren ‚Ja‘, noch mit einem eindeutigen ‚Nein‘ zu beantworten, da die meisten Verbände teilweise 
eine Strategie einsetzen bzw. dies von der jeweiligen Situation abhängig machen. Dies hängt 
einerseits mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen zusammen, andererseits erklären es 
die Verbände damit, dass die Prozessabläufe, Ansprechpartner etc. häufig gleich sind, sodass 
keine expliziten Strategien erarbeitet werden. Gleichwohl sind die Antworten auf die Frage 
nach Elementen einer Lobbyingstrategie ein klares Indiz, dass sich zentrale Aspekte einer 
Lobbyingstrategie durchaus in den Aktivitäten der untersuchten Verbände wiederfinden (z. B. 
Zieldefinition, Berücksichtigung der Rahmenbedingungen, planvoller Einsatz von Instrumen-
ten/Taktiken). Konkreter betrachtet, konnte durch die empirischen Ergebnisse der Arbeit ein 
weiterer Befund aus der Theorie bestätigt werden: Direktes Lobbying nimmt gegenüber in-
direktem Lobbying den größeren Anteil ein und ist damit auch für die untersuchten Fami-
lienverbände entscheidender. Der Grund dafür ist, dass Instrumente/Taktiken des indirekten 
Lobbying (z. B. Kampagnen) sehr ressourcenintensiv sein können. 

Oben wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, dass die eingesetzten Instrumente zu den 
jeweiligen Adressaten passen sollten. Ebenso gilt es, sie situationsadäquat einzusetzen, damit 
sich ihre volle Wirkung entfalten kann. Dies wurde auch in diesem Fazit bereits kurz skizziert. 
Daher müssen sich die Verbände überlegen: ‚Wann ergeben sich geeignete Handlungsfenster?‘ 
Dem wurde gemeinsam mit der damit zusammenhängenden Frage, ‚Zu welchen Zeitpunkten 
im Gesetzgebungsprozess vertreten die Verbände ihre Interessen?‘ nachgegangen. Als Antwor-
ten können zwei grundsätzliche Ergebnisse präsentiert werden. Erstens: Der Policy Cycle, der 
verschiedene Schritte im Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozess veranschaulicht, ist ein 
immerwährender Prozess. In diesem Zusammenhang ergeben sich für die Familienverbände 
auch durchgehend Möglichkeiten, ihre Interessen zu vertreten. Interessenvertretung im Sinne 
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der Definition unter Punkt 2.1.2 findet also fortwährend statt. Zweitens jedoch eignen sich be-
stimmte Schritte im Prozess besser für eine direktere Mitwirkung. Konkret sind dies die vor-
parlamentarische und die parlamentarische Phase. Dies hat sich für die Familienverbände be-
stätigt und konnte am ElterngeldPlus-Prozess gut illustriert werden. Dabei handelt es sich um 
jene Abschnitte, in denen nach dem Policy Cycle die Politikformulierung stattfindet. In diesen 
Phasen sind Schritte im Gesetzgebungsprozess angesiedelt, in denen sich für die Verbände ins-
titutionalisierte Mitwirkungsmöglichkeiten ergeben können (z. B. Stellungnahmen zum Refe-
rentenentwurf und Teilnahmen an der Verbändeanhörung im Ministerium, Stellungnahmen 
zum Gesetzentwurf und Teilnahme an Sachverständigenanhörungen im Deutschen Bundes-
tag). Darüber hinaus findet in diesen Phasen ein informeller Austausch statt. Sie sind für das 
Lobbying besonders relevant, wie am Beispiel des ElterngeldPlus-Prozesses deutlich wurde: Zu 
diesen Zeitpunkten haben die Verbände die größten Chancen zur Mitgestaltung, die auch alle 
untersuchten Familienverbände wahrnehmen.

Zweifelsohne sind – dies verdeutlichen die Ausführungen unter Punkt 8.1.5 – auch weitere 
Phasen bedeutend (z. B. Agenda Setting während der Phase der politischen Vorbereitung bzw. 
Evaluierung mit Inkrafttreten des Gesetzes). Auch dies konnte für die Familienverbände be-
stätigt werden: So gab es etwa während der Koalitionsverhandlungen 2013, bei denen auch das 
Thema ElterngeldPlus eine Rolle spielte, unter anderem die Möglichkeit zu Gesprächen mit 
Vertretern von Parteien und damit zur Vertretung von Verbandspositionen. Gleichzeitig gibt 
es auch Phasen, in denen sich weniger Mitwirkungsmöglichkeiten für die Verbände ergeben. 
Dies gilt im Policy Cycle für den Abschnitt der Entscheidungsfindung und bestätigt sich auch 
für ElterngeldPlus: In diesen Phasen konnten zwar noch einige Aktivitäten von Verbänden 
nachgewiesen werden, allerdings handelt es sich dabei lediglich um Kommentierungen und 
keine aktive Mitwirkung. 

Ein Vergleich der Ergebnisse zu den Phasen mit den Aussagen der anderen Expertenbe-
reiche zeigt einen deutlichen Unterschied vor allem in der Phase ‚Politische Vorbereitungen‘. 
Während hier für viele der Verbände Aktivitäten zu verzeichnen sind, wird durch die poli-
tische Ebene hier nur wenig Austausch wahrgenommen. Dafür können zwei Gründe ange-
führt werden, die eng zusammenhängen. Erstens sind die Vertreter des Bundestages in dieser 
Phase noch nicht so stark eingebunden – es sei denn, sie sind z. B. an der Entwicklung des 
Wahlprogramms oder an den Koalitionsverhandlungen beteiligt. In dieser Phase sind die Ad-
ressaten der Verbände stärker die Referenten oder Führungskräfte der Parteien und weniger 
Abgeordnete und deren Mitarbeiter (obgleich es hier sicher Überschneidungen geben kann). 
Ein Referent eines Ministeriums steht zu diesem Zeitpunkt ebenfalls noch wenig im Fokus der 
Verbände. Zweitens richten sich die Instrumente, die in dieser Phase zum Einsatz kommen 
(Wahlprüfsteine), an die Öffentlichkeit bzw. die Mitglieder der Verbände und nicht an die Ver-
treter des Bundestages/der Bundesregierung. Auch, dass in der Phase des Referentenentwurfs 
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von Vertretern des Bundestages noch ein geringerer Austausch wahrgenommen wird, ist lo-
gisch mit den Abläufen und Zuständigkeiten im Prozess zu erklären. Für die Verbände hin-
gegen ist diese Phase sehr bedeutend, da sie hier gegenüber dem zuständigen Ministerium die 
Chance zur Mitwirkung haben. 

Aus dem eben genannten Grund des Prozessablaufes und den damit verbundenen Zustän-
digkeiten ist es auch nicht überraschend, dass die parlamentarische Phase von den Vertretern 
des Bundestages am häufigsten genannt wird. Hier gibt es Gemeinsamkeiten zu den Verbän-
den, die diese Phase ebenfalls alle nannten. Die Abgeordneten (und deren Mitarbeiter) sind in 
dieser Phase aufgrund ihrer Rollen am stärksten eingebunden und für die Verbände ergeben 
sich nochmals gute Einflussmöglichkeiten.

Nach Ende der Ausschussberatungen wird von den Vertretern des Bundestages nur noch 
wenig Austausch wahrgenommen. Insbesondere für die 2. Lesung ließen sich auch seitens der 
Verbände wenige Aktivitäten feststellen.

Unterschiedlich gestalten sich die Antworten zwischen Expertenbereich Bundestag und 
Verbände für die Phase ‚nach Verabschiedung des Gesetzes‘ (1  Vercodung Expertenbereich 
Bundestag vs. 6  Vercodungen Expertenbereich Verbände). Diese Abweichung ist damit zu 
begründen, dass nach der Verabschiedung des Gesetzes kaum Austausch im engeren Sinne 
identifiziert werden konnte. Vielmehr erfolgt hier eine Kommentierung des abgeschlossenen 
Gesetzes bzw. eine Information darüber in Pressemitteilungen/Social-Media-Kanälen. Dies 
sind Instrumente, die sich nicht primär an die Abgeordneten richten. Die Arbeit der Verbände 
ist damit also nicht abgeschlossen, nur das Fenster der Einflussnahme zu einem konkreten 
Prozess schließt sich, sodass eher Instrumente genutzt werden, die nicht auf den direkten Aus-
tausch angelegt sind. Für die Verbände beginnt (wie beim Policy Cycle dargestellt) nun die 
Phase der Evaluierung und Erklärung des Gesetzes.

Interessant ist im Zusammenhang mit den Phasen der Hinweis eines Interviewpartners aus 
dem Expertenbereich Bundestag. Demnach sollte die Kontaktaufnahme der Verbände – vor 
allem zu den Oppositionsmitgliedern – in seinen Augen früher erfolgen. Wie oben beschrie-
ben, geschieht dies häufig erst, wenn die parlamentarische Phase beginnt. Allerdings beginnt 
die Meinungsbildung – egal ob in den Regierungs- oder Oppositionsfraktionen – schon deut-
lich früher. Folglich ergeben sich für die Verbände durchaus schon früher günstige Momente, 
ihre Positionen zu adressieren (Interview Expertenbereich Bundestag).

Damit bestätigte der Interviewpartner einen Hinweis von Ismayr, dass insbesondere die Op-
positionsfraktionen frühzeitig auf Informationen angewiesen sind, um entsprechend Position 
beziehen zu können. Diese frühe Information sollte auch im Interesse der Verbände liegen, da 
zweifelsohne auch der Austausch mit der Opposition je nach konkretem Vorhaben von Bedeu-
tung sein kann – etwa wenn es darum geht, Druck auf die Regierung auszuüben.

Die gebündelten Ergebnisse zu Adressaten, Instrumenten und Phasen zeigen: 
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Die Auswahl der Adressaten, der Instrumente und des Zeitpunkts stehen in einem engen 
Zusammenhang. Sie basieren einerseits zum Teil auf formal vorgegebenen Abläufen, anderer-
seits aber auch auf dem jeweiligen Ziel, das die Verbände verfolgen. Beteiligt sich ein Verband 
beispielsweise an einem Gesetzgebungsprozess mit dem Ziel, seine spezifischen Positionen zu 
einem Gesetzesvorhaben einzubringen, sind vor allem Instrumente und Adressaten wichtig, 
die formell im Gesetzgebungsprozess eine Rolle spielen (selbstverständlich ergänzt durch wei-
tere Instrumente und Adressaten). 

Die relevante Phase ist in diesem Fall vor allem die der Politikformulierung. Wenn ein Fa-
milienverband hingegen das Ziel verfolgt, z. B. die Aufmerksamkeit von Politik und Öffent-
lichkeit darauf zu lenken, dass eine bestimmte Familienform benachteiligt wird und dafür 
eine politische Lösung gefunden werden muss, können stärker öffentlichkeitswirksame Inst-
rumente geeignet sein und die Adressaten dieser Instrumente werden unter Umständen auch 
aktiver einbezogen. Ebenso bieten sich folglich eher Policy-Cycle-Phasen an, die nicht zum 
eigentlichen Gesetzgebungsprozess gehören, wie die Phase des Agenda Setting. Während bei 
ersterem Beispiel das Handeln der Verbände eher reaktiv ist, gestaltet es sich beim zweiten Bei-
spiel aktiver. In diesem Zusammenhang weisen die Ergebnisse darauf hin, dass das Reagieren, 
wie bereits angedeutet, einen großen Anteil in der Arbeit der Familienverbände einnimmt, 
wodurch das aktivere Agieren für die Familienverbände nicht zuletzt aus Ressourcengründen 
eine Herausforderung darstellt. 

Für den ElterngeldPlus-Prozess war es möglich, Phasen, Instrumente und Adressaten zu kombi-
nieren. Kurz zusammengefasst lässt sich feststellen: Instrumente der Öffentlichkeitsarbeit kamen 
in allen Phasen zum Einsatz und dienten der Kommentierung zentraler Ereignisse des Gesetz-
gebungsprozesses bzw. der Information der Öffentlichkeit zu Positionen der Verbände. Folglich 
war die Öffentlichkeit in allen Phasen Adressat. Formelle Instrumente und solche, bei denen ein 
persönlicher Austausch mit Politikern oder Mitgliedern der Arbeitsebene stattfand, waren primär 
in den Abschnitten zwischen der Phase des Referentenentwurfs sowie den Ausschussanhörungen 
zu verorten. Entsprechend spielten hier vor allem die Politiker aus Bundesregierung und Bundes-
tag sowie die Referenten und die Abteilungsleiterin im BMFSFJ als Adressaten eine Rolle.

Obgleich die Logik des Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozesses sicherlich ein Leitfa-
den für die Entscheidung sein kann, wann welche Adressaten von Bedeutung sind, greift eine 
reine Orientierung an dieser Logik zu kurz. So können in bestimmten Phasen auch Adressaten 
von Bedeutung sein, die hier rein formell keine Rolle spielen (z. B. die Arbeitsebene des Bun-
destages während der Referentenentwurfsphase). Dafür ist die Aussage eines Vertreters der 
Arbeitsebene (Bundestag) ein Beispiel: Nach seiner Beobachtung wird vor allem die Arbeits-
ebene der Opposition durch die (familienpolitischen) Verbände bisweilen sehr spät oder gar 
zu spät einbezogen, obwohl eine frühere Einbeziehung dieser Adressaten sowohl für die Ver-
bände als auch die Adressaten eine Bereicherung wäre. 
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Damit kristallisiert sich für das Zusammenspiel von Instrumenten, Phasen und Adressaten 
eine klare Erkenntnis heraus: Zu identifizieren, wann sich welches Instrument für welchen 
Adressaten eignet und dabei nicht nur die formellen Logiken des Willensbildungs- und Ge-
setzgebungsprozesses zu berücksichtigen, ist die Kunst von Lobbying. Auch die Strittigkeit 
eines Entwurfs spielt für diese Kunst eine Rolle. Für den ElterngeldPlus-Prozess stimmen die 
Expertenbereiche in der Auffassung überein, dass es hier nicht um die Klärung grundsätz-
licher Fragen, sondern um die Feinjustierung ging. Die Ursache ist darin zu sehen, dass das 
Vorhaben sowohl von den Verbänden als auch von der politischen Ebene in seinen grundle-
genden Zielen positiv bewertet wurde. Dies wirkte sich auch auf den Einsatz der Instrumente 
aus (siehe dazu genauer: die Punkte 8.1.9, 8.2.6 und 8.3.6).298

Letztlich erfordert Interessenvertretung und Lobbying gerade, wenn – wie bei den Familien-
verbänden – recht wenige Ressourcen zur Verfügung stehen, hohes Engagement der Verant-
wortlichen in den Verbänden, eine genaue Kenntnis politischer Prozesse und Adressaten so-
wie politisches Geschick. Die Ergebnisse manifestieren, dass diese Kunst von den Verbänden 
durchaus gut beherrscht wird.

Die Ausführungen illustrieren, dass in der Arbeit der analysierten Familienverbände die drei 
Funktionen zum Ausdruck kommen, die Wingen Familienverbänden zuschreibt (siehe Punkt 5.1): 
Sie vertreten erstens die Interessen der Familien und sind damit zweitens, Stimme oder Sprach-
rohr der Familien. Drittens unterstützen sie Familien durch die Bereitstellung von Informationen 
und Beratung. Konkreter wird dies durch die Beschreibungen der Verbände und der politischen 
Ebene zu den Funktionen, die Familienverbände wahrnehmen. Die erste Funktion der Interes-
senvertretung wurde sowohl allgemein von den Familienverbänden angeführt als auch durch 
präzisere Darstellungen wie die ‚Kommunikation von Handlungsbedarf und Übersetzung von 
Handlungsbedarf in Forderungen‘ bzw. die ‚Verfolgung und Beeinflussung politischer Entwick-
lungen‘. Dies sind nur zwei Beispiele, an denen sich die Funktion der Interessenvertretung klar 
zeigt. Indem einige Familienverbände sich mehrfach als Stimme oder Sprachrohr der Familien 
bezeichneten, ist an diesen Ausführungen der Familienverbände auch diese Funktion erkennbar. 
Die Familienverbände erfüllen sie beispielsweise durch die Kommunikation der Lebenssituation 
von Familien oder indem sie der Politik rückmelden, wie familienpolitische Entscheidungen bei 
den Familien ankommen, welche Probleme in der Praxis auftreten und was sich bewährt hat. 

298	 In diesem Zusammenhang wurde der Frage nachgegangen, ob es sich beim ElterngeldPlus-Prozess 
um einen exemplarischen Prozess handelte. Der Vergleich der Ergebnisse aus den Expertenberei-
chen zeigt, dass es sich eher um ein exemplarisches Verfahren handelte, was den Gesamtablauf an-
geht: Insgesamt 5  Interviewpartner stuften den Prozess als exemplarisch bzw. eher exemplarisch 
ein (gegenüber 1-mal eher nicht exemplarisch und 1-mal teils/teils). Konkreter dargestellt sind die 
Ergebnisse ein Indiz dafür, dass der prozessuale Ablauf inklusive der Instrumente Ähnlichkeiten mit 
anderen Prozessen aufweist, während sich die Art der Debatte eher untypisch gestaltete.
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Schließlich zeigte sich, dass die untersuchten Familienverbände auch die dritte Funktion – 
die Stärkung der Familien – zweifelsohne wahrnehmen: Primär erfolgt dies über Aspekte, die 
den internen Funktionen zuzuordnen sind (z. B. Bereitstellung von Beratungs- und Informa-
tionsangeboten). Ebenso helfen sie den Familien beispielsweise durch die Vermittlung fami-
lienpolitischer Entscheidungen über unterschiedliche Kanäle. Es ist davon auszugehen, dass 
diese Aspekte auch für das ElterngeldPlus-Gesetz sehr relevant waren, da dieses Gesetz, wie 
dargestellt, sehr komplexe Regelungen enthält. Um die Möglichkeiten optimal nutzen zu kön-
nen, sind Familien auf Unterstützung angewiesen, die unter anderem durch Familienverbände 
zur Verfügung gestellt wird. Hier ist an einem konkreten Beispiel der Zusammenhang zwi-
schen internen und externen Funktionen gut zu erkennen: Die Beratung und die Erklärung 
politischer Entscheidungen sind sowohl für die Familien selbst als auch für das politische und 
gesellschaftliche System von Bedeutung. 

Diese Funktionen werden auch von den Vertretern der politischen Ebene wahrgenommen 
und geschätzt: Insbesondere die Vermittlung von Informationen zur Lebenssituation von 
Familien – und damit ‚Familienverbände als Stimme/Sprachrohr der Familien‘ – ist für die 
Arbeit von politisch Verantwortlichen und deren Mitarbeitern wichtig. Sie gewinnen so neue 
Ansätze und erkennen Handlungsbedarf. Weniger grundlegend ist aus Sicht der politischen 
Ebene die Funktion der Interessenvertretung. Indirekt werden aber auch Interessen vertreten, 
wenn die Familienverbände auf Missstände in der Lebenssituation von Familien aufmerksam 
machen und bestimmte Probleme fokussieren. Explizit schreiben die Vertreter der politischen 
Ebene den Verbänden keine Funktion zu, die zu den internen zu zählen ist. Indem die Vertre-
ter der politischen Ebene die Verbände als Interpreten des Staates betrachten, kommt mittelbar 
jedoch die Funktion der Stärkung von Familien zum Ausdruck, da auch diese Erklärungen zu 
politischen Entscheidungen den Familien helfen können.

In den geschilderten Funktionen ist am Beispiel der Familienverbände auch die Leistung 
erkennbar, die Tocqueville Verbänden zuschreibt: Er stellte dar, dass einzelne Individuen al-
leine zu schwach sind, um ihre Interessen zu vertreten und „aus eigener Kraft“ kaum etwas 
bewirken können (siehe dazu genauer: Punkt 2.2.2). Dies gilt auch für Familien. Obgleich die-
se keine Individuen sind, ist die Stimme einzelner Familien zu leise, um auf ihre Probleme 
und Anliegen aufmerksam zu machen. Familienverbände hingegen vertreten eine Vielzahl 
von Familien und schaffen es so, den Familien eine wahrnehmbare Stimme zu geben. Indem 
Familienverbände nicht nur in einem konkreten Gesetzgebungsprozess, sondern dauerhaft 
die Interessen von Familien vertreten, tragen sie auch zur Gemeinwohlbildung nach Fraenkel 
bei. Auf die Rolle der Familienverbände für das Gemeinwohl wies auch ein Verbandsvertreter 
hin (Interview Expertenbereich Verbände). Die Aushandlung von Positionen und die Kom-
promissfindung, die für die Gemeinwohlbildung elementar ist, wurde auch für den Eltern-
geldPlus-Prozess deutlich: So brachten die Familienverbände Positionen ein, von denen einige 
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durch die Politik aufgegriffen wurden, während andere abgelehnt wurden. Dass die Familien-
verbände, wie beispielhaft skizziert, überhaupt in den Willensbildungsprozess bzw. in Gesetz-
gebungsprozesse eingebunden werden, ist nach Fraenkel zentraler Bestandteil eines autonom-
legitimierten, heterogen-strukturierten Staates.

Über all diese Ausführungen konnte beispielhaft für die Arbeit der Familienverbände illus-
triert werden, welcher Zusammenhang zwischen Interessen und den drei Dimensionen des 
Politischen – policy, polity und politics – besteht: Es wurde exemplarisch für den Elterngeld-
Plus-Prozess erläutert, wie innerhalb der prozessualen Aushandlung des Gesetzentwurfs zu 
ElterngeldPlus (politics) die Interessen von Familien durch die Familienverbände vertreten 
wurden. Dadurch wirkten sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten an der Entstehung bzw. Aus-
gestaltung der konkreten Inhalte (policy) des Gesetzes mit. Dies fand eingebettet in den for-
malen Rahmen (polity) statt. 

Schließlich wurde der Frage nachgegangen, welche Akteure sich im Feld der familienpoliti-
schen Interessenvertretung bzw. Lobbyarbeit neben den Familienverbänden noch identifizie-
ren lassen. Damit wurde der Blick auf das Forschungsfeld noch etwas geweitet. Die Aussagen 
der Vertreter von Bundestag und Bundesregierung zu den Akteuren, die ihnen gegenüber fa-
milienpolitische Interessen vertreten, demonstrieren: Das Spektrum der Akteure, die im Be-
reich Familienpolitik Interessen vertreten, geht weit über die Familienverbände hinaus. Dabei 
handelt sich unter anderem auch um recht ressourcenstarke Akteure, wie Arbeitgeberverbän-
de. Die Rolle des Einflusses der anderen Akteure konnte und sollte im Rahmen dieser Arbeit 
nicht geklärt werden. Diese Ergebnisse verdeutlichen aber erneut, dass es sich bei Familien-
politik um ein Querschnittsthema handelt, von dem nicht nur die Familien selbst, sondern un-
terschiedliche andere Akteure betroffen sind, die entsprechend ihre Interessen vertreten. Dies 
kann für die Familienverbände zweifelsohne eine Herausforderung darstellen, macht aber, wie 
es ein Interviewpartner beschrieb, auch „sehr viel mehr Spaß“ (Interview Expertenbereich 
Verbände). Das Querschnittsthema ist eng verknüpft mit der Art der vertretenen Interessen: 
Für die Familienverbände bestätigt sich, dass die Vertretung des Themas Familie aufgrund der 
Eigenschaften der damit verbundenen Interessen mit einigen Herausforderungen einhergeht. 

Interessant war die Feststellung eines Interviewpartners, dass die Interessenvertretung/
der Lobbyismus im familienpolitischen Bereich seiner Ansicht nach sehr stark wertegeleitet 
und weniger durch ökonomische Beweggründe geprägt ist. Dieser Punkt hängt eng mit einem 
weiteren Ergebnis zusammen, das im Zusammenhang mit den Charakteristika des Interesses 
‚Familie‘ steht: Im Vergleich von familienpolitischer Interessenvertretung/Lobbyarbeit zu der 
anderer Politikfelder wurde verschiedentlich darauf verwiesen, dass sich familienpolitische 
Interessenvertretung/Lobbyarbeit schon deshalb anders gestaltet, weil den Familienverbän-
den zumindest keine wirtschaftlichen Druckmittel/Drohmittel zur Verfügung stehen. Zur 
Frage, ob beispielsweise der demographische Wandel als ein moralisches Druckmittel der 
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Familienverbände zu betrachten ist, gibt es unter den befragten Familienverbänden unter-
schiedliche Meinungen. Hier geht es letztlich darum, inwiefern das Interesse ‚Familie‘ das 
Merkmal der ‚Konfliktfähigkeit‘ erfüllt. Dazu kann festgehalten werden: Familien können 
nicht direkt mit Leistungsentzug drohen. Folglich steht Streik als Druckmittel nicht zur Verfü-
gung. Zweifelsohne können die Familienverbände aber darauf hinweisen, dass die Förderung 
von Familien und die Schaffung von Rahmenbedingungen, die junge Paare zu einer Familien-
gründung motivieren, grundlegend sind, um sinkenden Geburtenzahlen entgegenzuwirken. 
Das wiederum ist elementar für den Erhalt einer Gesellschaft – nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund der vielfältigen Leistungen, die Familien erbringen. Diese beschriebenen Gegebenhei-
ten sind allerdings weniger als Droh- oder Druckmittel, denn als stetig klingelnde Alarmglo-
cke für Politik und Gesellschaft zu verstehen, die immer wieder daran erinnert, wie bedeutend 
Familien für die Gesellschaft sind.

Der Vergleich der empirischen Ergebnisse mit grundlegenden theoretischen Überlegungen 
illustriert zweierlei: Zum einen können durch die empirischen Ergebnisse Definitionen der 
Wissenschaft in vielen Bereichen bestätigt werden. Zum anderen bewährten sich die für diese 
Arbeit entwickelten Definitionen. 

Die Elemente der Definition zu Lobbying aus Punkt 2.1.2299 konnten in Bezug auf die Arbeit 
der Familienverbände nachgewiesen werden: Die Familienverbände verfolgen das Ziel, Ein-
fluss auf politische Vorgänge zu nehmen und ihre Interessen durchzusetzen. Folglich handelt 
es sich um bewusste bzw. beabsichtigte Einflussnahme. 

Für den ElterngeldPlus-Prozess wurde die Arbeit am Beispiel eines konkreten politischen 
Vorhabens untersucht. Der Fokus auf einen spezifischen Prozess stellt ein weiteres Element der 
Lobbying-Definition dar. Um das Ziel der Beeinflussung politischer Vorhaben und der Inter-
essendurchsetzung zu erreichen, bedienten sich die Verbände im ElterngeldPlus-Prozess eines 
breiten Repertoires an Instrumenten, die sie sowohl gegenüber politischen Entscheidungsträ-
gern (etwa Abgeordnete) als auch Vertretern der Bundesregierung einsetzten. Bezüglich des 

299	 Folgende Definition wurde unter Punkt 2.1.2 für die vorliegende Studie entwickelt: Unter Lobby-
ing versteht man die beabsichtigte Einflussnahme auf politische Vorgänge durch Kommunikation und 
Durchsetzung von Interessen, die sich auf ein konkretes politisches Vorhaben (z. B. Gesetzentwurf) 
bezieht. Dazu werden unterschiedliche Instrumente eingesetzt. Lobbying findet sowohl im informellen 
als auch formellen Rahmen statt. Lobbying wird betrieben von Personen, die selbst keine politischen 
Entscheidungsträger sind. Lobbying findet über einen relativ überschaubaren Zeitraum statt, der sich 
an der Dauer des politischen Prozesses zum jeweiligen Gegenstand orientiert und ist entsprechend ge-
prägt von den für das politische Vorhaben relevanten Rahmenbedingungen. Lobbying richtet sich an 
politische Entscheidungsträger, deren Mitarbeiter sowie an Mitarbeiter der jeweiligen Institutionen, 
die an der Gestaltung/Durchsetzung des Themas direkt beteiligt sind oder für die es aus weiteren Grün-
den (z. B. Betroffenheit der vertretenen Bürger) von Bedeutung ist. Die Öffentlichkeit ist nicht primärer 
Adressat von Lobbying, kann aber Teil einer Lobbyingstrategie sein.
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Adressaten ‚Öffentlichkeit‘ ist folgende Anmerkung zu machen: Die Öffentlichkeit wurde von 
den Familienverbänden als Adressat im ElterngeldPlus-Prozess genannt. Dies ist auch darauf 
zurückzuführen, dass die Verbände selbst nicht zwischen Interessenvertretung und Lobbying 
differenzierten. Im ElterngeldPlus-Prozess wurden Instrumente eingesetzt, die der Informa-
tion und nicht der Mobilisierung der Öffentlichkeit dienten. Daher ist die Öffentlichkeit als 
Adressat von Information, nicht aber von Lobbying im engeren Sinne zu betrachten. Wie dar-
gestellt, war der zeitliche Rahmen für die Vertretung der Interessen im ElterngeldPlus-Prozess 
recht begrenzt. Gleichwohl – und dies bildet die Schnittstelle zur Interessenvertretung – star-
tete und endete das Engagement der Verbände für ElterngeldPlus nicht mit dem Beginn und 
Abschluss des Gesetzgebungsprozesses. Die untersuchten Familienverbände vertraten und 
vertreten ihre Interessen weit über diesen Gesetzgebungsprozess hinaus. Was in der Theo-
rie gezeigt wurde, konnte durch die empirische Untersuchung der Familienverbände bestätigt 
werden: Der Adressatenkreis, das Instrumentenspektrum sowie der zeitliche Umfang ist im 
Rahmen von Interessenvertretung – also dem Engagement der Familienverbände unabhängig 
von einem konkreten Prozess – deutlich größer. Interessenvertretung ist umfassender als Lob-
byismus. Dies bestätigt die Feststellung, dass Interessenvertretung in einer Begriffshierarchie 
gewissermaßen ‚über‘ Lobbyismus steht. Außerdem hat sich die Entscheidung, die beiden Be-
griffe nicht als Synonyme zu verwenden, als sinnvoll erwiesen: Interessenvertretung und Lob-
byismus hängen zwar zweifelsohne eng zusammen und können nicht losgelöst voneinander 
betrachtet werden, die Mitwirkungsmöglichkeiten und -weisen sind jedoch nicht vollkommen 
identisch. 

Interessenvertretung und Lobbyarbeit werden unter anderem aufgrund der fehlenden 
Transparenz bestimmter Vorgänge immer wieder kritisiert. Auch in dieser Arbeit zeigte sich, 
dass nicht alle Vorgänge klar nachvollziehbar sind. Verständlich ist, dass manche Inhalte ver-
traulich sind. Weniger gilt dies in Bezug auf Anhörungslisten aus Ministerien. So werden etwa 
auch die Sachverständigen in den Anhörungen des Deutschen Bundestags öffentlich bekannt-
gegeben. Ebenso werden hierzu Protokolle veröffentlicht. Sowohl die Verbändeanhörung in 
den Ministerien als auch die Anhörungen im Deutschen Bundestag sind formalisierte Schritte 
im Gesetzgebungsprozess. Es ist an dieser Stelle weder nötig noch möglich, diese Fragen genau-
er zu diskutieren. Die Ergebnisse weisen aber auch in Bezug auf Interessenvertretung und Lob-
byismus von Familien auf diesen Mangel an Transparenz hin. Von einem Verband wird dieser 
Punkt angesprochen, da die Arbeit der Familienverbände dadurch erschwert werden kann. 
Die Veröffentlichung der Anhörungslisten der Ministerien, wäre ein Ansatz, der weder mit 
viel Aufwand einhergeht noch nachteilig für die Vertraulichkeit von Gesprächen etc. ist. Unter 
Punkt 5.4 wurde kurz auf den Punkt zur Förderung der Familienverbände durch das BMFSFJ 
eingegangen. Auch in diesem Zusammenhang stellt sich die Frage der Transparenz, da nicht 
eindeutig ist, wie genau sich die Förderung des BMFSFJ gegenüber den Familienverbänden 



398

9 Fazit und Ausblick

gestaltet. Die Entscheidung zu Regelungen zum Thema Transparenz in Bezug auf Lobbying 
und Interessenvertretung liegt bei den politischen Entscheidungsträgern. In jüngster Vergan-
genheit wurden hier mit dem Lobbyregister Maßnahmen ergriffen. Es bleibt abzuwarten, ob 
weitere Schritte folgen.

Für den Strategieaspekt bestätigten sich für die Familienverbände einige Punkte theoreti-
scher Ansätze (z. B. die zentralen Elemente einer Lobbyingstrategie oder dass ressourceninten-
sive Strategien und Instrumente für die Familienverbände weniger geeignet sind; siehe oben). 
Andere Faktoren hingegen konnten für die Familienverbände nicht klar nachgewiesen wer-
den – etwa, dass outside lobbying als „weapon of the weak“ (De Bruycker/Beyers 2019, S. 59) 
von eher ressourcenschwächeren Verbänden verstärkt eingesetzt wird. 

Darüber hinaus sind die Ergebnisse ein klarer Beweis, dass sich die Definition zu Familien-
politik, die für diese Arbeit entwickelt wurde und bei der die Perspektive der Familienverbän-
de eingenommen wurde, bewährt hat und damit auch als Grundlage für künftige Arbeiten in 
diesem Feld angewendet werden kann. Zur besseren Nachvollziehbarkeit, wird hier zunächst 
die Definition aus dem Theorieteil wiederholt (zentrale Passagen hervorgehoben) und an-
schließend begründet, weshalb die Definition geeignet ist:

Unter Familienpolitik aus Perspektive von Verbänden ist Folgendes zu verstehen: Es handelt 
sich um „Maßnahmen von Familienverbänden, die im Rahmen des Willensbildungs- und Ge-
setzgebungsprozesses das Ziel haben, die rechtlichen Rahmenbedingungen von Familien durch 
politische Akteure und Institutionen auf verschiedenen politischen Ebenen (Kommunal-, Lan-
des-, Bundes- und Europaebene) zu beeinflussen. Diese Rahmenbedingungen umfassen Aspekte 
wie die Stellung, Aufgaben, Leistungen, Funktionen, Strukturen (Verhältnis der Familienmit-
glieder untereinander) von Familien. Die Beeinflussung erfolgt planvoll und intendiert und hat 
als inhaltlichen Schwerpunkt direkt familienbezogene Themen. Sie kann in konkreten famili-
enpolitischen Entscheidungen münden (policy), wobei die Verbände selbst keine politisch und 
rechtlich verbindlichen Entscheidungen treffen können. Die konkreten Zielsetzungen der Beein-
flussung sind abhängig von der weltanschaulichen Ausrichtung der Verbände, den vertretenen 
Familienformen sowie den historisch-gesellschaftlichen und politischen Gegebenheiten.“

In Form der verschiedenen Instrumente – sowohl allgemein als auch in Bezug auf den El-
terngeldPlus-Prozess – konnten die Maßnahmen sehr gut untersucht werden. Mit diesen In-
strumenten nehmen die Familienverbände Einfluss auf verschiedene rechtliche Rahmenbe-
dingungen, wie beispielhaft den ElterngeldPlus-Prozess, und verfolgen auf diese Weise das 
Ziel, diese rechtlichen Rahmenbedingungen so zu beeinflussen, dass sie nützlich für die ver-
tretenen Familien(-formen) sind. Konkret in Bezug auf den ElterngeldPlus-Prozess ging es 
etwa darum, für die Familien flexiblere Möglichkeiten zur Kombination von Familien- und 
Erwerbsarbeit zu schaffen. Dabei treffen die Verbände selbst keine politischen Entscheidun-
gen, sondern beteiligen sich nur bewusst und gewollt daran. Dass die Beeinflussung politischer 
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Entscheidungen eine Intention von Familienverbänden ist und nicht etwa zufällig erfolgt, 
kommt bei der Beschreibung der Ziele der Familienverbände (siehe dazu genauer: Punkte 5.1 
und 5.4) zum Ausdruck. Weiterhin ist dies daran ersichtlich, dass die Familienverbände nur 
teilweise eine Strategie verfolgen. Anhand der Aussagen zu Instrumenten etc. ist aber erkenn-
bar, dass eine hohe Reflexion und ein großes Bewusstsein zu den Handlungsschritten herr-
schen, was selbstverständlich eine Grundlage für die erfolgreiche Arbeit der Verbände ist. 

Die Familienverbände möchten die rechtlichen Rahmenbedingungen beeinflussen, indem 
sie sich an verschiedene politische Akteure (Adressaten), wie Abgeordnete und Mitarbeiter 
des Bundestages oder der Ministerien wenden. Dass konkrete Zielsetzungen etwa von einer 
bestimmten vertretenen Familienform abhängig sein können, zeigte sich beispielsweise daran, 
dass der VAMV sich intensiv dafür einsetzte, dass die Regelungen im ElterngeldPlus-Entwurf 
besser auf die Interessen bzw. die Bedürfnisse der Alleinerziehenden angepasst werden. Eben-
so beinhaltet die Stellungnahme des iaf Aspekte, die für die Familienform der binationalen 
Familien von Belang sind. Hingegen gibt es kein Indiz dafür, dass die weltanschauliche/kon-
fessionelle Ausrichtung der Verbände bei den Zielen, welche die Verbände in diesem Prozess 
verfolgten, eine Rolle spielten. 

Interessenvertretung und Lobbyarbeit kann sehr stark adressatenspezifisch sein. Dies veran-
schaulichten die vorherigen Ausführungen. Daher hat sich die Vorgehensweise dieser Arbeit 
bewährt, dass auch die Perspektiven der Adressaten in diese Arbeit einbezogen wurden. Die 
Ergebnisse dazu machten deutlich, dass die Mitwirkung der Familienverbände für die Ad-
ressaten der politischen Ebene von Bedeutung ist, da sie so Einblick in die Perspektive der 
Familien erhalten. Die Familienverbände werden in diesem Sinne als Sprachrohr der Familien 
wahrgenommen. Was die genauere Mitwirkung der Familienverbände am Willensbildungs- 
und Gesetzgebungsprozess angeht, spiegelt sich in den Aussagen der Vertreter des Bundes-
tages und der Bundesregierung deren Perspektive und die Logik der Gesetzgebungsprozesse. 
Dies gilt sowohl für die Instrumente, die von den Vertretern der politischen Ebene wahrge-
nommen werden, als auch für die Phasen. So wurden im ElterngeldPlus-Prozess und allgemein 
aus nachvollziehbaren Gründen vor allem jene Instrumente von den Vertretern der politischen 
Ebene genannt, die sich auch direkt an sie richten (z. B. Stellungnahmen). Weitere Instrumen-
te, die sich durchaus auch an die politischen Adressaten richten, insgesamt aber der Ansprache 
eines größeren Adressatenkreises dienen (z. B. Newsletter/Mitgliedermagazine/Fachpapiere), 
wurden dagegen von den politischen Adressaten nicht angeführt. 

Die übergeordnete Forschungsfrage dieser Arbeit  – ‚Wie gestalten sich Interessenvertre-
tung und Lobbyismus für Familien im politischen System der Bundesrepublik Deutschland?‘ – 
kann, prägnant zusammengefasst, folgendermaßen beantwortet werden: Interessenvertretung 
und Lobbyismus für Familien werden in Deutschland durch verschiedene Familienverbän-
de gestaltet, die sich sowohl für einzelne Familienformen als auch für die Gesamtheit der 
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Familienformen einsetzen. Dabei bedienen sie sich eines breiten Spektrums an Instrumenten, 
das Mittel der direkten und indirekten Kommunikation, formelle und informelle Instrumente 
etc. umfasst. Damit treten die Verbände gegenüber unterschiedlichen Adressaten aus Politik, 
Gesellschaft und ihrer Mitgliederschaft in den Austausch. Die Interessen der Familien werden 
sowohl im Rahmen konkreter Gesetzgebungsprozesse als auch darüber hinaus im Rahmen des 
Willensbildungsprozesses vertreten. Vor dem Hintergrund der eher knappen Ressourcen, die 
den Familienverbänden zur Verfügung stehen, ist es bemerkenswert, wie groß und vielfältig 
sowohl Adressaten- als auch Instrumentenspektrum sind. Aus diesem Grund können die vor-
gestellten Familienverbände zweifelsohne als Lobby für Familien betrachtet werden. Folglich 
ist auch die Frage, ob Familien in Deutschland eine Lobby haben, mit ‚ja‘ zu beantworten. 

Diese kurze Antwort bündelt die zahlreichen vorgestellten Ergebnisse dieser Arbeit, über die 
umfängliche und differenzierte Antworten auf die grundlegende Forschungsfrage sowie die 
einzelnen Teilfragen gegeben werden konnten. Diese umfassende Generierung von Ergebnis-
sen war möglich, weil es gelungen ist, mit acht von neun der untersuchten Verbände Interviews 
zu führen. Für den neunten Verband konnten darüber hinaus über Recherchen Ergebnisse 
präsentiert werden. Daher können die Ergebnisse als sehr umfänglich bezeichnet werden. Die 
damit verbundene tiefgehende und detaillierte Datenerhebung und -auswertung brachte einen 
umfangreichen Einblick in die Arbeit der Familienverbände in Deutschland. Auf diese Weise 
konnte entscheidend zur Schließung der Forschungslücke zu Familienverbänden sowie von 
Interessenvertretung und Lobbyismus für Familien beigetragen werden. 

9.2 Ausblick

Die vorliegenden Forschungsergebnisse können die Grundlage für vielfältige weitere Unter-
suchungsansätze bilden. Die Arbeit der Familienverbände in weiteren Forschungsprojekten zu 
untersuchen, ist aus verschiedenen Gründen ein ebenso wichtiger wie erfolgsversprechender 
Ansatz. 

Von Winter bezeichnet die fehlenden Kenntnisse unter anderem zu „Repertoires von Takti-
ken und Strategien“ (von Winter 2004, S. 769) unterschiedlicher Arten von Interessengruppen 
als eine der Lücken der Lobbyismusforschung. Der vorliegenden Dissertation ist es gelungen, 
in diesem Kontext einen Beitrag zur Schließung der Forschungslücke zu leisten, da für die 
Familienverbände gezeigt werden konnte, mit welchen Taktiken – in Form von Instrumen-
ten – gearbeitet wird und für welche Strategieformen sich diese eignen. Gleichwohl sind hier 
weitere Untersuchungen notwendig, um den Wissensstand weiter zu vergrößern, was unter 
anderem damit zusammenhängt, dass der Aspekt der Strategie nur einen Teilaspekt der vor-
liegenden Studie darstellt. Darüber hinaus könnten in weiteren Forschungen unterschiedliche 
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Detailfragen geklärt werden, wie der Einsatz der Lobbyinstrumente im Vergleich zu anderen 
Verbänden (u. a. aus dem wirtschaftlichen Bereich). In diesem Kontext wäre insbesondere eine 
vergleichende Betrachtung zur Nutzung ressourcenintensiverer Instrumente und weniger res-
sourcenbindender Instrumente bzw. ein direkter Vergleich zwischen inside und outside lob-
bying von Relevanz. 

Neben den Familienverbänden vertreten, wie dargestellt, viele weitere Akteure im Bereich 
Familienpolitik ihre Interessen, deren Tätigkeitsfeld nicht primär die Familienpolitik ist. Auch 
eine genauere Untersuchung dieser Akteure und ihrer Arbeit im Kontext von Familienpolitik 
bietet interessante Forschungsansätze: Einerseits um die Mitwirkung dieser Verbände bei fa-
milienpolitischen Gesetzgebungsprozessen per se zu untersuchen. Andererseits ist dabei wie-
der ein vergleichender Ansatz zur Arbeit der Familienverbände sinnvoll. 

Aufschlussreich war der Hinweis eines Interviewpartners, dass es im Bereich Familie eini-
ge – zum Teil sehr ressourcenstarke – Akteure gibt, die sich intensiv für die Förderung von 
Familien einsetzen – beispielsweise die Bertelsmann-Stiftung. Inwiefern bei dieser Tätigkeit 
von Lobbyarbeit für Familien gesprochen werden kann, ist eine mögliche Fragestellung in die-
sem Kontext. Zu Stiftungen wie der Bertelsmann-Stiftung als Akteure im Umfeld der Poli-
tik, gibt es bereits Ansätze. So stellen etwa Bergmann und Strachwitz die Frage „Lobbyisten, 
Marketing-Instrumente, Themenanwälte, Think Tanks, unparteiische Berater oder Wächter?“ 
(Bergmann/Strachwitz 2015, S. 173) und beleuchten so die Rolle von Stiftungen im politischen 
Umfeld. Darauf aufbauend könnte etwas spezifischer die Rolle eines solchen Akteurs in einem 
konkreten Themenfeld – wie der Familienpolitik – analysiert werden. 

Die Ergebnisse der Arbeit haben deutlich gemacht, dass die Kooperation der Familienver-
bände mit anderen Verbänden bzw. ihre Mitgliedschaft in Zusammenschlüssen, wie der AGF, 
durchaus von Bedeutung ist. Daher wäre es erkenntnisreich, eine Studie zur Arbeit der Zu-
sammenschlüsse durchzuführen. So könnte der Frage nachgegangen werden, ob die gemein-
same Vertretung von Interessen durch die AGF in einem Gesetzgebungsprozess gegenüber 
der Lobbyarbeit durch einzelne Familienverbände Unterschiede – auch hinsichtlich der Wirk-
samkeit – aufweist. Etwas weiterführend könnten folgende Fragen betrachtet werden: Kann 
die AGF  – ggf. unter der Voraussetzung, dass sich ihr weitere Verbände anschließen  – die 
Rolle als „Vertretungsmonopol für Familien“ (Gerlach 2005, S. 76), an dem es nach Gerlach 
bislang noch mangelt, übernehmen? Oder stellt die Heterogenität, durch die sich die familien-
politische Verbändelandschaft auszeichnet, hier ein Problem dar? Allerdings ist mit derartigen 
Fragestellungen die Problematik der Einflussmessung von Interessenvertretung und Lobbying 
verbunden.

Wie bei der Beschreibung der Eigenschaften von Interesse dargestellt, lassen sich spezifische 
Interessen unter Umständen einfacher vertreten als sehr allgemeine Interessen. Daher wäre es 
ein Untersuchungsansatz zu klären, ob es Unterschiede zwischen Familienverbänden gibt, die 
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alle Familienformen vertreten und solchen, die sich für einzelne Familienformen einsetzen, ob 
sich letztere also bei der Vertretung der Interessen leichter tun. 

Über diese Forschungsansätze hinaus, die sich recht konkret aus den Ergebnissen dieser 
Dissertation ableiten lassen, bestehen im Kontext von Familienverbänden Forschungslücken 
zur Tätigkeit der Familienverbände auf der Ebene der Europäischen Union und auf der lokalen 
Ebene. Durch die vorliegende Studie wurde Familienpolitik auf der Bundesebene untersucht. 
Es zeigte sich jedoch bei der Skizzierung der Strukturen der Familienverbände auch, dass die 
Arbeit der Familienverbände sowohl auf unteren Ebenen (Länder- oder der Kommunalebene) 
bzw. auf höheren Ebenen (Europäische Union), stattfinden kann. Für die lokale Ebene gibt 
es bereits erste Ansätze. Konkretere Untersuchungen – gegebenenfalls auch im Zusammen-
hang mit dem Thema Familienbildung – sind dennoch lohnenswert. Auf diese Weise kann die 
Rolle der Familienverbände als Selbsthilfeorganisationen bzw. als Beratungsstellen genauer 
erforscht werden. In diesem Kontext verspricht außerdem eine andere Perspektive interes-
sante Erkenntnisse: Die Befragung von Eltern zum Thema Familienverbände. Wie bekannt 
sind Familienverbände unter den Familien selbst? Welche Tätigkeiten nehmen die Familien 
wahr? Welche Angebote nutzen die Familien bzw. engagieren sie sich möglicherweise selbst? 
Diese Fragenstellungen würden den Fokus auf die Wahrnehmung der Personengruppe legen, 
die durch die Familienverbände vertreten wird. Aus Ergebnissen einer solchen Studie ließen 
sich möglicherweise auch Ergebnisse ableiten, die für die Weiterentwicklung der Arbeit von 
Familienverbänden hilfreich sind. Eine Untersuchung der Arbeit der Familienverbände auf 
europäischer Ebene bietet sich vor allem im Rahmen der Zusammenschlüsse der Verbände auf 
dieser Ebene an. 

An diesen Ausführungen und den präsentierten Ergebnissen zeigt sich, dass die Forschung 
zu Familienverbänden nicht ausschließlich eine hohe Relevanz für die Wissenschaft hat. 
Sie bietet ebenso Implikationen für die Praxis. So könnte etwa – auch durch die Familien-
verbände – eruiert werden, inwiefern durch eine noch stärkere Zusammenarbeit der Fami-
lienverbände, insbesondere bei ressourcenintensiven Instrumenten, die Wahrnehmung der 
Familienverbände weiter verstärkt werden kann. Dies kann sich letztlich positiv auf die In-
teressenvertretung und die Lobbyarbeit auswirken. Denkbar ist hier das bereits angesproche-
ne Format der Parteitage und Messen. Ebenso kann aber über gemeinsame Veranstaltungen, 
wie ein Sommerfest, nachgedacht werden, bei dem die Mitglieder der Verbände, v.  a. auch 
Familien sowie verschiedene Adressatenkreise der Familienverbände, aufeinandertreffen und 
in Austausch treten. Weitere Ansätze für praktische Implikationen lassen sich aus den Ergeb-
nissen zu Elementen von hilfreicher/erfolgreicher Interessenvertretung und Lobbyarbeit aus 
Sicht der Vertreter der politischen Ebene ableiten. So kann der Wunsch, dass Abgeordnete 
und Mitarbeiter des Bundestages von den Verbänden frühzeitig über Verbandspositionen und 
Informationen zu Prozessabläufen versorgt werden, ein wertvoller Hinweis für die Gestaltung 
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der Verbandsarbeit sein.300 Vor allem für die Meinungsbildung der Oppositionsfraktionen, die 
ggf. schwerer Informationen aus den Ministerien bekommen, ist dies von Bedeutung. Von 
Relevanz für die Verbände ist auch eine weitere Bemerkung eines Interviewpartners. Er be-
trachtet es als sehr entscheidend für erfolgreiche Lobbyarbeit, dass die Arbeitsebene (hier des 
Bundestages) stark einbezogen wird, da dort viele Positionen erarbeitet werden und auf diese 
Weise ein sehr offener Austausch möglich ist. Seitens einiger Familienverbände wurde dazu 
festgestellt, dass diese Adressatengruppe in der Tat noch stärker bedient werden könnte. Folg-
lich herrscht Bewusstsein, dass hier eine Optimierung – sofern es die Rahmenbedingungen 
zulassen – gewinnbringend sein kann. Als sehr wertvoll wird es von einem Vertreter des Bun-
destages bewertet, wenn die Familienverbände Veranstaltungen organisieren, zu denen partei-
übergreifend sowohl Abgeordnete als auch Mitarbeiter der Arbeitsebene eingeladen werden. 
Diese Formate scheint es bereits zu geben. Dennoch kann dieser Hinweis für die Verbände 
bei ihrer Reflexion über Veranstaltungsformate relevant sein. Auch bzgl. der anderen Anmer-
kungen kann Bewusstsein seitens der Verbände festgestellt werden. Daher können die Anre-
gungen der Adressaten die Familienverbände darin bestärken, eingeschlagene Wege weiter zu 
gehen bzw. weitere Optimierungen vorzunehmen. 

Die vorliegende Untersuchung hat auf umfängliche Weise deutlich gemacht, dass Familien 
eine Lobby haben und so die Ausgangsfrage dieser Arbeit klar beantwortet: 

Die Familienverbände vertreten Familien – in ihren unterschiedlichen Formen – mit einem 
breiten Spektrum an Instrumenten und gegenüber verschiedensten Adressaten. Sie beteiligen 
sich so intensiv am politischen Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozess zu Familienthe-
men. Dass sie dabei im Vergleich zu anderen ressourcenstärkeren Verbänden weniger wahrge-
nommen werden bzw. weniger Kapazitäten haben, werten die Familienverbände dabei durch-
aus als Nachteil. Trotz dieser Herausforderung tragen die Familienverbände mit ihrer Arbeit 
entscheidend dazu bei, dass die Interessen der Familien gegenüber der Politik, Gesellschaft 
und Öffentlichkeit vertreten werden. Diese Dissertation hat einen grundlegenden Beitrag dazu 
geleistet, die Familienverbände und ihre Arbeit – aus verschiedenen Perspektiven – genauer zu 
beleuchten und damit den Fokus auf ein Feld des Lobbyismus gelegt, dem bislang weniger Auf-
merksamkeit geschenkt wurde, das aber wegen der quantitativen und emotionalen Bedeutung 
von Familie ausgesprochen wichtig ist. Zweifelsohne sind die Familienverbände daher als ‚An-
wälte für Familien‘ (Possinger 2015) zu werten. Mit ihrer Arbeit sorgen die Familienverbände 
letztlich dafür, Familien und ihre Positionen gegenüber der Politik zu stärken und damit auch 
dafür, dass Familien, wie am Beginn dieser Arbeit gezeigt wurde, das bleiben, was sie nach 
Weizsäcker so häufig sind: die „wichtigste Quelle unserer Kraft“ (Weizsäcker 1986).

300	 Siehe dazu genauer: Punkt 8.2.8. 
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Anhang 1:	 Interviewleitfaden Expertenbereich Verbände

Begrüßung
–	 Dank für die Möglichkeit zum Interview.
–	 Erläuterungen zum Gegenstand des Interviews: Mitwirkung der Familienverbände all-

gemein und am ElterngeldPlus-Prozess.
–	 Erläuterungen zum Ziel des Interviews: Herausfinden, wie sich die Mitwirkung der Fa-

milienverbände am Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozess gestaltet – in Bezug auf 
ElterngeldPlus und losgelöst davon.

–	 Hinweis auf Aufzeichnung des Gesprächs auf Tonband und Frage nach Einverständnis 
dazu.

–	 Hinweis zu Anonymitätsfragen.

Einstieg: Funktionen und Ziele familienpolitischer Interessenvertretung und Lobbyarbeit301

–	 Was bedeutet familienpolitische Interessenvertretung und Lobbying aus Ihrer Perspektive?
–	 Welche Ziele verfolgen Sie damit?
–	 Welche Funktionen erfüllen Familienverbände aus Ihrer Sicht für die Familienpolitik, für 

den familienpolitischen Willensbildungsprozess und für das politische System der Bun-
desrepublik Deutschland?

Mitwirkung der Familienverbände am Gesetzgebungsprozess ElterngeldPlus302

–	 Wie gestaltete sich die Mitwirkung Ihres Verbandes konkret am Gesetzgebungsprozess 
ElterngeldPlus?

o	 Welche Ziele verfolgte Ihr Verband mit der Mitwirkung?
o	 Wer waren die Adressaten?
o	 Wie (z. B. Stellungnahmen, Bitte um persönliche Gespräche, Informationsma-

terialien) haben Sie als Verband Ihre Interessen gegenüber der Politik vertreten? 
Welche informellen Instrumente setzten Sie ein?

o	 Sind Ihnen die Donnerstagsgespräche ein Begriff? Nahmen Sie an den Donners-
tagsgesprächen teil?

o	 Zu welchem Zeitpunkt des Gesetzgebungsprozesses traten Sie an die politische 
Ebene heran? 

o	 Von wem ging die Initiative für den Austausch aus? 

301	 Zu jedem Fragenblock wurde den Interviewpartner eine kurze Erklärung gegeben, um was es bei den 
folgenden Fragen grob geht.

302	 Falls Aussagen der Interviewpartner zu ElterngeldPlus möglich.
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–	 Folgte die Vorgehensweise Ihres Verbandes in Bezug auf ElterngeldPlus einer Strategie? 
Wie gestaltete sich diese?

Bewertung der Mitwirkung am ElterngeldPlus-Prozess
–	 Welche Instrumente des Lobbying waren Ihrer Meinung nach am wirkungsvollsten – in 

Bezug auf den Gesetzgebungsprozess ElterngeldPlus? 
o	 Gibt es hier Unterschiede in Bezug auf verschiedene Phasen und Akteure des Gesetz-

gebungsprozesses? Wann setzten Sie also welche Instrumente gegenüber wem ein? 
o	 Welchen Stellenwert hatten informelle Instrumente im Vergleich zu formellen 

Instrumenten in diesem Prozess?
–	 Welche Adressaten waren für Ihre Arbeit im ElterngeldPlus-Prozess am wichtigsten?
–	 Welche Zeitpunkte im ElterngeldPlus-Prozess bewerten Sie als besonders wichtig für Ihre 

Arbeit?/Zu welchen Zeitpunkten konnten Sie am besten mitwirken?
–	 Wie bewerten Sie als Verband Ihre Chancen zur Einflussnahme/die Wirkung Ihrer Ein-

flussnahme konkret in Bezug auf ElterngeldPlus?

Bewertung des Austauschs mit den Adressaten im ElterngeldPlus-Prozess
–	 Wie bewerten Sie die Debatte zum Gesetzentwurf ElterngeldPlus? 

o	 Wie erlebten Sie die Zusammenarbeit mit den Adressaten (z. B. eher kooperativ 
oder eher konfrontativ)? 

o	 Welche Ursachen hatte die Form der Zusammenarbeit/Art der Debatte?
o	 Welche Folgen hatte die Form der Zusammenarbeit/Art der Debatte? 

–	 Handelte es sich bei ElterngeldPlus aus Ihrer Sicht um einen exemplarischen Prozess oder 
um einen eher nicht exemplarischen Prozess? Welche Gründe sehen Sie dafür?

Mitwirkung der Familienverbände am Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozess 
allgemein
–	 Wie gestaltet sich der Austausch mit der politischen Ebene allgemein?

o	 An wen wenden Sie sich? Wer sind Ihre Adressaten?
–	 Welche Instrumente setzen Sie – losgelöst von einem konkreten Prozess – ein?

o	 Unter welchen Bedingungen machen Sie vom Instrument der Kampagne Ge-
brauch? Wann setzen Sie dieses Instrument ein? Wie beurteilen Sie dieses 
Instrument? 

–	 Wann/zu welchen Zeitpunkten (im Willensbildungs- bzw. Gesetzgebungsprozess) tau-
schen Sie sich in der Regel mit politischen Adressaten aus? Wie regelmäßig gestaltet sich 
der Austausch? 

–	 Von wem geht in der Regel die Initiative für einen Austausch aus? 



454

Anhang

Bewertung der Mitwirkung der Familienverbände am Willensbildungs- und Gesetzge-
bungsprozess allgemein
–	 Welche Instrumente der Interessenvertretung und des Lobbying sind Ihrer Meinung nach 

allgemein am wirkungsvollsten? 
o	 Gibt es hier Unterschiede in Bezug auf verschiedene Phasen und Akteure des Gesetz-

gebungsprozesses? Wann setzten Sie also welche Instrumente gegenüber wem ein? 
o	 Welchen Stellenwert haben Ihrer Meinung nach informelle Aspekte des Lobby-

ings, wie persönliche Gespräche, im Vergleich zu formellen Schritten? Wie ge-
staltet sich das Verhältnis informeller und formeller Instrumente?

–	 Welche Zeitpunkte in Gesetzgebungsprozessen bzw. im Willensbildungsprozess bewerten 
Sie insgesamt als besonders wichtig für Ihre Arbeit? Zu welchen Zeitpunkten können Sie 
am besten mitwirken?

–	 Wie bewerten Sie allgemein Ihre Chancen zur Einflussnahme/zur Mitwirkung gegenüber 
der Politik?

Elemente einer Lobbyingstrategie/Elemente erfolgreiches Lobbying
–	 Was sind Ihrer Meinung nach Elemente einer Lobbying-Strategie? (Ziel-Strukturen, Um-

welt- und Akteursanalysen, Priorisierung bestimmter Maßnahmen, Evaluationen der 
Vorgehensweise)

–	 Arbeiten Sie mit Strategien?
–	 Wie gestaltet sich Ihrer Meinung nach erfolgreiche Interessenvertretung/Lobbyarbeit?

Vergleich mit Interessenvertretung/Lobbyismus anderer Politikfelder
–	 Wie würden Sie Interessenvertretung/Lobbyarbeit von Familienverbänden im Vergleich 

zu der in anderen Politikfeldern beschreiben?

Herausforderungen familienpolitischer Interessenvertretung/Lobbyarbeit
–	 Welche Schwierigkeiten begegnen Ihnen in Ihrer Arbeit? Welche Herausforderungen se-

hen Sie für familienpolitische Interessenvertretung und Lobbyarbeit?

Möglichkeit für weitere Anmerkungen
–	 Möglichkeit für die Interviewpartner, auf weitere Punkte einzugehen, die ihnen wichtig 

scheinen.

Schluss
–	 Dank für die Möglichkeit zum Gespräch.
–	 Hinweis, dass Tonband wieder ausgeschaltet wird. 
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Anhang 2: 	 Interviewleitfaden Expertenbereich Bundestag 
(Abgeordnete)

Begrüßung 
–	 Dank für die Möglichkeit zum Interview.
–	 Erläuterungen zum Gegenstand des Interviews: Mitwirkung der Familienverbände all-

gemein und am ElterngeldPlus-Prozess.
–	 Erläuterungen zum Ziel des Interviews: Herausfinden, wie die Interviewpartner die Mit-

wirkung der Familienverbände am Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozess erle-
ben – in Bezug auf ElterngeldPlus und losgelöst davon.

–	 Hinweis auf Aufzeichnung des Gesprächs auf Tonband und Frage nach Einverständnis dazu.
–	 Hinweis zu Anonymitätsfragen.

Akteure im ElterngeldPlus-Prozess303

–	 Welche Familienverbände genau richteten sich an Sie? 
–	 Traten außer den Familienverbänden auch weitere Akteure an Sie heran?

Austausch mit den Familienverbänden im ElterngeldPlus-Prozess304

–	 Wie gestaltete sich der Austausch mit den Familienverbänden beim ElterngeldPlus-Prozess?
–	 Auf welche Weise/mit welchen Instrumenten wandten sich die Familienverbände an Sie? 
–	 Wann erfolgte der Austausch?
–	 (Nahmen Sie an den Donnerstagsgesprächen teil?)305 
–	 Von wem ging die Initiative für den Austausch aus?
–	 Inwiefern wurde Ihrer Meinung nach durch die Verbände eine Strategie verfolgt?

Bewertung der Interaktion im ElterngeldPlus-Prozess
–	 Welche Instrumente des Lobbying und der Interessenvertretung (Stellungnahmen, Bitte 

um persönliche Gespräche etc.) waren für Sie am hilfreichsten für Ihre Arbeit – in Bezug 
auf den konkreten Prozess ElterngeldPlus?

o	 Welchen Stellenwert hatten Ihrer Meinung nach informelle Aspekte des Lobby-
ing, wie persönliche Gespräche, im Vergleich zu formellen Schritten wie Stel-
lungnahmen oder Anhörungen?

303	 Zu jedem Fragenblock wurde den Interviewpartner eine kurze Erklärung gegeben, um was es bei den 
folgenden Fragen grob geht.

304	 Falls Aussagen zu ElterngeldPlus möglich. 
305	 Frage wurde nach dem ersten Interview ergänzt.
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–	 Wann (zu welchen Zeitpunkten im Gesetzgebungsprozess) war für Sie die Mitwirkung 
der Verbände am hilfreichsten/am wichtigsten?

–	 Wie bewerten Sie die Debatte zum Gesetzentwurf ElterngeldPlus? 
o	 Wie erlebten Sie die Zusammenarbeit mit den Verbänden (eher kooperativ oder 

eher konfrontativ)? 
o	 Welche Ursachen hatte die Form der Zusammenarbeit/Art der Debatte?
o	 Welche Folgen hatte die Form der Zusammenarbeit/Art der Debatte? 
o	 Handelte es sich bei ElterngeldPlus aus Ihrer Sicht um einen exemplarischen 

Prozess oder um einen eher nicht exemplarischen Prozess? Welche Gründe se-
hen Sie dafür?

Funktionen ElterngeldPlus-Prozess
–	 Welche Funktionen/welche Rolle hatten die Familienverbände Ihrer Meinung nach im 

ElterngeldPlus-Prozess?

Formen des Austauschs mit Familienverbänden allgemein
–	 Mit welchen Familienverbänden tauschen Sie sich allgemein aus? 
–	 Wie oft und wie regelmäßig stehen Sie im Austausch mit Familienverbänden?
–	 Beschreiben Sie bitte, in welchen Phasen des Gesetzgebungsprozesses der Austausch mit 

den Familienverbänden in der Regel stattfindet.
–	 Mit welchen Instrumenten treten die Familienverbände in der Regel an Sie heran?
–	 Von wem geht in der Regel die Initiative für den Austausch aus?
–	 Mit welchen Akteuren stehen Sie neben den Familienverbänden noch im Austausch zu 

familienpolitischen Fragen?

Bewertung des Austauschs mit den Familienverbänden allgemein
–	 Welche Instrumente des Lobbying und der Interessenvertretung (Stellungnahmen, 

Bitte um persönliche Gespräche etc.) sind allgemein für Sie am hilfreichsten für Ihre 
Arbeit?

–	 Welchen Stellenwert haben Ihrer Meinung nach informelle Aspekte des Lobbyings, wie 
persönliche Gespräche, im Vergleich zu formellen Schritten wie Stellungnahmen oder 
Anhörungen?

–	 Wann/zu welchen Zeitpunkten ist für Sie die Mitwirkung der Verbände am hilfreichsten/
am wichtigsten?

–	 Wie bewerten Sie den Austausch mit den Familienverbänden allgemein?
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Funktionen der Familienverbände allgemein
–	 Wie würden Sie die Funktionen/ die Rolle der Familienverbände für das politische System 

allgemein beschreiben? 

Wünsche/Erwartungen an die Zusammenarbeit mit den Familienverbänden
–	 Inwiefern hilft Ihnen die Zusammenarbeit mit den Familienverbänden bei Ihrer Arbeit?
–	 Was ist Ihnen wichtig, damit Sie gerne mit familienpolitischen Lobbyisten/Interessenver-

tretern zusammenarbeiten? Wie gestaltet sich für Sie Lobbying/Interessenvertretung, die 
Ihnen Vorteile für Ihre Arbeit bringt?

Vergleich mit Interessenvertretung/Lobbyismus anderer Politikfelder
–	 Wie würden Sie Interessenvertretung/Lobbyarbeit von Familienverbänden im Vergleich 

zu der in anderen Politikfeldern beschreiben?

Möglichkeit für weitere Anmerkungen
–	 Möglichkeit für die Interviewpartner, auf weitere Punkte einzugehen, die ihnen wichtig 

scheinen.

Schluss
–	 Dank für die Möglichkeit zum Gespräch.
–	 Hinweis, dass Tonband wieder ausgeschaltet wird. 
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Anhang 3: 	 Interviewleitfaden Expertenbereich Bundestag 
(Arbeitsebene)

Begrüßung 
–	 Dank für die Möglichkeit zum Interview.
–	 Erläuterungen zum Gegenstand des Interviews: Mitwirkung der Familienverbände all-

gemein und am ElterngeldPlus-Prozess.
–	 Erläuterungen zum Ziel des Interviews: Herausfinden, wie die Interviewpartner die Mit-

wirkung der Familienverbände am Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozess erle-
ben – in Bezug auf ElterngeldPlus und losgelöst davon.

–	 Hinweis auf Aufzeichnung des Gesprächs auf Tonband und Frage nach Einverständnis 
dazu.

–	 Hinweis zu Anonymitätsfragen.

Akteure im ElterngeldPlus-Prozess306

–	 Welche Familienverbände genau richteten sich an Sie? 
–	 Traten außer den Familienverbänden auch weitere Akteure an Sie heran?

Austausch mit den Familienverbänden im ElterngeldPlus-Prozess 307

–	 Wie gestaltete sich der Austausch mit den Familienverbänden beim ElterngeldPlus-Prozess?
–	 Auf welche Weise/mit welchen Instrumenten wandten sich die Familienverbände an Sie? 
–	 Wann erfolgte der Austausch?
–	 Nahmen Sie an den Donnerstagsgesprächen teil? 
–	 Von wem ging die Initiative für den Austausch aus?
–	 Inwiefern wurde Ihrer Meinung nach durch die Verbände eine Strategie verfolgt?

Bewertung der Interaktion im ElterngeldPlus-Prozess
–	 Welche Instrumente des Lobbying und der Interessenvertretung (Stellungnahmen, Bitte 

um persönliche Gespräche etc.) waren für Sie am hilfreichsten für Ihre Arbeit – in Bezug 
auf den konkreten Prozess ElterngeldPlus?

o	 Welchen Stellenwert hatten Ihrer Meinung nach informelle Aspekte des Lobby-
ing, wie persönliche Gespräche, im Vergleich zu formellen Schritten wie Stel-
lungnahmen oder Anhörungen?

306	 Zu jedem Fragenblock wurde den Interviewpartner eine kurze Erklärung gegeben, um was es bei den 
folgenden Fragen grob geht. 

307	 Falls Aussagen zu ElterngeldPlus möglich. 
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–	 Wann (zu welchen Zeitpunkten im Gesetzgebungsprozess) war für Sie die Mitwirkung 
der Verbände am hilfreichsten/am wichtigsten?

–	 Wie bewerten Sie die Debatte zum Gesetzentwurf ElterngeldPlus? 
o	 Wie erlebten Sie die Zusammenarbeit mit den Verbänden (eher kooperativ oder 

eher konfrontativ)? 
o	 Welche Ursachen hatte die Form der Zusammenarbeit/Art der Debatte?
o	 Welche Folgen hatte die Form der Zusammenarbeit/Art der Debatte? 
o	 Handelte es sich bei ElterngeldPlus aus Ihrer Sicht um einen exemplarischen 

Prozess oder um einen eher nicht exemplarischen Prozess? Welche Gründe se-
hen Sie dafür?

Funktionen ElterngeldPlus-Prozess
–	 Welche Funktionen/welche Rolle hatten die Familienverbände Ihrer Meinung nach im 

ElterngeldPlus-Prozess?

Formen des Austauschs mit Familienverbänden allgemein
–	 Mit welchen Familienverbänden tauschen Sie sich allgemein aus? 
–	 Wie oft und wie regelmäßig stehen Sie im Austausch mit Familienverbänden?
–	 Beschreiben Sie bitte, in welchen Phasen des Gesetzgebungsprozesses der Austausch mit 

den Familienverbänden in der Regel stattfindet.
–	 Mit welchen Instrumenten treten die Familienverbände in der Regel an Sie heran?
–	 Von wem geht in der Regel die Initiative für den Austausch aus?
–	 Mit welchen Akteuren stehen Sie neben den Familienverbänden noch im Austausch zu 

familienpolitischen Fragen?

Bewertung des Austauschs mit den Familienverbänden allgemein
–	 Welche Instrumente des Lobbying und der Interessenvertretung (Stellungnahmen, Bitte 

um persönliche Gespräche etc.) sind allgemein für Sie am hilfreichsten für Ihre Arbeit?
o	 Welchen Stellenwert haben Ihrer Meinung nach informelle Aspekte des Lobby-

ings, wie persönliche Gespräche, im Vergleich zu formellen Schritten?
–	 Wann/zu welchen Zeitpunkten ist für Sie die Mitwirkung der Verbände am hilfreichsten/

am wichtigsten?
–	 Wie bewerten Sie den Austausch mit den Familienverbänden allgemein?

Funktionen der Familienverbände allgemein
–	 Wie würden Sie die Funktionen/die Rolle der Familienverbände für das politische System 

allgemein beschreiben? 
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Wünsche/Erwartungen an die Zusammenarbeit mit den Familienverbänden
–	 Inwiefern hilft Ihnen die Zusammenarbeit mit den Familienverbänden bei Ihrer Arbeit?
–	 Was ist Ihnen wichtig, damit Sie gerne mit familienpolitischen Lobbyisten/Interessenver-

tretern zusammenarbeiten? Wie gestaltet sich für Sie Lobbying/Interessenvertretung, die 
Ihnen Vorteile für Ihre Arbeit bringt?

Vergleich mit Interessenvertretung/Lobbyismus anderer Politikfelder
–	 Wie würden Sie Interessenvertretung/Lobbyarbeit von Familienverbänden im Vergleich 

zu der in anderen Politikfeldern beschreiben?

Möglichkeit für weitere Anmerkungen
–	 Möglichkeit für die Interviewpartner, auf weitere Punkte einzugehen, die ihnen wichtig 

scheinen.

Schluss
–	 Dank für die Möglichkeit zum Gespräch.
–	 Hinweis, dass Tonband wieder ausgeschaltet wird. 
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Anhang 4:	 Interviewleitfaden Expertenbereich Bundesregierung

Begrüßung
–	 Dank für die Möglichkeit zum Interview.
–	 Erläuterungen zum Gegenstand des Interviews: Mitwirkung der Familienverbände all-

gemein und am ElterngeldPlus-Prozess.
–	 Erläuterungen zum Ziel des Interviews: Herausfinden, wie die Interviewpartner die Mit-

wirkung der Familienverbände am Willensbildungs- und Gesetzgebungsprozess erle-
ben – in Bezug auf ElterngeldPlus und losgelöst davon.

–	 Hinweis auf Aufzeichnung des Gesprächs auf Tonband und Frage nach Einverständnis 
dazu.

–	 Hinweis zu Anonymitätsfragen.

Akteure im ElterngeldPlus-Prozess308

–	 Welche Familienverbände genau richteten sich im ElterngeldPlus-Prozess an das Ministe-
rium/an Sie? Wer war der primäre Ansprechpartner der Verbände im Ministerium?

–	 Traten außer den Familienverbänden auch weitere Akteure an Sie heran?

Austausch mit den Familienverbänden im ElterngeldPlus-Prozess
–	 Wie gestaltete sich der Austausch der Familienverbände mit dem Ministerium beim 

ElterngeldPlus-Prozess?
–	 Auf welche Weise/mit welchen Instrumenten wandten sich die Familienverbände an das 

Ministerium?
–	 Wann erfolgte der Austausch?
–	 Von wem ging die Initiative für den Austausch aus?
–	 Inwiefern wurde Ihrer Meinung nach durch die Verbände eine Strategie verfolgt?

Bewertung der Interaktion im ElterngeldPlus-Prozess
–	 Welche Instrumente des Lobbying und der Interessenvertretung (Stellungnahmen, Bitte 

um persönliche Gespräche etc.) waren für Sie als Mitarbeiter der Exekutive am hilfreichs-
ten für Ihre Arbeit – in Bezug auf den konkreten Prozess ElterngeldPlus?

o	 Welchen Stellenwert hatten Ihrer Meinung nach informelle Aspekte des Lobby-
ings, wie persönliche Gespräche, im Vergleich zu formellen Schritten?

308	 Zu jedem Fragenblock wurde den Interviewpartner eine kurze Erklärung gegeben, um was es bei den 
folgenden Fragen grob geht.
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–	 Wann (zu welchen Zeitpunkten im Gesetzgebungsprozess) war für Sie die Mitwirkung 
der Verbände am hilfreichsten/am wichtigsten?

–	 Wie bewerten Sie die Debatte zum Gesetzentwurf ElterngeldPlus? 
o	 Wie erlebten Sie die Zusammenarbeit mit den Verbänden (eher kooperativ oder 

eher konfrontativ)? 
o	 Welche Ursachen hatte die Form der Zusammenarbeit/Art der Debatte?
o	 Welche Folgen hatte die Form der Zusammenarbeit/Art der Debatte? 
o	 Handelte es sich bei ElterngeldPlus aus Ihrer Sicht um einen exemplarischen 

Prozess oder um einen eher nicht exemplarischen Prozess? Welche Gründe se-
hen Sie dafür?

Funktionen ElterngeldPlus-Prozess
–	 Welche Funktionen/welche Rolle hatten die Familienverbände Ihrer Meinung nach im 

ElterngeldPlus-Prozess?

Formen des Austauschs mit Familienverbänden allgemein
–	 Mit welchen Familienverbänden tauschen Sie sich allgemein aus? 
–	 Wie oft und wie regelmäßig stehen Sie im Austausch mit Familienverbänden?
–	 Beschreiben Sie bitte, in welchen Phasen des Gesetzgebungsprozesses der Austausch mit 

den Familienverbänden in der Regel stattfindet.
–	 Mit welchen Instrumenten treten die Familienverbände in der Regel an Sie heran?
–	 Von wem geht in der Regel die Initiative für den Austausch aus?
–	 Mit welchen Akteuren stehen Sie neben den Familienverbänden noch im Austausch zu 

familienpolitischen Fragen?/Welche Akteure wenden sich außer den Familienverbänden 
an das Ministerium?

Bewertung des Austauschs mit den Familienverbänden allgemein
–	 Welche Instrumente des Lobbying und der Interessenvertretung (Stellungnahmen, Bitte 

um persönliche Gespräche etc.) sind allgemein für Sie am hilfreichsten für Ihre Arbeit?
o	 Welchen Stellenwert haben Ihrer Meinung nach informelle Aspekte des Lobby-

ings, wie persönliche Gespräche, im Vergleich zu formellen Schritten?
–	 Wann/zu welchen Zeitpunkten ist für Sie die Mitwirkung der Verbände am hilfreichsten/

am wichtigsten?
–	 Wie bewerten Sie den Austausch mit den Familienverbänden allgemein?
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Funktionen der Familienverbände allgemein
–	 Wie würden Sie die Funktionen/ die Rolle der Familienverbände für das politische System 

allgemein beschreiben? 

Wünsche/Erwartungen an die Zusammenarbeit mit den Familienverbänden
–	 Inwiefern hilft Ihnen die Zusammenarbeit mit den Familienverbänden bei Ihrer Arbeit?
–	 Was ist Ihnen wichtig, damit Sie gerne mit familienpolitischen Lobbyisten/Interessenver-

tretern zusammenarbeiten? Wie gestaltet sich für Sie Lobbying/Interessenvertretung, die 
Ihnen Vorteile für Ihre Arbeit bringt?

Vergleich mit Interessenvertretung/Lobbyismus anderer Politikfelder
–	 Wie würden Sie Interessenvertretung/Lobbyarbeit von Familienverbänden im Vergleich 

zu der in anderen Politikfeldern beschreiben?

Möglichkeit für weitere Anmerkungen
–	 Möglichkeit für die Interviewpartner, auf weitere Punkte einzugehen, die ihnen wichtig 

scheinen.

Schluss
–	 Dank für die Möglichkeit zum Gespräch.
–	 Hinweis, dass Tonband wieder ausgeschaltet wird. 
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Anhang 5:	 Anmerkungen zu den Transkripten/Transkriptionsregeln

–	 Fragen/Aussagen der Fragestellerin (Interviewerin) sind fett hervorgehoben. Die Abkür-
zung für die Interviewerin lautet ‚I‘.

–	 Antworten/Aussagen der Interviewpartner sind in normaler Schrift gestaltet. Die Abkür-
zung lautet ‚B‘.

–	 Unverständliche Passagen werden mit folgendem Symbol dargestellt: [???]
–	 Unvollständige/abgebrochene Sätze werden mit ‚/‘ dargestellt. 
–	 Laute wie „äh“, „ähm“ etc. werden nur transkribiert, wenn sie inhaltlich relevant sind.
–	 Namen von Personen, die im Laufe des Interviews genannt werden, für das Forschungs-

vorhaben aber keine Bedeutung haben, werden zur Wahrung der Anonymität dieser Per-
sonen nicht genannt und mit ‚X‘ abgekürzt.

–	 Interviewpassagen, die auf Wunsch der Interviewpartner nicht wiedergeben werden sollen 
oder die aus Anonymitätsgründen gelöscht werden, sind entsprechend gekennzeichnet. 

–	 Anmerkungen der Fragestellerin zu besonderen Ereignissen während des Interviewver-
laufes oder als Erklärungen werden kursiv und in eckigen Klammern dargestellt.

–	 Ergänzungen der Interviewpartnerin (z.  B. zu weiteren Instrumenten, Adressaten und 
Phasen, die nicht direkt aus den Interviews hervorgehen, aber vercodet werden sollen), 
werden in eckigen Klammern und kursiv gekennzeichnet und werden auch mit ‚Ergän-
zung der Interviewerin‘ markiert.
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Anhang 6:	 Übersicht über die formellen Schritte des Gesetzgebungsprozesses 
zu ElterngeldPlus

Datum/Zeitpunkt Ereignis
24.04.2014 Vorlage des Referentenentwurfs 

Einladung verschiedener Akteure zur Abgabe einer Stellungnahme 
durch das BMFSFJ

24.04.2014 Stellungnahme zum Referentenentwurf des KRFD
30.04.2014 Stellungnahmen von Familienverbänden

Stellungnahme zum Referentenentwurf der eaf
Stellungnahme zum Referentenentwurf des FDK
Stellungnahme zum Referentenentwurf des iaf
Stellungnahme zum Referentenentwurf des VAMV
Stellungnahme zum Referentenentwurf des ZFF

Stellungnahmen weiterer Verbände
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. 
(BAGFW)
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. (BDA)
Deutscher Caritasverband e. V.
Deutscher Frauenrat
Deutscher Gewerkschaftsbund
Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK)
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V.
Die Familienunternehmer (ASU)/Die jungen Unternehmer (BJU)
Sozialverband Deutschland e. V.
Zentralverband des deutschen Handwerks

05.05.2014 Verbändeanhörung im BMFSFJ
07.05.2014 Anhörung der Länder im BMFSFJ
04.06.2014 Verabschiedung Kabinettsentwurf
08.08.2014 Übermittlung des Gesetzentwurfs durch die Bundesregierung an den 

Bundesrat
19.09.2014 Beschluss/Übersendung Stellungnahme Bundesrat zum Entwurf
22.09.2014 Übermittlung Gesetzentwurf an den Bundestag durch die 

Bundeskanzlerin
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24.09.2014 Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des 
Bundesrats

26.09.2014 Erste Beratung (Lesung) des Gesetzentwurfs im Plenum des Bundestags
06.10.2014 Stellungnahme des FDK zum Gesetzentwurf

Stellungnahme des VAMV zum Gesetzentwurf
09.10.2014 Stellungnahme des ZFF zum Gesetzentwurf (unangeforderte 

Stellungnahme) 
13.10.2014 Öffentliche Anhörung der Sachverständigen zum Entwurf vor dem 

Familienausschuss des Deutschen Bundestages

Sachverständige von Familienverbänden
Hans-Joachim Helmke (FDK)
Edith Schwab (VAMV)

Weitere Sachverständige
Prof. Dr. Hans Bertram (Humboldt-Universität Berlin)
Dr. Gerrit Forster (Gastprofessor Freie Universität Berlin)
Christina Ramb (Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände)
Dr. Maria Wersig (Hochschule Hannover)
Anja Weusthoff (DGB Bundesverband)
Regina Offer (Vertreterin der kommunalen Spitzenverbände)

05.11.2014 Beratung des Entwurfs im Familienausschuss und Übermittlung eines 
Berichts und einer Beschlussempfehlung durch den Familienaus-
schuss an das Plenum des Deutschen Bundestags

Übermittlung eines Berichts und einer Beschlussempfehlung zum 
Entwurf durch Haushaltsausschuss an das Plenum des Deutschen 
Bundestags

07.11.2014 Zweite und Dritte Beratung des Entwurfs im Plenum und Beschluss 
des Entwurfs

28.11.2014 Zustimmung zum Gesetzentwurf durch den Bundesrat
18.12.2014 Ausfertigung des Gesetzes durch den Bundespräsidenten (Gegen-

zeichnung durch Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel und Bundesfa-
milienministerin Manuela Schwesig)
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29.12.2014 Bekanntgabe des Gesetzes im Bundesgesetzblatt

01.01.2015 Inkrafttreten des Gesetzes
01.07.2015 Start des Gesetzes (Eltern können erstmalig das neue Elterngeld 

beantragen)
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Anhang 7:	 Übersicht über die informellen Schritte und Instrumente im 
ElterngeldPlus-Prozess

Datum/Zeitpunkt Ereignis
Sommer 2013 (vor 
Bundestagswahl 
2013)

Wahlprüfsteine DFV, FDK, iaf, VAMV, ZFF in den jeweiligen 
Verbandszeitschriften

27.01.2014 Facebook-Post des DFV mit einem Verweis auf ein Interview von 
Ministerin Schwesig, in dem sie ankündigt, das ElterngeldPlus schnell 
auf den Weg bringen zu wollen. 

12.03.2014 Facebook-Post des DFV mit Verweis auf die Änderungspläne zum 
ElterngeldPlus und den Antrag der CDU/CSU und der SPD zur Ge-
setzesänderung im Deutschen Bundestag

21.03.2014 Vorstellung Eckpunkte ElterngeldPlus durch Ministerin Schwesig 
Facebook-Post des DFV zu den von Ministerin Schwesig vorgestellten 
Eckpunkten von ElterngeldPlus

24.03.2014 Facebook-Post des ZFF zu den von Ministerin Schwesig vorgestellten 
Eckpunkten von ElterngeldPlus

April–Mai 2014 Beitrag zum Referentenentwurf ElterngeldPlus und zum Treffen der 
Familienverbände mit der Bundesfamilienministerin in der Ver-
bandszeitschrift des FDK (Nr.2/2014)
Newsletter iaf mit Verweis auf die Stellungnahme zum Referentenent-
wurf (Nr. 19, Mai 2014)

29.04.2014 Treffen der Bundesfamilienministerin Schwesig mit Familienverbän-
den (DFV, eaf, FDK, iaf, VAMV, ZFF)

13.05.2014 Facebook-Post des KRFD zur Stellungnahme Referentenentwurf 
15.05.2014 Facebook-Post des ZFF mit Verweis auf die Stellungnahme zum 

Referentenentwurf
04.06.2014 Pressemitteilung des FDK zum Kabinettsbeschluss 

Pressemitteilung des VAMV zum Kabinettsbeschluss 
Facebook-Post des DFV zum Kabinettsbeschluss
Facebook-Post des VAMV zum Kabinettsbeschluss
Facebook-Post des ZFF zum Kabinettsbeschluss mit Verweis auf die 
Stellungnahme des ZFF zum Gesetzentwurf 
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06.06.2014 Familienpolitisches Frühstück der AGF (DFV, eaf, FDK, iaf, VAMV)
Facebook-Post des DFV zu Gespräch mit familienpolitischen Spre-
chern der Bundestagsfraktionen
Facebook-Post des KRFD zum Kabinettsbeschluss 

07.06.2014 Facebook-Post des iaf zum Kabinettsbeschluss mit Hinweis auf eigene 
Stellungnahme zum Referentenentwurf 

Juli–September 
2014

Beitrag zum Kabinettsbeschluss ElterngeldPlus und Treffen mit 
Ministerin Schwesig in der Verbandszeitschrift des VAMV (Nr.3/2014 
für Juli, August, September 2014)
Beitrag in der Verbandszeitschrift der eaf mit Erläuterungen zu 
ElterngeldPlus (Ausgabe 5, September/Oktober 2014)

19.09.2014 Facebook-Post des ZFF mit Verweis auf Stellungnahme des Bundes-
rats, in welcher der Gesetzentwurf zu ElterngeldPlus begrüßt wird

26.09.2014 Facebook-Post des DFV mit Verweis auf Live-Übertragung zur Bun-
destagsdebatte zu ElterngeldPlus (1.Lesung)
Facebook-Post des ZFF zur Bundestagsdebatte zu ElterngeldPlus 
(1.Lesung)

27.09.2014 Facebook-Post des DFV zur Bundestagsdebatte zur Elterngeld-
Plus (1.Lesung) mit Zitaten aus verschiedenen Beiträgen der 
Plenardebatte 
Facebook-Post des DFV mit einem Zitat aus dem Gesetzentwurf zu 
ElterngeldPlus

Oktober–
November 2014

Beitrag in der Verbandszeitschrift des ZFF (Ausgabe 23, November 
2014)

09.10.2014 Stellungnahme des ZFF zum Gesetzentwurf (unangeforderte 
Stellungnahme) 

13.10.2014 Pressemitteilung des FDK anlässlich der öffentlichen Anhörung im 
Deutschen Bundestag

14.10.2014 Facebook-Post des DFV mit Kommentar zu den Regelungen für 
Mehrlings-Eltern im Gesetzentwurf zu ElterngeldPlus
Facebook-Post des ZFF zur Anhörung im Familienausschuss des 
Deutschen Bundestags zu ElterngeldPlus

16.10.2014 Facebook-Post des DFV mit Anmerkungen zur aktuellen Familien-
politik, u. a. mit Bezug auf Anmerkungen von Sachverständigen aus 
der Anhörung im Familienausschuss zu ElterngeldPlus
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Anhang

07.11.2014 Pressemitteilung der eaf zum Beschluss ElterngeldPlus im Deutschen 
Bundestag
Pressemitteilung des VAMV zum Beschluss ElterngeldPlus im Deut-
schen Bundestag
Pressemitteilung des ZFF zum Beschluss ElterngeldPlus im Deut-
schen Bundestag
Facebook-Post des ZFF zum Beschluss des Gesetzes zu ElterngeldPlus 
durch den Deutschen Bundestag 
Facebook-Post des VAMV zum Beschluss des Gesetzes zu Elterngeld-
Plus durch den Deutschen Bundestag

10.11.2014 Facebook-Post des ZFF zu einer Diskussionsrunde der Bundestags-
fraktion der SPD (u. a. zum Thema ElterngeldPlus)

12.11.2014 Diskussionsrunde der SPD-Bundestagsfraktion zu ElterngeldPlus 
„Elterngeld Plus. Deutschland auf dem Weg zur Familienarbeitszeit“ 
(im Rahmen der Veranstaltungsreihe „Fraktion vor Ort“) mit zwei 
Bundestagsabgeordneten der SPD, der Parlamentarischen Geschäfts-
führerin, der Geschäftsführerin des ZFF und einer Vertreterin der 
DIHK

22.12.2014 Newsletter iaf mit Hinweis auf das vom Bundestag verabschiedete 
Gesetz zum ElterngeldPlus (Nr. 22, Dezember 2014)

Januar–März 2015 Beitrag in der Verbandszeitschrift des VAMV zu den Neuerungen von 
ElterngeldPlus (Nr.1/2015, für Januar, Februar, März)
Beitrag eines Ministeriumsvertreters in der Verbandszeitschrift des 
iaf von einem Ministeriumsvertreter (Nr. 1/2015)

Januar 2015 Newsletter eaf mit Informationen zu ElterngeldPlus (30.01.2015)
März 2015 Beitrag in der Verbandszeitschrift des ZFF (Ausgabe 24, März 2015)
30.06.2015 Pressemitteilung des ZFF zum Start von ElterngeldPlus
Juli 2015 Newsletter iaf zum Start von ElterngeldPlus (Nr. 24, Juli 2015)
01.07.2015 Facebook-Post des DFV zum Start von ElterngeldPlus
03.07.2015 Facebook-Post des ZFF zum Start von ElterngeldPlus 
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waren ein bislang wenig erforschtes Feld. Diese For-
schungslücke wurde durch die Dissertationsschrift, 
auf der diese Monographie basiert, bearbeitet.
Dabei wurde systematisch analysiert, wer Lobby-
arbeit und Interessenvertretung für Familien im poli-
tischen System der Bundesrepublik Deutschland 
betreibt und wie sie sich gestaltet. Betrachtet wur-
den etwa eingesetzte Instrumente und Strategien, 
Zeitpunkte und Adressaten. Die Analyse erfolgte 
beispielhaft am Gesetzgebungsprozess zu Eltern-
geldPlus (2014) und losgelöst davon. Methodische 
Grundlage bilden die Dokumentenanalyse sowie 
Experteninterviews. 

Dr. Lisa Hartmann studierte Politik- und Kommuni-
kationswissenschaft sowie Neuere und Neueste 
Geschichte an der Katholischen Universität Eich-
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(Südkorea). Im November 2021 wurde sie an der 
 Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt, wo 
sie während ihrer Promotion als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Vergleichende Poli-
tikwissenschaft sowie am Zentralinstitut für Ehe 
und Familie in der Gesellschaft tätig war, promoviert.




